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Stadt Kiel Kiel, den 16. Juni 1960 
Der Stadtpräsident 

~ __ ~_ ~ _~ _ !-_ß._ '::.!l_ Ji 

zu einer Sitzung der Ratsversammlung, 

Dienstag, den 28. Juni 1960, 15 Uhr, 

Rathaus, Ratssaal 

Tagesordnung 

1) Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung 
am 27. Mai 1960 

2) M'tt '1 a) des Stadtpräsidenten 
1 el ungen b) d M 't t es agls ra s 

3) Tariferhöhung bei der Kieler Verkehrs AG - Drs. 299 -
Bürgermeister Dr. Fuchs 
- Material ist bereits zur letzten Sitzung verteilt worden -

4) 3B. Änderung des Aufbauplanes Nr. 4 - Drs. 419 -
Stadtrat Voss 

5) 4. Änderung des Durchführungsplanes Nr. 79 - Drs. 420 -
Stadtrat Voss 

6) Antrag der SPD-Ratsherrenfraktion betr. Lernmittelfreiheit 
für Volksschulen - Drs. 349 -

7) Herausgabe einer Denkschrift zum 40jährigen Jubiläum 
des Amtes für Familienfürsorge - Drs. 411 -
Stadtrat Engert 

8) Anmietung von Diensträumen für das Amt für Familienfürsorge 
Stadtrat Engert - Drs. 412 -

9) Finanzierung des Altersheimes am Klausdorfer Weg 
OB 

- Drs. 410 -
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10) Entgelte für den Zeltlagerplatz F alckenstein - Drs. 413 -
Stadtrat Engert 

11) Eigenschadenversicherung - Drs. 388 -
Stadtrat Engert 

12) Erwerb des Archivs Handorff - Drs. L1: 31 -
Frau Stadträtin Brodersen 

13) Bestellung und Abberufung von Prüfern des R echnungs-
prüfungsamte s - Drs. 392 -
Stadtrat Borchert 

14) Wahl eines neuen Mitgliedes für das Kuratorium 
der Staatlichen Ingenieurschule Kiel - Drs. 394 -
Stadt schulrat Dr. Hoffmann 

15) Große Anfrage der CDU/FDP-Ratsherrenfraktion 
über das Kieler Hafenprogramm - Drs. 432 -

16) Verschiedenes 

1) Herrichtung des Fußweges vor Schönkirchener Straße 13 
Stadtrat Voss - Drs. 386 -

2) Pachtvertrag Kraftwerk Ost 
Stadtrat Voss 

3) Weiterer Zwischenbericht über das Hafenprogramm 
OB 

4) Verschiedenes 

Köster 

- Drs. 422 -



S t adt Kiel Kiel , den 16. Juni 1960 
Der Stadtpräsident 

1) ~ __ ~ _ ~ _ ~ _ ~ __ C! _ ~ _:! __ &. 

zu einer Sitzung der atsversammlung, 

Dienstag, den 28 . Juni 1960, 15 Uhr, 

Rathaus , TIatssaal 

Tagesordnung 

I} Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung 
am 27 . Mai 1960 

2} M"tt "1 a) des Stadtpräsident en 
1 el ungen b} d M "t t es agIs ra s 

3} Tariferhöhung bei der Kieler Verkehrs AG - Drs . 299 -
Bürgermeister Dr . Fuchs 
- Material ist bere~ts zur letzten Sitzung verteilt worden -

4 ) 38 . Änderung des Aufbauplanes Nr . 4 - Drs . 419 -
Stadtrat Voss 

/5) 4, Änderung des Durchführungsplanes Nr . 79 - Drs . 420 -
Stadtrat Voss 

6) Antrag der SPD- Ratsherrenfraktion betr . Lernmittelfre iheit 
für Volksschulen - Drs . 349 -

~) Herausgabe einer Denkschrift zum 40jährigen Jubiläum 
des Amtes fü r Familienfürsorge - Drs. 4 11 -
Stadtrat Engert 

/ 8) Anmietung von Diensträumen für das Amt fü r Familienfü r sorge 
Stadtrat Engert - Drs . 4 12 -

"9 ) Finanzierung des Altersheimes am Klausdorfer Weg 
OB 

- Drs . 4 10 -
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10) Entgelte für den Zeltlagerplatz Falckenstein 
Stadtrat Engert 

j11) Eigenschadenversicherung 
Stadtrat Eng rt 

V12) Erwerb des Archivs Handorff 
Frau Stadträtin Brodersen 

j 13) Bestellung und Abberufung von Prüfern des H.echnungs-

- Drs . 413 -

- Drs . 388 -

- Drs . 4 31 -

prüfungsamtes - Drs . 392 -
Stadtrat Borchert 

14) ahl eines neuen Mitgliedes für das Kuratorium 
der Staatlichen Ingenieurschule Kiel 
Sta'-dtschulrat Dr. HoffmatID 

"15) Große Anfrage der CDU/FDP- H.atsherrenfraktion 
über das Kieler Hafenprogramm 

16) Verschiedenes 

1) Herrichtung des Fußweges vor Schönkirchener Straße 13 

- Drs . 39L.l -

- Drs. 432 -

Stadtrat Voss - Drs . 386. -

/2) Pachtvertrag Kraftwerk Ost - Drs. 422 -
Stadtrat Voss 

J 3) V\ eiterer Zwischenbericht über das Hafenprogramm 
OB 

V 4 ) Verschiedenes 
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2) An 
a) die Schleswig-Holsteinische Volkszeitung 
b) die Kieler Nachrichten 

Ratsversammlung. Sitzung Dienstag, den 28 . 6.1960 , 15 Uhr , Rathaus, 
Ratssaal. Tagesordnung . Öffentliche Sitzung. 1. Genehmigung der Nieder­
schrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 27.5.1960.2. Mitteilungen. I 

3. Tariferhöhung bei der Kieler Ve rkehrs AG. 4. 38. Änderung des Aufbau­
planes Nr. 4 für die an der Nord-West-Seite der Fritz-Reuter-Straße zwi­
schen Friedrichsorter Straße und Redinskamp gelegenen Wohngrundstücke . 
5. 4 . Änderung des Durchführungsplanes Nr. 79 für das Baugebiet Elisabeth­
straße/ Jägerstraße/Kaiserstraße/Wikinger Straße/ Johannesstraße. 6. Antrag 
der SPD-Ratsherrenfraktion betr. Lernmittelfreiheit für Volksschulen. 
7. Herausgabe einer Denkschrift zum 40jährigen Jubiläum des Amtes für 
Familienfürsorge. 8. Anmietung von Diensträumen für das Amt für Familien­
fürsorge. 9. Finanzierung des Altersheimes am Klausdorfer Weg. 10. Ent­
gelte für den Zeltlagerplatz Falckenstein. 11. Eigenschadenversicherung. 
12. Erwerb des Archivs Handorff. 13. Bestellung und Abberufung von Prü­
fern des Rechnungsprüfungsamtes. 14 . Wahl eines neuen Mitgliedes für das 
Kuratorium der Staatlichen lngenieurschule Kiel. 15. Große Anfrage der 
CDU /FDP-Ratsherrenfraktion über das Kieler Hafenprogramm. 16. Verschie­
denes. Nichtöffentliche Sitzung. 1. Genehmigung einer außerplanmäßigen 
Ausgabe. 2 . Kraftwerk Ost. 3 . Weiterer Zwischenbericht über das Hafen-
programm. 4 . Verschiedenes. - Der Stadtpräsident -

3) Eine Tagesordnung ist im Rathaus auszuhängen. -- A1-
4) ZdA . 

r -f;:r.A 
(Köster) 



Zu Punkt der Tagesordnung 

Amt für \lirtschaftsförderung Kiel, den 17 .. Hai 1960 

Drucksache 299 

~etrifft: TariferhöhunL bei der Ki el er Verkehrs AG . 

lierichterstatter: Bürgermeister Dr. Fuchs 

Antrag: Die Zustimmupg der Auf s ichtsratsmitglieder der Stadt Kiel 
zur Tdriferhöhung bei der Kieler Verkehrs AG. voraussicht­
lich ab 1 . Juli 1960, abgegeben in den Aufs ichtsrats­
sitzungen vom 15.6 . 59 und 30 . 4.60, wird genehmigt. 

~Be gründ ung 

I. Die letzte Fahrpreiserhöhung der Kieler Verkehrs AG. trat am 
1 . 1 . 1957 in Kraft . 

Die seit dieser Zeit eingetretenen Naterial- und Personalkosten­
steigerungen , letztere durch die im Jahre 1958 wirksam gewordenen 
Brhöhungen und durc h die im Zusammenhang mit der Einführung der 
45-Stundenwoche notwendig gewordenen Neueinstellungen , führten 
zu einer immer stärkeren Einengung der wirtschaftlichen Entwick­
lung der Gesellschaft . Die von der Gesellschaft durchgeführten 
Rationalisierungen und andere kostensenkende Maßna hmen haben den 
fortlaufend steigenden Kostendruck nicht aufhalten können . 

Das Geschäftsj a hr 1958 schloß nach dem von der Ge s ellschaft 
aufgestellten , von dem Wirtschaftsprüfer Dr . Beucker geprüften 
und von dem Aufsichtsrat genehmigten Jahresabschluß mit einem 
Verlust von 106.000 DM ab . 

Nachdem sich auch für das inzwischen abgelaufene Gesohäftsjahr 
1959 einerseits ein weiterer Ans tieg der Betriebskosten , anderer­
seits aber eine geringere Erhöhung der Fahreinnahmen abzeichnete, 
ha t der Vorstand der Gesellschaft zur Sicherung der \firtschaft ­
lichkeit dem Aufsichtsrat im Juni 1959 einen Tariferhöhungsantrag 
vorgelegt . Die Vertreter der Stadt Kiel haben bei dem Zustande ­
kommen des zustimmenden Aufsichtsratsbeschlus ses vom 15 . 6 . 1959 
unter dem Vorbehalt der Zus timmung gemäß § 13 Ziffer 14 der Richt­
linien für die Selbstverwaltung der Stadt Kiel vom 20 . 4 . 1950 
mi tgewirk t . 

Das Geschäftsjahr 1959 s chloß nach dem von der Gesellschaft 
inzwischen aufgestellten, von dem Wirtschdftsprüfer Dr . Beucker 
genehmigten und auch von dem Aufsichtsrat genehmigten Jahres ­
abschluß wi ederum mit e inem Verlust von 49 . 000 DN ab , der 
gemeinsam mit dem Vorjahre sverlust auf neue Rechnung vorgetragen 
wurde . 

II . Die finanzielle Situation der Gesellschaft ha t sich inzwischen 
bedeutend verschlechtert . Der Fahreinnahmenzuwachs ist noch 
geringer geworden, der Kostenanstieg dagegen hat weiter zuge­
nommen . Hinzij kommt der Anstieg der ~ ersonalkosten durch die mit 
Wirkung vom 1 . 1 . 1960 in Kraft getretene Lohnerhöhung , aB bei dem 
Tariferhöhungsantrag vom Juni 1959 noch nicht berücksichtigt 
'Waren . 
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Nach dem dem Aufsicht s r at vorge leg ten \iirtschaftsplan würde das 
Gesch~ft s j ahr 1 960 bei gle i chbleibender Entwicklung mit einem 
Defizit von rd . 1 , 5 Nio n I abschließen . 

111 . Der Vor s tand der Gesell s cha ft führt in Erkenntni s der Sachlage 
zutreffend aus , daß eine He r s te l lung der Virt s chaftlichkeit 
der KVAG selbst mit der i D Juni 1959 vorgeschlagenen Pahrpreis-
erhöhung nicht mehr erre i chba r i s t . Er ha t da h er dem Aufsichts­
rat in de r Sitzung vom 30 . 4 . 1960 den Ergänzungsantrag vom 
2 . Mai 196 0 vorgelegt , dessen Einzelheiten in den hier be i ge ­
fügten Anlagen 1 und 2 entha lten sind . 

Der Auf s ichtsrat hat s ic h mit de r gesamten Sachlage e i ngehend 
befaßt, schließlich sich aber dem aus führlichen und be gründeteO 
Vo rbringen de s Vors tand es nicht versage n können und zur Wieder~ 
he r s tellung der \J irtsch~ftlichke it de r Gesell s chaft dem ~rgän­
zungsan trag einstimmig zugestimmt. 

Die lIitwirkung der Vertr e t e r der Stadt Kiel bei de r Beschluß­
fassung deB Aufsichtsra t s gesc hah wi ederum unter dem Vorbehalt 
der Zustimmung gern . den Richtlini en vom 20 . 4 . 1950 , die hi e rmit 
erbeten wird . 

L a n g b e h n 



Ki eler Ve~kehrsak tiengebe lls e haft 

An das 
~inisterium r J r Wirtschaft und Verkehr 
des Landes Schl eswig-Hol s tein 

K i e !.;. ... 
Dü_ternbrooker Weg 94/100 

Kie l ~ den 2 0 Mai 1960 
Wer fistraße 233 / 243 
'l'e l efon: 7 56 11 

.:§.~ tr~ Erb'i:.inzungsantrag zu dem von un s 30m 11]. .8 . 1959 
ei nge r ~ ichten Antrag auf Änderung der Be­
förd erungs tarife 

'Vir bez i eh en uns auf den von uns am 14 .8 .)959 einge reicht en 

Tarifänderung~antrag , dessen Prüfung von der Preisbildungsstelle 

im Okto ber / ~ovemb e r v . J . durchgefUhrt wurde . Die diesem Antrag 

zugr und e ge l egten Berechnung en gingen von der Voraus setzung aus , 

daß der neue Tarif mit Wirkung vom ', . 1 . 1960 eingefUhrt werd en 

~üTd e, Die mIt Wirkung vom 1. 1. 1960 in Kraft getretene 10hner­

töhung wa r unberUcksichtigt geblieben, da im Zeitpunkt der Vor ­

lage uns eres Antrages noch keine 10hntarifkUndigung ausgesprochen 

worden \ ar . Obwohl die Preisbildungsstelle die PrUfung unseres 

Antrages beschleunigt durchgefUhrt hat - fUr die so verständnis ­

volle Un te :L'stützung haben \lir uns zu bedanken - ist leider noch 

!'lieh t V Oi1 allen im Anhörungsverfahr en betei ligten Stell en die 

not,'lenc1iGe Stellungnahme abgegeben ':orden . Wir ha ben uns sei t 

li~ngerem, .jedoch bisher vergeblich bemUht, eine Beschleuni ::;ung 

i n di ese l' Angelegenhei t herbeizufUhren . Unsere Auffassung ist 

verschiedentlich in der Tagespresse wiedergegeben worden, sodaß 

rrir sie a l s bekannt voraussetz en dUrfen , 

Die nicht von uns verursachte Ve rz ögerung in der Behandlung unse­

res Ant rages sowie die inzwischen wirksam gewordene 10hnerhöhung 
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haben die fina!1zielle Situati on der KVAG bedeut end ver~chlechtert ., 

Wi r se hen uns daher geznunsen , einen Ergänzungsant r ag nachzureichen , 

de ssen Eln~elheiten in den Anlagen 1 und 2 enthalten sind g 

Die n esentllchen l nderunben gegen~ber dem AntraG vo~ 14 " 8 ~ 1 9 59 be ­

stehen dorin , daß beiD Landverkehr die Streifenkarte auf 23 Ab ­

schni tte erneitert wird und die ~ochenkartenpreise um neit ere 20 bi s 

30 Dpfg erhbht nerden . Die Streifenkarte zu D~I 1, - - soll entfallen . 

Bei der Hafenrundf3hr t sollen die einzelnen Preis stufen um weitere 

5 bis 20 DlJfg angehob en \"!erden o Die :Ialbmonatski.: rten sollen um 

weitere 50 Dpfg bis 3 ~ 50 DU erh~ht norden . 

In Jbereinstirmung mit de~ Landverl:ehr soll die Berechtigung zur 

Benll tzung von Kinderfahrscheinen v om 15 0 auf das 10 0 Leben8jahr 

herabgesetzt nerden ~ 

Nach s tehend sine. die ~echnungsergebnis::;e der Me~lroinnahl:1en ZU8amLlen ·~· 

gefaßt ) nob ei die Erf~hrungen der letzten Preisprüfung b c rticksich~ 

tigt TIGrden sind . 

L a n d ver k ehr 

Ansatz der 
Ab\7anderung 
nach !:euer 

100 ol 
i 

75 I 
~~1 

0 1 
~o 

wo , f 
/0 

75 ( I 

/0 

0 oJ~ 
I 

r:ehreinnahm o 
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766 

995 
10787 

~ I;e hr e i nna.hm 0 
(13 .::::. s is 57 /58 ) 

TDM 

58 
77 

135 

durch~ 
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Ab\'ianderg 0 

6)5 al 
/0 

4, 9 ~'a 

0 5& 

S c h i f f Ci. 
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23 Abschn o 
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1 0110 

1. 490 
20 629 

h r t - -. - , ... -- - - - - - - .. ------...,. 
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4, 8 0' /0 146 
3, 6 7~ 182 
0 % 289 

durch . . 
schni ttL 
AbYli:mderg., 

9 :, 8 7~ 

7. 4 % 
0 of 

/ 0 

10 .,9 of 
/0 

8 .. 2 % 
0 % 
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nachdem cer cl C:~ e urJfc.ssende LGhn-· und G ehnl t s crhöhuncc n einc etret en 

sind :, glauJen ';i r :, daß die BfJvölkerung r::ehr Versti:ndnis fGr die 

n l; tnendiGe r;:' c. rifo.n!1ebung r:aben wird o Aus dieserJ Grunc.e glauben 

nir a USn C1. hr.ls r; e ise annehr.1en zu l:önnen ~ daß sich die Abr:anderung 

bei 75 % nach 2euer ben8gen wird. Das entspräche einer durch~ 

schnittlichen Lbnanderung 7 0n ca . 7, 4 % beim La~dverkehr bzn ~ 

von en . 8 . 2 % bei der Sehiffnhrt . 

2 ine weiterGehe~de 9 die Kosten voll deckende Tarifanhebung ver ~ 

bietet 2ich u . l: . desnegen , \"lei1 ~ie enornen Fo.hr~reisd~fferenzen 

ul.e Fahrgi::i.ste alsdann von c:.en Nahvorkehrsmit teIn fcrnhal ten Y1Ürc.en,. 

Der Aufsichtsrnt unserer Gesellschuft hat in seiner Sitzung 

am 300 40 1960 dem erneiterten Tprifantrag zugestimmt . 

i\nJ c~ß§.-1.:.. 
ZU3a~nenfa s sende 

Tarifübersicht Lcndvortehr 

i}.nl .:;:ge 1..E.. 
~C1.rifübersich t Sehiffahr t 

Mit v0rzüglieher Hocha chtung 

Kieler VerkehrsaktiGngcsellsehaft 
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_Al?r:an,d,e rung, ;ll.§.Cp. § ch§[na He.u,er,~_ 
, r I 
ln 10 Be röreL Pe r sonen ' Ko. r ten . :cJ rlös neu* • I.~ ehrerlös 

• nach Ab\fanderung n 

25 , 3 % 
9 · 7 

i 4 ,. 0 

11" '7 

": 45 0 
'j 2,7 

. . 

..................... ...... . . ..... . ... . .......... ... ;.. .. . ........•. ... .. -, .... , .. . ......... . ~ ........................ ,.. . ......... -..... ..... ... . - . . ... . . .. . 

'12 , 456 ) 3 .. 736 , 80 

45 0864 16 05 2,,40 

95 .. 875 47 ,937 950 
225 486 155 291 ,'60 
'j 69 .624 'l35" 699 ~ 2 0 

36 366 32 , 729 ~40 

274. 032 274 0 03 2~-

2'i 8 239 580 
80462 i O o 154~40 . . . . . 

";~ r~ '_',,' r .. - .. _~ "':' -... 'i,. • •• "'~.:l-.i ... ~,...---....... -~· _-..",.,..,..:-. ............ · _ ;~ ·....., - ,,....o;,,... .. ·• ~ .,.. ..... " -.: ""$'" -.: ... ~.,~...,...,.,..~ ~~ ·-r--.. ..,,; ..... ::f-.:p·;;~· ·--.,..: .!.r ,.;;..;:;.. ~· ·.:o' ;..;::.~-:;.~-: ~ ~~: ..• ,,:-.:-~ .,:::.; .. -:.: :;: 

868 0 383. 6 5 5 0 873 , 1 0 :' 4 6 0 83 2 , ,;,: :. ":" ' ~~'""1 

.. ''-, _ ..... . ~ .• _ ...... -- .. - - .... " - -- .... -- .... - _ ... ' -- - ... - - - - _ ..... .. - -- - -- .. _.~ - .. -_ .~ .... -. _ .. --- -_ .. ..... - ~ .. .. - _ ... ...... - -- ... 

22 760 7 70 

85 183 ,25 

8 9 3% 
:s 7 
01 ~ ! 

59 0 
4,, 2 

6, 2 

5,7 
5:, 0 

IL: 7 
4,,2 

SI ,. 0 

c -. 
Ö j. ) 

8,5 
,8 , 3 

1, 07 5 

70754 
1 'I , 548 

67 . 982 

34 0070 
30 682 

49 0277 

sn 

539 
299 , 538 
163, 072 

4 0. 12 9 

75 1469 

'1 .: 

1110 817 

80 ,. 774 

'1 Q 1 21 

89 ·, 898 

90. 
646: 
962· 

50666: 

2" 85 1. 
306: 

40108 : 

22 

1'1 " 982 

6 523 
166 

3, 01 9 

45 

-~ - · ··------------ ,i-

283, 621 : 11.-345 

27° 1-
2 0261 7 -

408'1 0 9 -

33 0996 1 -

22 , 808~ -

2, 754, -
41 . 080 ; -

132 , -

107 838 , -

71, 753, -
2, 158 ,-

450285 1-

20 ,1 28 ,50 

17 0770, 50 

-i '7 0047,20 

- - - _.- -~ -- • _ _ . : .. - _._- -~._- ... _ . - p . - _ -. " .. ... - ' 

- .- '0' -. . ___ _ .... : _~ _ _ _____ . _.-.. __ __ ~ . ... . _ ______ ... 

88,13% 

* b e i Berücksichtigung von 100 % 
Heuer . 



h,'JeJ.er V o:rkeh:~' sr,tt i.onge S G J.1 s ahaft 

, 

UnterJ. n(;en z·C1.r Jeu:::,tcilu~lC einos Bar~:!7['.hl'p:.'ei::.;e8 von 40 DpfG 

in der untersten ~reisst~feo 

Bet dc:r ::::rörterunt) dce; f:.ntrn[ e::; de).' :(VAG auf r.::'r,rifc'höh1.:ng trQ t eie Frace 

auf, eb yerant~ortet wo:::,den kann, fLr die erste ?reisstufe bereits eine1 

Fahrpre i s vor 40 D?fg~ zu e:::,hebe~~ 

In ~abelle ~ sind diejeniGen 2etriebe zusar~enge8tellt, uelc~e ,. ZUD ~eil 

. Schon sei·i.; :::E;hTeren J['.h~'cn .-, in der c::.'oten :?reis::;tt;fe e1;l<;:11 :;:: 2.r ,~ l':'.2:.r?reis 

Von 40 D)fg o erheben~ Die Ze triebe, velc~e bercits 3cit 1957 b~vo 1958 

nit diesen ~indestfa~rpreis rechnen~ ~üCten zun Auffangen der letzten 10hn­

. und G-e~:.::Jl tssteie;c2'1.:;:.{;;en in 1:~~ chstC 2' Zei i; einen 1'lQch r..öl:.crc:n rre:i_s ein," 

In ~nb cl l e 2 sind die UnternehcGn scn~! :nt, die nach den uns vorlieGc~den 

Nachrichten in der nilchsten Zeit oine ~c!iforhöhung beab:icttiGen, bei der 

die unterste ?reisstuf~ nuf nindestens 40 Dpfg a angelloben ~erden so11. g 

Die 'baiden '1.:-,bel1en ::eiC811:) do.ß die ;CVAG bei einem :2i.u'"l"QJ::::.'prcis yen 40 Dpfg o 

für :~urzs trectc~fchrGr kei~esfnlls ci~en 30~derfo.l: dcrste11e~ ~ird, sondern 

daß dieser ?atrr~eis unter den ~eutigen VGrhältnis3e~ nJ.Iccccin ~bj . ich 
i7eJ:ö.en ·,'l·"d. 

, - " 

Di e . . - JQn~g8n Jetriebe, die heute noch ~escntlich niedriGere F~hrrreise er-

hebe~ ~ kBn~cn e~ ~ r tun unter !nknufnat~e eines cröDcren ~efizits, das 

=nderer 3tädtischer :ctriebe, inobesondere 

sio alSQ bis!:.cr ::i t :üeclrigel'Gn :'(:hrpreisen aus:3ul~on:. en glaubten~ so 
~u= destalb ~"G1ich~ veil eieee ?reise nicht kOJtcnecht sein kör~nen 

Und in irg'endeiner ~eise subventioniert verden ~üs8~no ~s ka~n iedo ch nuf 
v . 

die .... 
-,:',uer rj.c::'t ::: v2;'lich SCil!2 di.e ?nhrpreisc der =~ahvc::..'1:ehrs!:li -'-tel z o 13 e 

auf ~~o::;t(m dor Stro:wc2'brnucter oder der all[;'cr.,cinen Stouc::.':::c.hler unter den 

Selbst~osten zu hQl~en~ 



\ 

'i:abell e 1 

Nahverkehr s bet ri ebe , di e ber e its heute in der ersten Pre i s stuf e einen 

Fahrpre is von 40 Dpfg erheben. 
----1-.-.-. _ _ _ .... _______ .. _ ,_I ._ .... ____ • ___ _ 

I I 

: ~ . t~ ::~:::: b e ~:~ e b_l_~~~~~;~:_ 
1 Br emen I 40 
2 

3 

4 

5 
6 

7 
8 

9 

Br emerhaven 

Dui s bur g 

}'ranl:f urt 

Hannover 

Nürn1Je rg 

Oberhausen 

Rems cheid 

Kö ln 

40 

40 

40 

40 

40 

40 

40 

45 

_ ._-----_._-_ .. - -----

Zeitpunkt der I, Bemerkungen 
Einführung 

___________ .. L _________ _ 
6 . 5. 1957 

1. 2 , 1958 

1 , 6 , 1960 

1. 11 , 1959 

31. 3 , 1958 

1, ) , 1957 

29 , 2 , 1960 

1. 9.1958 

11. ) . 1957 

I 

Einheitsta r i f 

Einhei t starif 

Einheitstarif 

Strab-Einheitstnrif 

Einheitstarif 

Tabell e 2 

Na '!lV ' erKeh r s be tri ebe , die in a bs ehbarer Zeit den Fahrpreis der ersten 

Stufe auf 40 Dpfg anzuheben beabsichtigen. --- -----------_. --~ --,- --,~---------- ,----'-----
Lrd , 
NI' . 

Ve r keh rsbetri eb 

-----.--------------I 

2 I 
I 
I 

3 

4 

Dort,nund 

Hanno ver 

Heid e lberg 

Lübe ck 

Höhe des 
Preises 

Dpfg 

40 

40 
50 

40 

40 

Zeitpunkt der I Bemerkungen 
Einf ührung 

beantragt 

beantragt 

Gerad.eausfahrt 
Umsteigen 
beabsichtigt lt , 
Nahverkehrs-Nach­
rich ten v . 28.4 .1 960 

rariferhöhung beab­
s ichtigt lt , Nahver ­
kehrs - Nachrichten 
vom 4 , 5 . 1960 

Einheitstarif 



'I. " 

.Z u zt 0 g ii l tige Bartarife der im VÖV zusammengeschlQssenen Verkehrsb e triebe _________________________ ~~_~~~~~~~~E~~~ ______________ ______ . ____________ _ 
(Be triebe mit Einflußgebi et unter 50 . 000 Einwo~nern sind wegen der Übers ichtlichkeit 

nicht berücksichtigt,) 
I I 
I I 1 

I Einfluß- Te il- I I Or t I I Barpreis Tarif I Sem e r k u n gen 
: gebie t s trecken- .: I 

() / 
Gül t ig ab . 1 

: LT r I län.;e km : I : 
______________ L _________ ~ ____________ ~---________ - ______ ~-----------------~------_-------------------------- __ _ 

Aachen 450 'I , ü 

Augs burg 200 0,45 

Aschaffenburg 63 km-Tarif 

Bad Godesberg 62 1 . 754 

I 
I 

Bad Kreuznach I 100 I 3 , 2 
I 
I 
I 
I 

Bayreuth 1 80 
I 

Einhei ts-I' . 

West - Berlin .. 
~22 9 I " 

I 
I 
I 
I 

Bielefeld I 300 I 1 . 007 
I 
I 

Bo chum I 
1 1:5 56 1 ,74 
I 
I 

Bann I 220 I Einheits'-:T . 
I 
I 
I 

Braunschweig I 280 I " 
I 
I 

1 T. -,35 
2 T. -,50 
3 T. -,60 

1-3 T. -, 30 
4-6 T. -, 35 
üb.6 T -,40 

je nach Strecke 

1-2 T. -,25 
3 u.m. -,45 

1-2 T. -, 30 
3-4 T. -,40 

-, 50 

ohne U. -, 50 
mit U. -, 35 

1- 3 rr 0 -, 30 

1-2 T. - , 30 
3-4 T. - ,45 

ohne Uo- ,30 
mit U· -, 55 

ohne U. -,30 
mit U. - , 35 

I 
I 
I 
I 

1. 6 . 1960 
I 
I 
I 
I 
I. 
I 1. 5. 1960 
I 
I 
I 
I 
I 
I , 
I 

19·10 . 1958 
I 
1 
I 31. 3 · 1958 
1 
I 
I 
1 
I 
I 

1- 1 .1960 
I 
I 
I 
1 
I 1 . 3. 1959 
I 

31. 12. '1957 

2 . 6 .19 57 

12. 1 . 1959 

29 · 9 · 1958 

1 . 11 . 1957 

St r ab . 

Strab . Abdeckullg des Defi zi t s dur ch 
Stad t werk e uo ähnJ aBetr iebe 

Omb . f! 

Omb . I t 

Omb. 

Omb. 

Strab a 

Strab . 

strab . 

Strab . 

strab . 



I Einf:l uß- , 'TeiL~ , . " J Tarif" 
Ort B e m e r k u n gen / Barpreis : giU tig ab: : 

I I ' ' , I 
I I I 

" gebiet " strecl;:en '--
( t .- t' , i I 1" "/k 
" L 0 ausena / I ange/ m 
I I , I , -------------,----------, ------------,-----------------,-------------,---------------------------------------------

Bremen 

Br-emer-haven 

Darrnstadt 

Dortmund 

Düsseldcrf 

Duisburg 

Essen 

Erkelenz 

Esslingen 

Flensburg 

Frankfurt 

Freiburg lL B" 

I I I I 

: 522 :iEinhei ts-T o : - ~ 40 6 05 c 57 : Strab 
, , I 
I , I 
I 146 , 11 - , 40 1 .2 0 58 , S trab a 
I I , 
, I I 

: 113 1. 0 1 - 2 T., - ,20 1.4057 : Strab a 
: 3- 5 To -,30 : 
I 
I 
1 
I 
I 
I 
I , , 
I 

775 

? 

614 

955 

350 

100 

95 

968 

62 

2 . ) 

1.2 

1024 

1051 

1067 

0 , 90 
I , 

' I , 
2 0'1 89 , 

1 , , , 
I 
I 

20066 

~inhei ts-,T c 

1 T ~ 

1 To 
2- 4 To 

1- 2 Ta 
3 Tc 

1 m ' 1 0 

2 To 
3 To 

1-2 T ~ 

3 To 

1- 2 T ~ 

3-5 To 

1 m 
... 0 

2 T ~ 

3 C71 
J. 0 

I ' ,2 T, 
bis 3 

bis 3 

-, 30 
-,40 

-,40 
- ; 55 

-, 35 
- ,45 
- ,55 

-, 25 
-,30 

-,25 
-,30 

-,20 
-,30 
- ,40 

- ,'2).0 
'[' 0 - ~,~ 

T c -,30 

11 08 ·58 

I . 
I 
1 
1 
1 
1 
1 
I 
1 
1 

Strab 

Strab e 

Strab o 

, Strab o 
I 
1 
I , 
I , 
'Omb e 
I 
I , , 
: Omb . , 
I 
I , 
I Strab ,. , , , , , 
I 

: Strab o 
I 
I 
1 
I 
1 Stra b Q 

1 
1 
I 
I , 
1 
1 

AbeeckLJ.Jig d es :Defizits d üTCh. St ad t-­
werke u oäbnl o Bet riebe 

r: 

rr 

If 

I! 

3 -

.... ..: ..... 



" ·E .2.l1:t':lziß·- _. ' ,Pe:i.J. - - I I . -;;- - : :.,' - --r 
.. o·r ·j; · · · · · · ·/· g-e bi ld· : /--strecieen :.,' · ····i3it.rpreis·····r · - . :l;-~>2. -;· · b :· ·: .. ······B e m er ku n g en 

t i < t a u sen d} l änge / km : : gu ~g a 0 : 

--------------r---------~-----------~-----------------~-- -----------~------------- - -- - -------------------------- , 
Ful da 

Geilenki rehen 

Gi ess en 

Göttingen 

Gü t ersl ·; h 

Hage n 

Ha mb urg 

Hamburg­
Holstein 

Hameln 

Hamm 

Hanau 

I I I I I 

I " I I 

I 62 : Zonen~T o : Kurz s t recke - ~ 25 : 1 05 058 : Omb c Abdecküng de~ ))e fiz i ·t ,S dux' eh S tad ~~ 

I 
I 
I 
I . 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
! 
I 

90 

60 

100 

70 

286 

2193 

75 

100 

135 

76 

: : Sta dt zone - ,30 I : werke uoä.hnl e Betr iebe 
I I Ve rort It - ~ 45 I 
I I I 

I I 

10 666 I I 
I 1- 3 T o - ,30 15 . 9 . 58 1 0mb , 
I 1 
I I 

202 : 1 T. - ~ 25 1 01 . 60 : Om-b 0 

: 2 T ~ - ,30 : 
: 3 T . - ,40 : 
1 1 
1 I 

Stre cken - TJ ohn e Umsto -, 25 6 . 4 . 57 1 0mb <. 
I 1 
I mi t Ums to - ,30 1 
1 1 
I . 1 

: 1- 2 T . - ,30 104 058 : Omb o 
: 3 T. -, 40 

1.7 
1 , 
1 1 T : 
I 1':'1 ' 
1 2 j. 0 

: 3 T 0 

I 
I 

: 2 T o O- cUm . 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

1 x Umst . 
2 x Ums to 

I En tfernungfl-T. - ,20 -
I 
I 
I 

Einhei ts -:- T.i 

1 .· 12 

0 <96 

1 - '2 T ~ 

3- 4 T u 

bi::; 2 T a 
bis 3 To 

- ,50 
- ,35 
- , '15 

- ,30 
- ,40 
- ,50 

I 
1,00 I 

- ,30 

- ,30 
-,40 

- ~ 25 
- ~ 30 

I 
I 
I ' 
I 

1012 · 59 Strab 

St r ab 

1 • 3 . 58 

1<2 . 60 St r ab . 

'15 03 058 Orub e 

11 

11 

11 

TI 

.- 4 -



~ : , 

o r 1; 

Hannover 

Heidelberg 

Heilbrenn 

Herne 

Herford 

Herten 

Hof 

Iserlohn 

B e m e r k u n gen 
. . ,E.inf2uß-- , - ··ge.:iJ... , , Tarif 

" ·tfeb.ie-t " st'~ecke1}- ,' Barpre.is I gü~ tig ab~ . : 
fic·ta usenä ) ,' länge/ km " : : 

-- 4 -

I I I I , ._.,. -_ .. - - ._._ ..... --:-.,- -- -- -------- -,-.- - --- -- - - - - ----T - - - - .-- -- - - - -'- .. ,----- -- -' - -- -- -- - -- - - - -- --- - ---- - - -- - -- - ---- . 
I I I . , , 
I , , I , 

: 800 : Einheits-1' u : ohne Um . - ~ 30: 31,.3058 : Strab a 
, I , mi t Um 0 - 40' I 
I I I ' j I 
I I I I I 

: 196 : 10244 : 1- 4 T. -, 30: 1.8 058 : Strab c 
I I I I I 
I I I I I 

: 87 I Zonen - Ta : l.Zcne - ,30 : 1.'1058 : Omb o 

I : 2 . Zone - ,40: : 

258 L61 

70 1 0 0 

57 Strecken- T c 

330 100 

I I 
I I 
I 1 - 2 T . - , 30 j 
I I 
I 3- 4 T . -, 40 I 
I I 
I . I 

: 4 T . -,30 I 
I 
I 
I 
j 

I 
I 
I 
I 

1 T: 
2 T ~ 

3 T o 

1 Str . 

1 '1' 0 

2- 3 T . 

-, 30 
- ,35 
- ,45 

- ,25 

- ,25 : 
-, 30 

1 • 1 • 58 

12 . 6 55 

1 . 4 u 57 

strab . 

strab a 

Strab 

Omb , 

Strab ~ 

Abdeckn:ng des' Defizits d urch Stadt· 
werke u oähnl o Betriebe 

t! 

t! 

t! 

Kaiserslautcrr: 97 10 03 1-;-3 T", -,30 1 . 6 ~ 57 Omb o 
I 

Karl s ruhe 270 L1 1-2 T ~ -, 30 1 08 058 Strab , 11 

3- 5 :r 0 - ~ 40 

Kassel 280 Eil1hei t 6-11 
" 'Jh.!'1.e Urn o -, 35 17 0 7 . 58 St rab o 

mit U::lo -,40 

Kiel 300 1 06 bis 3 T c - ,30 107 c57 Strab < 

Koblenz 16 0 1010 1- 3 T, - , 30 '10 8 , 58 Strab c 

- 5 -

. . ~ ~. 



- "- --.-- . --. 
./ -- . .E~.r.1f.J,uß~ - .. .zp_7;.L , Tarif 

Ort; ,'gebiet; ,.s(;ßec~e.l1- " Barpreis " --lt- b . " Bell1e:r-kungen 
[i 0 -tausend): l.änge/ klIl " : gu ~g a • : . . 

- -------------r---~~~----r--------- - -·r------~---------7- ---~~--~-~ - ·- 1---- ---- --- -- - --~---------- - ---- -- ----------

Köln : 1000 : Einheits - T o:inne rhalb d€l' : 1L) o ~J7 : Strab o A b d %!k u-l1g d es Def'üüis durch Stadt-

Kcnstan2. 

Kre fe ld 

Lar::.genfeld 

Lippstad t 

Lübeck 

Lünen 

Mainz 

Mannheim 

Marburg 

Mi.ilhe im 

MoGladbach 

Moers 

: : :Tarif'grenze - , 45 : : werke uo ähnJ 0 Bekde-be 
, , ·'bei Uber - I I I , , , 

51 

250 

70 

670 

230 

63 

456 

470 

50 

18 2 

430 

? 

, , fahr en I I 
I I I I 
I I Zuschlag - ) ~O I I 
I I I I 
I I I I 
I 1 ~ 9 I ~ '1' 0 - , 35 , 8 0 2 • 59 I Om b 0 

I I --b 2 T - ,45 I I I I U . 0 I I 
I I I I 
I I , I 

: 1,2 : 1- 2 To -,3 5! 1 <10 0)8 : Strab a 
I I 3 T 0 - ,50 ' 
I I I 
I I I 
I I I 
I 1 0 7 5 I 1 - 2 T. - , 30 1 . 9 . 57 I Om b 0 

I : 3 T 0 -,35 : 
I I 
I I 

Entfernungs T 1lindestpr . :-, 30 1 .5.58 : Omb 0 

Einheits-T o 

1.19 

1 • 12 

1 . 478 

Zonen-T c 
2 ~ 8 km 

-1054 

1 T . 
2 • "7'! ... . 
:5 T. -

3 '1' • 

3 m .... 

1-2 T. 
3 - ~ T~ 

1 T~ 
2 'L' . 
:5 T. 

1 Zone 
2 Zone 
3 Zone 

1 T. 
2 T. 
3 T o 

I 
I 

- ,40 beantrQ : Omb 0 

I 

-, 25 
I 

Omb . 
-, 30 

4. -, 35 

-,30 1 .80 58 Strab , 

-, :';0 4< 1 .60 Strab , 

-, 25 1. 1 .60 Omb o 
-,40 

-,35 30 . 11 . 59 Strab o 
-, 40 
0 , 50 

- ,30 St rab 
- ,45 
- ,60 

-, 20 Strab < 
- ,20 
- ,30 

I! 

I! 

I! 

" 

" 
I! 

I! 

If 

tI 

11 

i" 



,r ~I'( •.•• • ~ . I . ___ _ ~ __ . ,~ ..-_. _ __ _ 

" -E2.-nf-J., uß~ ,' - --.{[!e.;j,J.~·- - / / Tarif I 

Ort; , I 'ge 'biet; I strecken- I Barpreis , " , , : B e m er k u n gen 
ti c tausend : länge / km " : gul t 1. g ab g : -_.--- -- ------ ----t --,-,-,-- ----t--:----- '- - - - - -,---- - - - - -- -- - - -- - -,- -.,.. - - - - -, - - - --,- -- - - -- - -- -- - - - - - - -- -- - ---- - - - - - - - - - - - - - --- --

München : 1000 : 108 I 2 '.2 0 - , 25 ! 10 6 056 ! Strab Abde ck nng d es J]ei'izit~ d ...u:'CR Stadt -
: : : .3 T . - 5.30 I : werk e v..o ä bn L Bet:r-:L et'8 , , , , , , , , , , 
,'? ';> , ohne Um ~ -,30 , 1 04 058 , , , 
, , mi t um 0 -,35 , : 
, , i , 

Münster 

, , , , 
Münster : 190 1 04 : 1 T 0 - , 25 : 14 07 • 57 : Om b ~ 

: ' 2 - 3 T 0 - ,30 ' , , ' , , , ' , , , , I 

Krs oUnna 

Münster: ' , I , , I 

Krs . Ltidinghausen: 225 1 02 '1 T. -, 25' 1.3 . 58 ,Omb o 

Neu\lied 

Neuss 

Nürnberg 

Oberhausen 

Offenbach 

Oldenburg i oO< 

Osnabrück 

Paderbern 

I ' 2 T 0 - , 30 ' I , ' , I 
, I 3 T 70 ' I , 0 -, ) I , 
, i , , 

65 

98 

650 

150 

135 

180 

, , , , , , , , , , 
I , , 

103 

: Einheits-T o , , , , , , 
t , 
I , , , 
I 

1,4 

1,5 

).27 

? 

1034 

1 T c 
2- 3 To 

1 • Zone 
2 oZone 
u omehr 

1- 2 T ~ 

3 T c 

2 To 
3 T v 

1- 2 T ~ 
) T , 

I I 

- , 20' 1 • 11 . 58 lOb , I :n . 
- , 30 ' I , , , , 

, I 
-, 25' 1504 . 58 I Strab 

I , 
, I 

-, 35 : : 
I I 
J I 

-, 40: 1<3. 57 : Strab . 
J , , , 

- , 40 J 29 02 060 , Strab , , 
- 9 50 I I , , 

i , 

-, 30 : 3.1 060 : , , 
I , - ,40 
I , , , 

- , 35 I 1.6 , 57 
I 

- , 50 I 
I 
I 

b ü , 5 ~ , - , 25 : Strabe 

1-2 T c 
3 T a 

I 
i 

- , 30 : 
- , 40 I , , , 

I 
I 

I' 

" 

" 

" 

" 

' r 

- 7 ~ 



,-~ . ~ ' ..... 

. . -- ----_. 
.E.2n.f..z:uß~ -- -- P.e.2:2~~ - I I -- " -T~_;.~j - I 

" ,ge b:i e t · ,' s trecken- I Barp re:is : g ül tig ab : I Ort 
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M~i 
:e aUausschuß 
~ Sta~ t ~lanungsamt -

Zu Punk_t __ ~~ ___ d_e_r __ '~Ta~r~gc sorq~~ 

Ki el, den 9 . Juni 1960 

leJJ:. . ..!. 38. 1.nd er,ung des Aui' baupl anes NT . 4 

~chterstatter: St ad tlJ8urat Prof. J ensen 

~ Der 38 . ~~.nderung de s Aufbau pl anes Nr . 4 wird zuge stimmt. 

~~~ an der Nord-West-Seite der Fritz-Reuter-Straße zwischen Friedrichs­
z er Straße und Hedinskamp ge l eg2nen Wohngrundstücke sind 
a~T. mit Gewerb ebetrieben durchsetzt. Sowohl die Unterbringung die­
Ohr Betriebe als auch die hiorftir erforderlichen Hofgebäude sind 
nanh eine organische Entwicklung in den l etzten Jahrzehnten nach und 
dec ~ntst~nden u~d bedürfen d~inge n~ der V~rbesseyung. Um n~nmehr 
J. ... n n Ihgentumcrn dle ser Grund stucke elne Verand erung 'der baullchen 
sot~gen, die gleichzeitig e ine ~c triebsve rbesserung mit sich bringen 
da ~ zu ermöglichen , ist eine Lnd erung des Aufbauplanes erforderlich , 
erfdleses Gebiet als reines offenes Uobngebiet bei der im Jahre 1949 
tr Olgten Aufstellung des Aufbauplane s ausgewiesen war. 
B:r d~e aus stadtplanerischen Gründen dringend erwünscht'e bauliche 
Wlr~lnlgung auf den f r aglichen Grundstücken durchführen zu können, 
Bau y?rge schlagen , die ses Gebiet nunmehr als gemischt genut ztes 

geolet vorzusehen. 
ber B 13 6 aUausschuß wird sich mit der Vorlage in beiner Sitzung am 

• .1960 befassen. 

Prof. Jensen 
Stac1tbaurait 



.. 
Zu Jynkt ______ ._der T E~sordnung 

DeI Magis.tI 
Bau aus s c h u ß 
- Stadtplanungsamt -

DrucksD che 420 -_ .. _._-- .. ... __ . 

Kie l , den 9 . Juni 1960 

Betr . : 4 . j~nd e rung des Du rchführun{~ s p lanes Nr . 79 

B. E . : Stadtbaurat Pro f . Jensen 

Antrag: Der 4 . Änderung de s Durchführungs planes Nr . 79 für das 
Bauge bie t Elisab c' t}J straße / J age rstraße/ Ka is erstraße/ 
Hikinge rstraße /Johannesstraße wird zugestimmt . 

Begründung 

städtebauliche Maßnahmen 
ab" 

Die Eige~üme r der Grundstücke Kieler Straße Nr . 39 und 41 be 
sichtigen den Wiederaufbau der kriegszerstört en Wohnhäusel' . -' 
Der Durchführungsplan Nr . 79 sieht eine 4- ges chossige neu~ Be eIl 
bauung v or . Die gleiche Geschoßzahl ist auch bei einer sputer 
Neubebauung der anschließend en G undstücke Nr . 43 , 45 und 47 ' jU!' 
die 4-, 2 1/2- und 3 1/2-.ge schoss i g bebaut sind , vorgesehen.,. de!1 
grund de r geringen Grunll Gtückstiefe ist der Bau von NebengebaU-, 
(Garagen usw .) baurecht lich auf diesen Grunds tücken nicht ver 
t r etbar . Um den Ei ge ntümern di e Möglichkeit zur Schaffung der

e .. 
notwendigen Einstellplätze auf ihren eigenen Ctundstücken zu g') 9, 
ben , wird eine Heraufzonung für die Häuser l. i e ler Straße NT . bOß 
41 , 43 , 45 , 47 auf 5 Geschosse vorgesehen , wobei das Erdges C g 
j ewe ils als Garageng8 scho ß a llszubi ld en ist . Die sc Herauf~onU!:\t. , 
ist vertretbar , d ~ damit kc ine Erhöhung der Wohnd ichte elntr J. 'V'o!ll 

Die von der Land esregierunG bis l ang :..; en ehmic;t en Abvle ichungen 
Durchführungsp l an Nr . 79 sind in d i ese md crunc; übernommen. 

Verkehrst echnische Maßnahme n ---_ .. " 
Der Dur chftihrunesplan sieht die Aufhebung d er Einmündung d e ~e!l ' 
straße in die Kais erstra ße vor . Diese Ji:laßnahme wird aufgeBG be .... 
da eine verkehrs t echni sche Notwendigke i t hierfür nicht mehr S'" 
steht, nachdem die Kais erst .. aDe ihre Bedeutung als DurchBang 'V'et~ 
s t raße durch Aufhebung der Einmündung in die Pre otzer straße 
loren hat . 
Der Bauausschuß wird s ich mit der Vo r l age in seiner Sitzung a~ 
13 . 6 . 1960 befassen. 

:erof . J ens en 
St ad t baul'at 



! 

Zu Punkt 6 der Tagesordnung 

SPn .. Ratsherrenfraktion Kiel, den 12. Mai 1960 

Drucksache 349 

An den 
Herrn Stadtpräsidenten 

h i e r --------

Sehr geehrter Herr Stadtpräsident ! 

Wir bitten, nachstehenden Antrag auf die Tagesordnung der kommenden 

Ratsversammlung zu setzen: 

~etr.: Lernmittelfreiheit für Volksschulen 

.!!.erichterstatter: Stadträtin Toni Jensen 

!ntra~: Die Ratsversammlung möge beschließen: 

1. Für die Volksschulen der Stadt Kiel wird die volle Lernmittel­
freiheit eingeführt. 

2. Der dadurch entstehende Differenzbetrag zwischen der Erstattung 
durch die Landesregierung und der entstehenden Ausgabe wird 
von der Stadt übernommen. 

3. Der Titel 21/721 wird entsprechend erhöht. 

Eine Begründung für diesen Antrag erfolgt mündlich in der Ratsversammlung. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Schatz 

Fraktionsvorsitzender 
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Zu Punkt I de~Tagesordnung 

Au.sSChuß für Familienfürsor.Q"e 
Amt für Fami lienfürsorgeO 

Kiel, den 9 . JUlÜ 1960 

Drucksache 411 

Betr.: Herausgabe einer De nJ..c schrift zum 40-jähri gen J ubil iium 
des Amtes f ür Familienf ürsorge. 

Berichterstatter: St ad tschulrat Dr. Hoffmann. 

Antrag: a) Das Amt für Famili enfürsorge gibt zum 40-j ährigen 
Jubiläurr. am 1. Oktober 1960 eine Denkschrift über 
di e Entwicklung der Wohl fahrtspfleee und des Amtes 
für Familienfürsorge heraus. 

b) Zugestimmt wi rd der Leistung e iner außerplanmäßigen 
Ausgabe in Höhe von 1.000 DW bei der n eu einzu­
richtenden Haushaltsst elle 4012/6 .813 - Herausgabe 
einer Denkschrift -

Der Betrag wi rd gedeckt durch den Na chtrugshaushalt. 

B e g r ü n dun g • 

Da e s bisher noch keine Zusammenstellung üb0 r die f amilienfür­
aorgerische Tätigkeit in Ki el gibt, sollte das 40-j ährige Be­
st ehen der Familienfürsorge in Kiel zum Anlaß genommen werden , 
e ine Denkschri f t zu fertig en und in Druck zu geben, aus der 
der heutige Arbeitsumfang ersi chtlich ist und die eine Ver­
gle ichsmöglic~~eit mi t anderen St ädt en geben könnte. 

In der Literatur ist die famili enfürsorgerische Arbeit in Kiel 
bisher wenig erörtert worden. Es kann durch die Der~schrift 
nachgewiesen werden, daß die in 1Cie1 organisch gewa chsene Form 
sich in den vergangenen 40 Jahr en nicht nur zu normalen sondern 
auch in Krisenzeiten bewährt hat. 

Der Ausschuß für Familienfürsorge ha t dem Antrag in seiner 
Sitzung am 3.6. 1960 einstimmig zugestimmt. 

B or c 11 c r t 



Zu Punkt 
I", 8 

der Tagesordnung 
er Magistrat 

Au.sSC hu!j f~I' Familicnfürsor i;C 
ltlI.:t für Fa.:.:d L i anf'ilrsOI'ce 

~ iel, den ~ . J uni 19EO 

I. 

Drucksache 412 

]etr .: AnmietUl'lg von Dio[ls t l,äuJ:lerl für d<is AIi:t für F'ami lier.:.­
für s orge . 

~ericht erstatter: Stadtrat Eng e r t 

!.,ntrag: Zu[;estimnlt wird: 

1) der LelDtung e i ner überplanmäJ" i <~ c!l ~u.1sg:J.oe in iiöh e 
vor! 2.000 DIli be i der IIaus{'jal tsstelle 4012/E51 
- ;"iete, .Pac_; t, Anerkennun,.?;sge bä.fJ.r -
(k ietzins für die Zeit VOll. 1.6. - 31.12. 1 _: 60 ). 

2) der Leistung einer außerplan~äßigen Ausgabe in Höhe 
von 11.000 T'T( bei der !.leu ei Lzuricht enden IIal..lshal t s­
stelle ~~12/6.~51 - Hel'l'icht t-".ng der Räume Delius-
straße -. 

Deckung erfolg t im Rahmen des Nachtragehdushalts. 

B e ;)' r Li 1'1 dun rf y .~- >, . 

Die 7 Fücsorgcrinnen der Bezir:tsstelle Süd des Amtes für Earülien­
fürsorge SiIld behelfsmäßig in d eLi städtischen Kindertagesheim 
"Scnützenpark" (Fröbelheim) untergebracht. Die von den PLir­
Sore erinnen benutzten Riiume werden dri r..g end vonJ Jugendamt 'v,nd 
Ge s undhei tsamt benötigt. Das Jugendamt .,rill einen Scl:..ularbei ts­
raum für die ,ortkinder einrichten; dau G sundheitsac t benöt1gt 
Raum für die .Lrziehungsberatung . Das HauptaZ!lt hat sich WH Ersatz­
räume für die 13ezirksflÄrsol'gerinnen bemüht. Von den Angeboten iot 
~ <'l S Q8r l:' irma v. En~e lhardt & Co. um tSünstiöst en, weil die Räume 
l nl Bezirk Süd des Amtes für Familienfürsorge liegen ur.d die l'üete 
aneemessen ist. Leider handelt es sich nur um einen Ral.u:l , der 
nicht untertei 1 t ist. Das n,u.ß gescheh 0!!l, um den Be s uch ·:..: rn der 
Be zirksstelle die KÖ6lichkeit zu geben, ihre Sorgen den Be zirks­
fürs orgerinnen vorzutru(,en, ohne daß andere Besucher mi tt.öreu . 
Die Kosten für die Herr ichtu.ng der Räume errechnen siCh wie 
fOl rrt· o • 

ab' ) Für 
) Für 

c) Für 

Für 
Für 

7 Arbeitsräume 'L.,nd 1 Wart er;;;.um •••••••.••. 
Beleuchtungskörper .Älld Installation •••••• 
1 Ferns prechwählanlag e mit 
2 Amtsleitung en •••••.•••• 
7 Apparate je 65, -- rL l ••• 
EinbuL~osten .••••.....• .. 

4,. 263, -- :DM 
455, -- D!.~ 
282 , -- 'CI\:J 

5.000,-- DßI 
1 .000 , .. - :l'il 

5 .000, -- D .! ', 

11 • 000 , -- 1J1Irt 
--- ----------------------

./ . 



Die F [~ rns prechanlab"": wird Eie;enturü der ;:; tadt. FU.l' ei ne I:: .. e­
mietete F( :rn::prcchanlag e ~:d;. !.) ten j äilr lich 1.300 :c.-~ : .. iete f~ e ­
zah lt werden. Ejn Anschlu~ der Be~ir~sst81le ~n di e Ratha~s­
Fe ~t' ns prechhauptf:.it elle ist t;;6[.cnwürt i c!; ni C ll t rr:ögli eh , wei 1 
keine Al1Sehl ü.ss e E'tehl' frei sind. )/e r.n di(:! Fe:cm~; prechwiiJ:Jl an­
laGe an di c s (, r Stelle einmal nü;ht kehr Ge bra uch t vv erd8Il 
sollte , l~ßt si e si ch j e d erzeit i n Schulen, Alt ershe i me n , 
Juge ndheimen v.sw. verw enden . 

Der Ausscbuß für Fau:.ilienfürGor'ge hat d 2 1:l Antrug in s e i nE.:r 
Sitzung Clm 3. 6 . 1 960 cir.i.stimeiG zugesticw.t • 

.3 0 reh e r t 



Zu Punkt der Tagesordnung 

Der Oberbürgermeister Kiel, den 9 . Juni 1960 

Drucksache 410 

~etr.: Finanzierung des Alte rsheims am Ia ausdorfer VJeg 
Berichterstatter: Ob erbürgermeist er 

~ntrag: Folgende Entscheidung de s Ob erbürgermeisters vom 
1.6.1960 wird genehmigt: 
"Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen 
Ausgabe, die keinen Aufschub duldet, in Höhe von 
47.365,11 DM bei der neu einzurichte~den Haushalts­
stelle V 4314/120 - Bau eines Altersheims am Klaus­
dorfer Weg -. Der Betrag wird gedeckt durch eine 
gleichhohe Entnahme aus den für die Altersheime an­
gesammelten Rücklagen. 
Diese Entscheidung ist der Ratsversammlung in ihrer 
nächsten Sitzung zur Genehmi gung vorzulegen." 

Begrü.E!dung 

Der Kostenanschlag für das Altersheim Klausdorfer Weg schloß 
mit der Summe von 1.345.655,63 DM ab. Der Magistrat stimmte 
d~esem Kostenanschlag mit der Maßgabe zu , daß Mittel bis zur 
HOhe von 1.250.000 DM in Anspruch genommen werden dürfen, da 
nur dieser Betrag im Haushaltsplan veranschlagt war. Es soll­
ten also rd. 95.000 DM eingespart werden. Dabei wurde davon 
ausgegangen, daß die Ausschreibungen entsprechende Ersparnisse 
bringen würden. Trotz der inzwischen eingetretenen erheblichen 
LOhn- und Materialpreissteigerungen hat sich diese Erwartung 
zum Teil erfüllt. Die Ende Mai vom Architekten vorgelegte 
Kostenübersicht zeigt ge genüber dem Kostenanschlag eine Er­
sparnis von 48.290,52 DM, überschreitet allerdings die veran­
SChlagte Summe um 47.365,11 DM. . . 
Das Heim soll am 1.7.1960 bezogen werden. Um diesen Termin ein­
halten zu können, mußt en die letzten Bestellungen , vorwiegend 
Inventar, noch Anfang Uuni herausgegeben werden. nenn das nicht 
ges~hehen wäre, wären der Stadt Kiel erhebliche finanzielle 
~~haden entstanden, weil der größte Teil der Betriebskosten 
Ur das Heim (Personal, SChuldendienst) voll entstehen , die 
~ntsprechenden Einnahmen aus Iflegegeldern aber fehlen würden. 

Ußerdem waren die künftigen Heimbewohner bereits von dem Ein­
ZUgstermin benachrichtigt. 

Es W~r daher notwendig, die zur Le istung der Mehrau sgabe erfor-
1berllche Zustimmung im Wege der Sofortentscheidung nach § 106 

S. 1 GO einzußolen . 

Der Fürsorgeausschuß hat der Vorlage am 30.5.1960 einstimmig 
ZUgestimmt. 

Mut h 1 i n g 

\ 

. .. 



Zu Punkt der Tagesordnung Uer MagisJrat 2' 

JUg endwohlfahrtsausschuss 
- Jugendamt -

Kiel,den 3.6.1960 

.I 

Drucksache 413 '.' 

~trifft: Entgelte für den Zeltlagerpldtz Falckenst e in 
~richterstatt~ Stadtrat Engert 
!Dtrag: 1. Für di e Benutzung der Zeltlagerplätze FalckenstGin 

sind ab 1.6.1960 folg ende Entgelte zu erheben: 
a) für Jug endorganisationen 0, 20 DM je Person und 

v/oche , 
b) für jugendliche Einzelz elter bis 18 J ahre 

0,20 DM j e Jugendlicher und TaGe , 
c) für Personen üb er 18 J ahr e 0,30 DM je Person 

",und Tag, 
d) für Kinder bis 14 Jahr e , di e mit Elt ern zusammen 

zelt en, j e Person und Tag 0,10 DM, 
e) für Wohnwußen (Anhänger ) mit und ohne Vordach 

1,- DM t ägl ich. ' 
2. Die Entgelte sind b e i d er Aushändigung des Zelt­

sche ines zu entricht en und auch dann zu zahl en , 
wenn di e Zelte nicht belegt sind . 

3. In Ausnahmefäll en können durch den zuständigen 
Dezernenten di e unt er1a) aufgeführt en Entgelte 
ermässigt od er erl ass en werden. 

Begründung: 

!f~ dem Gelände des früh eren Schießstandes Falckenst ein sind Zelt­
~ atze für Jugendorganisationen, jUßendlkhe Einzelzelt er und Er­
wa~hsene eingericht et. Die Entgelte für die Benutzung der Zelt­
E1at ze wurden anlässlich der Haushaltsb eratungen 1958 durch die 
datsversammlung festges etzt. Es h~t sich j edoch h erausgest ellt, 
dass die Entgelte die gestiegenen Unkost en für die Instandhaltung, 
nahs Sauberhalt en und di e Üb erwachung der Zeltplätze nicht decken. 

a er ist es ang ebracht, di e Entgelte neu f estzusetzen. Die vor­
~~SChl~genen Beträge ließ en unt er den Platzgebühren der Richtli­
~ähn fUr das Campingwesen und den Sätzen der Campingplätze in der 
~o e Kiele.Da s erscheint vertretbar, da di e s e Plätze erhöhten 

mfort bieten. ' 

~e~ Jug ondwohlfahrtsauss chuss hat dem Antrd0 in seiner Sitzung am 
• .1960 e instimmig zugestimmt. 

Eng0rt 
Stad t rat 



Personalausschuß 
- Rechtsamt -

Zu Punkt der Tagesordnunj[ 

Kiel, den 24. Mai 1960 

Drucksache 3ßB 

~~!E~l Eigenschadenversicherung 
Berichterstatter: Stadtrat Engert -----------------
!~!E~gl Zugestimmt wird der Leistung einer auß erplanmäßigen 

Ausgabe in Höhe von 4.710 ,-- DM bei der neu einzu­
richtenden Haushaltsstelle 025/657 - Eigenschadenver­
sicherung -. 
Der Betrag wird im Rahmen des Nachtragshaushalts­
planes 1960 gedeckt. 

~~gE~!!~~!!g 

Durch Beschluß des Personalausschusses vom 8.9.1959 ist 
das Angebbt der Victoria-Versicherung über den Abschluß 
einer Eigenschadenversicherung für die Stadt Kiel ange­
nommen worden. Es war beabsichtigt , den Vertrag mit ~ir­
kung vom 1 .1.1960 abzuschließen. Da di e Planstelle des 
Sachbearbeiters für die Eigenschadenversicherung durch 
den Tod des bisherigen Stelleninhabers vom 21.9.1959 
bis 28 .3.1960 unbesetzt war, konnte der Termin nicht 
eingehalten werden . Der Vertrag soll nunmehr zum 1.7.1960 
abgeschlossen werden. 

Im Haushaltsplan 1959 standen bereits Mittel für die 
Eigenschadenversicherung zur Verfügung. Bei der Auf­
stellung des Voranschlagsentwurfs für das Rechnungs­
jahr 1960 war davon ausgegangen worden, daß diese Mit­
tel für die beim Abschluß mit Wirkung vom 1.1.1960 
fällige Jahresprämi e ausreichen werden. Es wurden 
daher für das Rechnungsjahr 1960 keine Mittel veran­
schlagt. 

Nach § 45 GemHVO dürfen Verträge, durch die die Ge­
meinde verpflichtet werden soll, über ein Rechnungs­
jahr hinaus Zahlungen zu leisten, endgültig erst ab­
geschlossen werden, nachdem die Ausgabemittel zur Dek­
kung der dadurch erwachsenden Ausgaben erstmalig durch 
den Haushaltsplan oder durch e inen Nachtragshaushalts­
plan bereitgestellt sind. Der Vertrag wird daher zu­
nächst für die Zeit vom 1.7. bis 31.12.1960 abgeschlos­
sen. In dem Entwurf des Nachtragshaushaltsplanes für 
das Rechnungs jahr 1960 werden die Dienststellen und 
Betriebe die den Versicherungssummen entsprechenden 
Beträge als Erstattung an die durch diesen Plan neu 
zu errichtende Haushaltsstelle 025/212 vorsehen. 

Engert 

Stadtrat 



l3ü Der Magistrat 
chereiausschul3 

Zu Punkt 12 der Tagesordnung 

Kiel, den 15. Juni 1963 

Drucksache 43 1 

~etrifft: Erwerb des Archivs Handerff 

!!erichterstatter: Frau Stadträtin Brodersen 

Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe 
in Höhe von 2.500, -- DM bei der H. St. 351/6.986 - Ankauf des 
Archivs Handorff, 1. Rate -. 

Zum Ausgleich wird bei der H. St. 98/681 - Verstärkungsmittel -
ein gleich hoher Betrag gesperrt. 

_ ~ _ ~ __ ~ _ : _ ~ __ r: _ ~ _ ~ __ r: _ ~ _ 

Im Haushaltsplanentvvurf für 1961 ist unter 351/6. 98 9 die erste Rate von 
2.500 , - - DM für Ankauf des Archivs Handorff vorgesehen. Das Archiv 
Handorff ist eine wertvolk Sammlung enzyklopädischen Charakters von 
Beiträgen zur Kieler Stadtge schichte bis 1910, um deren Ankauf sich bereits 
namhafte Körperschaften und Privatpersonen mit weit höheren Angeboten 
bemühen. Der 83jährige Besitzer war aber bereit, das Archiv für 5.000, -- DM 
(zahlbar in zwei Jahresraten 1961 und 1962) an die Stadtbücherei zu ver­
kaufen, da es an dieser Stelle de r Öffentlichkeit zugänglich bleibt. Ein 
entsprechendes Kaufangebot liegt vor. 

Nun hat Herr Handorff dringend darum gebeten, die e rste Rate in Höhe von 
2.500, -- DM bereits jetzt an ihn zu zahlen. 

Der Büchereiausschuß und der Magistrat haben dem Erwerb de s Archivs 
einstimmig zugestimmt. 

Brodersen 
Stadträtin 



Zu_Punkt _. _:~ __ d_e.;;...;I2. __ Tag~s .ordnung 

'TqIS. 
Personalausschuß 

Per s 0 n a 1 amt 
Kiel, den 27. Mai 1960 

Drucksache 392 

Betrifft: Bestellung und Abberufung von Prüfern des Re chnungs­
prüfungsamtes 

Berichterstatter: Stadtrat Borchert 
Antrag: Nach § 11 5 (2) der Geme indeordnung für Schleswig­

Holstein werden 
a) als Prüfer des He chnungsprüfungsarntes bestellt 

Stadtoberinspekt~r Wilhelm Stademann~ geb . 8 10.1925, 
Stadtoberbauins pekt or Hans Wiedeck, geb . 7. 3.1920, 
Stadtinspektcr Bruno Baasch, geb. 9 . 10.1916, I 

Stadtinspektor Bruno Hansen, geb. 7. 7.1909, 
b) vorbehaltlich der Zustimmung der Kommunalaufsichts­

behörde als Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes abbe­
rufen 
Stadtamtmann Hermann Klahn, 
Stadtamtmann He inrich Rath, 
Stadtoberbauinspektor Hans Burow, 
Stadtinspektor Kurt Stephan. 

Begründung: 

Stadtoberinspektor Stademann hat im Re chnungsprüfungsamt den Tä ­
t~gkeitsbereich des St adtamtmannes Klahn übernommen, der als 
stellvertretender Dienststellenleiter nach dem Personalamt ver­
setzt wurde. 

Die Aufgaben des bisherigen Prüfers und jetzt im Tiefbauamt 
- Verwaltung des Bauhofes - tätigen stadtoberbauinspektors Burow 
werden durch den Stadtoberbauinspektor 1.'f iedeck wahrgenommen. 

An die Stelle des auf eigenen Wunsch in den Ruhestand versetzten 
Stadtinspektors Stephan ist der s t ad t inspektor Hansen getreten. 

Stadtinspektor Baasch i st bereits seit l ä ngerer Zeit im Rechnungs­
prüfungsamt tätig , Stadtamtmann Rath wurde wegen dauernder 
Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt. 

Alle zu bestellenden Prüfer haben sich v oll bewährt und sind für 
ihre Tätigkeit in charakterl icher und fachlicher Hinsicht unein­
geschränkt geeignet. 
Der Rechnungsprüfungsausschuß hat in seiner Sitzung vom 11. Fe­
bruar 1960, der Personalausschuß in der Sitzung vom 20. Ma i 1960 
nach Antrag beschlossen. 

Bor c her t 
St adtrat 



,r 

Zu Punkt /.: der Tagesordnung 

Schul- und Kulturamt Kiel, den 31. Mai 1960 

Drucksache - 394 

Betr.: Wahl eines neuen Mitgliedes für da s Kuratorium 
der Staa tlichen Ingeni eurschule Ki e l 

Berichterstatter: Stadtschulrat Dr. Hoffmann 

Antrag: In da s Kura tori um de r Staatlichen Ingenie ur schule 
Kiel wird auf di e Da uer von 5 Jahren gewählt: 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

B e g r ü n dun g 

Durch Beschluß der Ratsversammlun g vom 18.2.1960 wurde als 
Mitglied für das Kura torium der Staatlichen Inge nieurschule 
neben ie rrn Stadtrat Günter Schubert, Herrn Dr . Paul Haus­
schild t , Herr Ratsherr Dr . Adolf Kri ege r gewählt. 

Herr Dr. Krieger ist inz',J ischen a us de r Ratsversammlun g aus­
ges chieden. Für ihn muß durch die Ratsversammlung e iu neues 
Mitgli e d gewählt werd en . 

Dr . Hof:( nann 



~ro des Sta dtpräs identen Kiel , den 28 . Juni 1960 

Betr .: Wahl eines neuen Mitgliedes für da s Kuratorium 
de r Staatli chen Ingenieurs chule Kiel. 

Von der SPD-Rat sherrenfralction wird 

Herr Ratsherr Dr. Jo s ef Ast 1 

vorgeschlagen . 



CDU/FDP-Ratsherren-Frc.1.kt ion 

An den 
Herrn Stadtpräsidenten 

im Hause 

Klel, den 13. Juni 1960 
Rat J.lau s 

Sehr geehrter Herr Stadtpräs ident! 

In der Anlage überreichen wir Ihnen eine an den 

Magistrat der Stad.t Kie l gerichtete Große Anfrage 
der CDU/E'DP-Ratsherren-Fraktion betr. Unrichtige 

Unterrichtung der Öffentlichkeit durch den Herrn 
Oberbürgermeister über die bisherige Durchführung 

des Kieler Hafenprogramms mit der Bitte um Weiter­
leitung. 

Es wird gebeten, die Anfrage auf die Tagesordnung 
der Sitzung der Ratsversammlung am 28. Juni d.Js·. 
zu setz en und unmitt elbar an die Antwort eine Aus­

sprache zuzulas sen . 

Anlage 

~t vorzüglicher Hochachtung 
Dr. Kiekebusch 

Fraktionsvorsitzender 



CDU/FDP 
Ratsherren-Fraktion 

An den 
Magi s trat der Stadt Kie l 
iII,LHdus e 

Kiel , den 13. J uni 1960 

Betr.: Unrichtig e Unterrichtung der Öff entli chkeit durch den H0rrn Oberbür ger mei s t er über di e bisherige Durchführung des Ki oloT Haf enprogramms 

1. Will der Herr Oberbüre;ürmoi s t er we i t erhin bestreiten, da.ß 
ein Kernpunkt der Hafenpro gr arnmdebatt e der Rat s versamm­lung vom 1.4.1960 gewes en i st, daß "es aus takti s chen Gründen vermi eden worden s ei, Ei nz e l anträge zu st ellen, um nicht di e grunds i t zli che Entscheidung über das Haf en~ progra mm zu gef ährden "? 

2. Was hat den Herrn Oberbürgermeister bewogen, in der Schleswig-Holsteini s chen Landes zeitung vom 7.5.1960 der Wahrheit zuwider zu er k l ären, daß von den im Hausha lt 1959 einge s etzten Bet rägen für das Hafenpro gr amm "kein Pfennig ausgegeben" wer don konnt e? 

3. Welche Maßnahmen hat der Her r Oberbürge~no ister gogen den Bedi enstet en einge l eitet , der ihm l aut "Ki e l er Nachrichten" vom 2.6.1960 eine unri chtige Auskunf t er­t eilt und diese "am 31. 5.1960 noch einmal ausdrücklich bes t ä tigt" h at? Ist dem Herrn Ob erbürgermeist er die Unrichtigkeit dieser Auskunf t nicht spätes t ens während der Ratsversammlung vom 27.5.1960 bekannt geworden? 
4. Entsprechen di e Zu.schüss e f ür den Ausbau des Olympia­Hafens , die nach der "Erwiderung" de s Herrn Oberbü r ger­meisters in den "Kie l er Nachr icht en" vom 2.6.1960 Iler­wartet werden", der für das Haf enpro gramm fest ge l egt en Bet eiligungsquot e von j e 1/3 für Bund, Land und Sta dt? Wi e hoch sind di ese Zuschü s s e und wann sind s i e einge­gangen? 

. Dr.Kiekebusch 
Fraktionsvorsitz ender 
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23 . Stadtrat Lütgens 

24 . Ratsherr Mahrenholtz 

25 . Ratsherr Dr . Murmann f 

26 . Rat sherr Neumann 

2 'I . Ratsherr Nolte --

28 . Ratsherr Olsson 
..... 

29 . Ratsherr Pfaff IV 
30 . Ratsherr Renger 

31 . Stadtrat Ritter 

32 . 

33 . 

34 . 

35 . 

36 . 

37 . 

38 . 

39 . 

40 . 

41. 

42 . 

43 . 

44 . 

45 . 

46 . 

47 . 

48 . 

48 . 

Stadträtin Dr . v . Rundstedt 

Ratsherr Dr . Rüdel 

Ratsherr Schäfer 11 

Stadtrat Schatz J­
Stadtrat Schröder 

Stadtrat Schubert 

Ratsherr Sichelschmidt V 
Ratsherr Stams 

Ratsherr Steinert 

Ratsherr Thaddey 
. e"" 

Ratsherr Prof . Dr . Thiede ~ 

Ratsherr Titzck IV 
Ratsherrin Vormeyer I: 
Ratsherr Dr . Wagner " 
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1."18r die 'it~Lln) 81' {. tsversarlillung 

am ')d . JUüi 1960 

Bo .Lnn: 1:' . 00 fhr 

vo .. , 

I.tU L Jhe rrcn: 

s fohlen 
ontschu.Ldi l,;t : 

,8 fohlen 
llnent.3chuld l J' t: 

nIesond e 
der -\TerN~.l.tung: 

"nd8: 

....!'l', U ßrouersen , .1:'ro.11. Bi nz , ,b'r.u J enS8n" 
Dl' . KLnl ebll.:.-:ch , .rOI'J 1e,Jsky, L:Pr, L"t-
l~cn8, itL'l", 1\_31 . Ql",T/Oll LtilbF.9nMeat, 
-Jcr.' tz , :3cbröd81' , JC'lubeJ't 

-Eh . Astl , i'L' U Bond'J ,ldt, Dr . Bef~ke , 
Boo , lJrows , En ('1 , J':'Jors; Pr- Ll Fr~Jn­
ko, ,'1' 11. ~'r nzius , ~'-', u H' twen , Han­
son, Je.:;ke , Dr . Xcscll, LillO,)' nn , ~"'ar ­
Lenbo 1 tz, Dr .l"1urm, n . , N ewnann, No 1 to , 
018son, ~ '1'1' , ~en("or, B~, t' i ci81 , 
, c ~; l~ er , ;-) i c 11 e 1 sc 1:nli d t , t 1:3 , '-i t ei­
nort, ffhallcoy , t?.r uf . Ih • sr] iiodl', ll'r.m 
Vor 1cyer, ."-.e:' l Ju 11 b u fl, • es L nha1 , 

i 1 I llntei t , 101lscl:lnol'81 

d. tslJol'r 01' . Astl , ~ L,o,dt· ätin Dr . 
v.H.undstedt, t' 1, 101'1' ')1' . :.idel , 
{: t 'hP.IT P::::'o • Dr . Thiede 

Ob0rb'tr 'er leis Ler Dr . l'l" thling , Bür­
ucrllE'i,,>ter Dr . D'n.cllc.~ , Jb bb. ... Htllt; 

~"""'"'~~~~ n , < t<. dt l'c1t ..... : Bo ch0rt , 
"H' ("ct, ;ril1tJ " ße:Lfl, VO,3" , Jt, ci b.sebal-

Y Lr b tJ I . 110 fi~ lih Llfi 

L(~ L tender Ma • Diroktor v . Germar , Ober­
.nu. 'i C' tr _ L sr-; te : Q t;;18:J? k" J, Dr . Ko ":)') , \ a -
terne , " lVlü11or, Dl' . ·üchtel',r . 
0c.:l"lröter, lill LnrT , Drönper , Man' . :.tat 
TIaro'"" '4155 ., n''zElElul5'!l?ulili!ll'witt[;8, e-W8:8:t­
mr;pgifiiii!f!etJ±!l?f50-W Bl',PapenbGlg, ~ ap; . Schul­
rate: Dr . Schütz e, Me i. bo hm , "tiidt . Bau­
d i rektoren : ;eh!88e1:e ~ , Sc..uer,~ < r, 
3chul ze, StLtot . J3au rat Bocker , mehrere 
llIi t ~li edel' der 0 et s bel rät e .. uchsdorf 
und ' chilksee , Reforent litte 

'V Oberb~, urüte T.~erte ns, 
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Ö f fon t 1 1 e b e uitzung 

3 . D~.l.CI{:G"ehe 299 

Die u<) t Lmmunr; JOT lJ.r~) i.c, t'll" tSlni t,·;liLder de'" ~t (t Lol 
~ln' rr' rLferl1')(:1An l' boi U(;1.:' Kl ~ Le Vc' kehrs AG vo e' UC;S LC}lt­
lieh "b 1. Juli 19')0, u.h '(' /'b 'n Ln (8)'1 [uf.,teht '1"' ts-
sLtznn r "('Yl vorl 15 . 6 . 1)9, 30.~ . 60 und 8 . S . 60 .'LI'O 11'-'111' t . 

"nr0nd der BeI' tun'1' ij I OY d io en (r:'lB;eSor(lnUn,~8 -
pun~ct h 't der ,..iL d l;nt'" .,Ldent als l..itr:;Jied oes 
Vor"'t, ndes der KLE)luY.' VE)t.'(·' r~j .G Zll BCi"'"LllYl der 
f)i "Lz'Jng den iU.l"ll vr,r1a ;~3en; den 'l,)r', L tz überni ,llnt 
Clcr ~) . stl")llv • .3t' citrn'; : Lu.cmt , ...t'.L"JU, t dLriitin }h.ll~ . 

'\'t<,hr'lT l\'o1t 0 , d(" ,"Leh eb)l' 11s bei' fl cu :L",lhlt, 
h' t 811 11 '1; .. end der 1~cn·l.L1Hl l.md ]~e:J lur3i','s<31Jnp; 
(en S'<u1 v()rlas""en . 

{, t ',h('> 'I' 'iche1seh lidt s L811 t [01 'onden ners;: GI ie'1 en • nt " : 

liDer nag Lstr: t J Lrd bp ,lL tra,l 't , ue c l.Cltsv rs[;" llun bi..:> zum 
1 . -1· . 61 Vor8el11;' )'e 'vor';;u.10 '(-)', , .io '3 (;e ,[,f tteG , ohne Tarif­
erhöhung 
1 . da" fUr 1960 ZlJ. CL'\h.L 'tende De1'1.zi t oer Kio I er V~)r\ehrs 

G ZQ be.seLtL 'on , 
2 . den 1" ' r d.l n;'ehjtu u.cei ,T'll e ',11 er"'J' trml,.en Yo ) i C<.ll­

bed:l .f 001' öff0 tl.Lelwn VeJ" '('ll1'Sunl;("'n"hrnun' cn der St' dt 
Ki.el '7,11 aee en , v1obei, die bo oe lLic'ten J'h1:1ehe dGr B'a'hr-
gäste in liE.)ZUg 'Llf' 'V"'.'ehl'.: Lehte , eq,uom1i c l\:eit und 
mäß i. ';o 'l\nrLl'c - in \-; ehnung zu stoll en sind . 
HLorb i ollen a..i.e 1 j lielll eL~en v on cltundung , ,'r l a.8 
ode' Absell" 'lllng der le eben l'tzun();.:;abr;abe , Jhern~hme 
bez'J . VJ r·~ehnun"" oor :eo l "elasten, KC3pi~,Jl( 'hühllD' 
und ;' w l rt1n[~ o..or Geh l~f-) (01'1:1 in J1 E' .r~ eht ,G'JO "on wer­
den . " 

D, Antr~"'ß "Lrd lni t IIIohrrwi t '1'0 "',;on 12 Stirmnen 
ab elehnt . 

.?CL' tJ;1jf~ /j.r 4 (:4 f "" 11 e 
~ t dtr"t D • Ki okebusell s ~,n ll t den Aut 'ß auf na IlGnt'J j_e he Ab­
.:>timmun{" . Die n a lent l.Le he Ah;t LPlUlUn,' 1i 'ci. 7,UI,elassen . 

n- .ehdem (!loh I' a l s Gi !] D:i ttel der Vliü r i.oder uer at...::ve..c s am'11.lung 
Clen Antr" g d,llr e h He. nd:l,u er co ~ .1. , .. , , " 

Be ehluß : Nach Antrag mit 24 ,e "en 18 dti.rnmen . 

Dafü. r - 3 -



~'J.. .. i· s tim ll,lcn: 

,·c.lhcrrin tJcmdfcltlt 

01 
~VJcrs 

'r" 11ke 
-I;--;11orr Ln Hanson 

,t I (. T j'Ln len 
J l.o u.t_,; t Lrl Ifirl'J 
Sc l1.tr tin JCll'eJ 

c L~ 11 orr J efl ce 
~ IJ ) Lc c Ko valows y 
d, t ~;hor1' L'- d OtlUrm 

, t ; 'Q '1 ' 1 0 l.. :.Hm 

~- l tL~ t L-jt'-8n"" 
1.' L ; 1 ,1'r 0 1 ü s n 
( -V'h( tT Ren 'E-}r 

) C' cltr' t .::>cll'itz 
,;; t dtr t .j cllröd er 
, L"-"3JT 3t'ms 

'X' T laddoy 
t L f. 'T )r . 1 a lW 

'u-t 10 TiU ,I' lll):'um 
·tdherr ILllu.neit 

4 . DI_~~lß che 419 

'/. 
- :J -

1'7, LUG 

01' . h.t seh 
DL' . K iekc bU.~3cl' 
L·'ihr 
." 11' .nhol'~ 

{' L ~ fl(' 'T Dr . J.urm 1m 
" t.~·18:rT 1'1" 1'1' 

• .iL utr t ütt.1' 
.)Cll;'f'Gr 
"ichn Lsclll!ll - t 
,'tci W)~ct 
Titzck 

r '.tsherrin Vormeyor 
-t!.;,lherr estnl1al 
; tc;hcrr 'fo ll c, c lllae nr 

D 38 . ~nc..cl'un,g; deG flufb lnlrnos L~r . 4 lird 'Zu;c,:;ti 'lt . 

Be'"'cb luß : Nach Antrag 

:> . Dr cIes che 420 

.)e1' 4 . ~ nderung des lll.rl:f f:UUU ll 'ip l anes !"r . 79 fii r d .8 Baugebiet I 

. ~ lis[b8th~trgße/Jj~er3trrre/K~ i sor8tr~ße/ hkinvo str8ß /Johannea­
t rL13e v' L::.'d '7, U 'n 3t L1lnt . 

Nach Antrag 

6. Dr lC l~sa che 34<1 - . 

1. i"r a ie Volks,) chuJen der ~t: (lt Iei ,1 '!Ji rd dio volle Lormnittel­
froiLeit einreItihrt . 

'2 . Der Ciu.a u.rch entst ehonde Di j'['er8nzbe LrL..[' vl i s che n der s tc t -
~un r- durch d le Lt'n de uI'C" i n u.n,~ und der e nt stehenden ·\ us ,abe 
l ird von der 'tc'cH -i..ib rnommen . 

') . D r Tit el wird 21/721 'ird Gut üP echend erhöht . 

Die CDrJ/1!'DP-b'Ct ktion 8t ,11t f ol rre nd n Ab; 'nuerunGsantr"p, : 

1. _/ii r iie vi r GrundBChu.l j oh _ce der Vo 1 cS8 clml en der 3t ld t Kiel 
'.Iird die volle I,crnmittE.dfrc H 1eit ·.ln~ f ilhr t . 

2 . 'ole it in den :; . bis 9 . Klassen d cr Volkoschu.len , den al1 ""c­
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meinhi.. .1 denden '18 i.tm.'f '10 'ellden Je el.len , den D<'>ruffJ:Jc ul on , 
nl.'.n'sf.' dl"chu Len nnll ,eu ,! I eron .E' J.ch:lchul ,ll Sc ü18.cn n' eh yf 

don f_;eltnn on Be,'ti 11un ,;Tl L:;rn 1i J-:;elf 'Ail ~ i t . J b,'t : i.. rd , 
,ünCl uie,icn ,'ehUl ~.n u'le (Je; t:n T,'r1Ilittc.d '.tb ~.::;o"' o t 'l s 

..J i.. 'c n tU.rn ~u 'j bOl'lu.'''·; en . 

?J . r)or Cl d,JreLl ent':tej1(.mde 
rJ0nr.1en . 

1 rbetr i.. 

~ . • Jot' l' i 'tnl ~)1/7?1 ;i..ru ll.ID. j 4 1) . ) 10 ,- erhö h t . 

;cuctd 18 : 
- -~- - ... - Der AntI' r" /iJ::d mit Lehrlw i t ab rcJ ehnt 

D: n, eh w i..rd U. ber de n Aut) ' (', der '1 J p;e n Q,<1'c 'ti 1 t . 

Nach Antrag mit .,e h h e it bei eLner Sl;Lrun­
entho.l tunp . 

7 . D 'leks' ehe 4J 1 

. ) 1)::. sAmt fUr .B'c:.o.ITlilienfll :mr.';e (J'i bt ~um 40-jähri.. ;J;ml ,Jubil;' 'n 
"m 1 . Oretober 1 960 ei,ne Der.d ... schrift ti.ber die EntlLe ];mc 
der .0hJ f' nrtsnt' lep;e u.nd des A lt8ü [·i1.r i\ .• l1ili or..l' 'r<301';0 
heralls • 

b) ~u e 'J., i.. 'Ilnt !vi rd der LoL3 Lllt1g 0 i I1c)r aur.lorpJ.:.mmt~ßi 'on Aus'abe 
Ln TI 'he vo n 1 . 0)0 [/ b i jcr nOH eLnzu.ricl1 l:enclcn J\ ,uuh' 1 t ~1-
cte lle 4012/S . Cl13 - FCl"lUS c ' be rLner Den·I-.i ehrift . 

Nach Antrag 

8 . Drlleks u ehe 412 

9. 

Zu t i rwllt wird: 

1) der L i u tung oi.ner U.b"T )}: nm~ßL ('('n. t 1"'1 .. bo in 1.1 ~ he von 
?OOO D I, bei der f-j' u ']rlu,li: f' 'J telle 40 1 2/651 - J\H ,t , 1"<. eht, 
(n('rkenmln r~s o; 1)II'hr - --'-
(Hiet!6Lns f;tr u i e Ze it VO .ll 1 . 6 . - 31 . 1? 1 9Sü ) . 

) ) der Lei "'tung li. nor auf3Q 'P L l.umär3i en Aus ~(;; be in Höhe von 
11 . 0' 0 1)', boi lLo r neu ein'Z ll r Ü";htenAen H'11",lwlts" tel1e 
401 2/6851 - fl r'rriehtllnv, dor R:. 'ume Deliust.~tr ;.. ße 27 -

Deck mr;; erfol rrt i ,:'1[' tl non des N<'Jchtr' Sh<.m.Cl;; Its . 

B _ . ..) eh llll.) : Nach Antrag 

des Obe. b i. ,. r ne ü,ters VO Il1 1. 6 . 1960 vi cd 

If,!l (:) , tiI1tl, wird der I,cintung eLL e r außerplan'Tläßi n;r-m lA.sg' be , 
l io k~) i. nen Du t schab duldet, i.n Höhe v on 47 . 365 , 11 D ~ be,i. der 
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neu einzurichtenden IhrLGh_ 1t:..: J toll ~ V Ij 314/J?0 - B' a ('i nos 
.t~l:,C'r",Leirns ~.t'n l'lausdori'. r ,JOI - . D l' BnL.. Ji.rcl ,('deckt 
uurcl1 eine ;le1.ch JOlle I~,ltn' h'18 ~dlS Jen -"ir di ~ ,\.1 ,81'S oime 
,n 8S ,nnelten H ickl"1 on . 

\1:1 DI'lt'- '~ ' ;, ',;'n CI ·" en .C ... ,.Stimmcn NnCll r8 :~ .r... .. , ~ (. C,) 

bei ......... Sti.n:uuenlhalt ; :l~ l.! n 

10 . DrlA:.~,1s-~acbe_,tl'3 

1. lAi. die J3r:mutzunc-; dor 'JeItl, 'eroIL;,tze .B'[iJcken.rtci.n sind. a'b 
1 . 6 . 1960 1'01 'nno e EIlt 'e 1 ,n ,l orl1o ben : 

'.l.) l"j-r Ju pndor"'[lylic:~ ltiou ,n 0 , ~0 D ~ je J?eT80n und .Joche , 

'b)·i.r jwrE'rldlicllo ';im~e1zo1ter 'bis l S Jahre 0 , 20 ')]\{t je 
Ja r:;nd1i.chcr und '.L' !)'e , 

c ) fi'r Per"onenUber 1U J' )1'e 0 , 30 D'I je Pr'rs n Ilnd 'I'a' , 

d ) .LUr Kinder bis 11 Ja Iro , (j ie mi t :llterll "ms' n 'len ~~eltoll, 
je Per 10n u.nd 'r <'1.,"; 0 , 10 DI , 

e ) [ilr :olm Jc::J. 'en (i'nhün (1' ) ,u t und ohne Vo d[ ch 1 , -D~~ 
tL·r;li ch . 

2 . Die ~nt~)elt e ind bnj_ der I1J.sh Idi' une,; des Zeltscheines zu 
entricllten 'lnd <.tu ch uann ~u /.uhlen, enn (Jie le.Lt e nie ht 
'be1e(~'t fji.nd . 

3 . In Asn ahme [Gi. Ilen kön lon Cl u'ch clell '';; as t nd i ';en 'De',;; ernen ton 
elie untEn~ 1'-;) !:lul.'()'ef ·h. tt::Hl ;nt el-Le errnäßi.. t ooer c;rlu jsen 
\Jerden . 

t~~ ___ !. ! B: Dc..-zu vi.cd fo Ir .onder l' tr g der CD' J / ") - L LSl e ren­
f-Y'c ktion von )' t' ltr t D-r . Kiolcobusch e-Ln 'e'brc",cht : 

I' .t1un~· nÖ(TO b08Ch li eßen : .. t;:;a=-a 
ZiJfer 3 dos t ntr r~es entfällt. If 

;, 

BesQ,l})u8 : Nach Antrag 
inscb 1 -Ler31i ch dos . ntr' ('es der CDTJ/Y )P·-E'r' ktion . 

11 . D --2.,k elche 38 

Z~ e :tin It Ji rd de r Lois'tun einer außerplbnmäßi~on Als~a'be i n 
Hühe v on 4 .710 , - XI1 bei der neu einzlricht enden Jaushc1l t sst e lle 
0'25/657 - ~i7mScl1LdGnver.Jlcherung - . 

1)(:'.1' Betr ~ iJird im t<:. hmen d os Nu cht rc "shau...,halt sp ] a n es 1 960 
,odeckt . 

Besonluß : --_._.-
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1? DrLl.cks_~che 431 

Iju. e ,ti'ntlt .lird der T;ci ... ;tung 2i.1 1or au. "Cl' )J. 11i"ß' 0n '.l8Cl"· bc 
Ln I ')he V'.Hl ') . 500,-) ,)Pi. dc'r 1 . -jt . 351/5 . 986 - ' nf des 
I rclli vs H"ndor f'f, 1 . t; Le . 

Zu A w',l GLcb vil '(] boi eler I . 1t . 9· /6')1 - Verlt 'r'O.1.n 'S li t ,01 -
C 1.11 lpL h hoher l3r't:!'.' I,; r,;;elmCl'rt . 

13 . )rucl s'lche 19~ 

lT' eh § 115 ( 2 ) ci e. Go oLllCioordnung ri~r S e lllns'v i ,- ho l ote Ln 
Jerd en 

, ) ls Prüfer doo.> a.oc' r un,;spriit"ln,rs' 'ltell 

St . Ob . Insp . /i 111 e 1 n dtnd eillann , 
L Ob. H, uinr;p . n nu fiodock , 

. L . 1 rn> )el' Lor 13rl:mo 10.[ OC],-l, 

... L . 1,10 ' "" k tor 'Br'.l no r 'an jen 

bontellt 

[<eb . 8 . 10 . 192), 
(' e b . 7 . 3 .1920 , 
,e b . C) . J 0 . 1 ()l6 , 
,e b . 7 . 7. 1909 

b ) vorb ,halL lich Gr '7,:l..~LL'l!lUnp; de:!:' Kor:l.uCl[ luuf:i chtsbehörde 
; 1 Priifcr de~1 HeclmUll"',-, )r:·i'l.1.np:..;,OYlt e abberufell 

3t .. dtarrt rlann r'h J'll:J.nn Kl ahn , 
.. 3t' t' mt mann H) Ln. ich i th , 
't"(itoborba ui nspr;k tor 11 n s 13 1..1.1'0 ,v , 
'tt d tLnsnektor K r t 5tL~h' n . 

f. 

14 . DrLlck ... a che 39~ 

In d~ s Ku a torium dor ::3taatlicnon Inl'onieurschule Kiel 'N ird 
a u f die ,Uu. ,..l r " u r~ 5 .Jc .... hren Gewühlt: 

lat 'berr Dr . Jo ae f A st] 

Bo JChl1A:..k1. :. Nach Antrag 
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15 . .2E.u_c 8Hche 432 

iroße AnL'r'a J' der CDJ/ 'D:-l"cclction iibcr (1 S Ki. ler 
~I~ 'en r) ,- UlIllll . 

übe 'b il'p"JT n ,i.1tOl' Dr . J' th.! in{'; be:Jllt Jorcet oie n ""p. 

16 . lTnrSCrl iedcne'J' 

8t' dtor. üdent 

-
• . ' r ", I, d" 1 

A J.u.4..' ~O 

[{at,;hcrr Ln . ,.' , ~--1. 
J, t' I \ ' .1 • • . ~ • • .. .. 

( dchrLf cl' '1 rer) ') L ~" -
: Ir, ' os. " -----.. - ... G-.~0..~' /.ü1. 
zurü, ~ gl\ dt. h 
L~~l/'~ 



Kurz liodorscl'ri..ft 

ÜU';l' Cle .:3 itzun; der :ü t) "L':;'I.JU..Llng 

t' 1 ?) . Juni 19) 

19 052 Uhr 'nee : 20 . 00 Uhr 

\Tor i.. t:0ender : -- - ---,- J t c' t [J ;. ,üd ent Y<5 Ljt ·.r 

"e' i t' t J' ih er : l!' . Ll {. t'i r G rin /:111 baum 

An lP.88nd : E r""n T'1t1lche 
s:f:-.ct-rIl=t;;----

"Sn fehlen 
ent"schu1di ,,·t: -- \ ) 

UYlrmts chll.l. di ·t: 

An:Je,..,ende 
de V~Jtun&:.. 

/[, ,n Bl'vlJorsoYl , c\r U IhDz , . ' rfU Jen.3en.' 
Dr . Y"i.. ek ,bu..)ch , Ko',va1ewsky, LUllr, VJ,t ­
~;Gns , I{lt t pr, x' 1 . J)Y . 0011 1iEiid:sL eJ t , 
Sch~tz , 'chrbdo. , 8chuh~rt 

J.;or. , ;bL , irau Bendt'cldt , ) • BOdko , 
130 0 l{ , Dre ,8 , E,n, 8 1, SNer'. , J:i\~)1.1 l\r n-
leo, ,D • Ll ./r; l1r,-;il.l.s , /1':=.u II~ rJ"lon, Han-
sen , JOfjl{(, )r . Kascr , IJLLc1e;k,nn, ,}'<.h­
l'en'lOltz , Dr . "u .. laHD , lIPU1'nn , Nolte , 
o 1 .J 0 ,1 , P L" " f' , 0 U' , r , ", 
Jchi' [Cl' , iichels(!h rtidt, ) L 18 , 3tel­
n Cl't , 'L' h' ddey , F t'nl ' , ')q .m lli~Ec@ , j!' l'f3U 

Vo: neyo , ~ ,' ' c.ill Tal l l)' '1,. n, cr.:t ) 'al , 
1i.11unpiL , /o l L" h l a e .l' 

iatsl1f"cr D.r . I stl , ,'t'dtr ,tin Dr . 
v . Lu.nds tedt , t' ,t ...,hcrr Dr . tfiiae 1 , 
[r-lt"'j-'C[T ~r Jf . Dr . Tlliedc 

ObcrbLlr '" . l) ü,-Lor Dr . I/Iiith ltn , Bilr­
"'ey lCÜJter )r . B'uc(Js , j"l 613; Ih'; t 
Dt3f, &@III)e!lf .3 L dt; r~' t :J : t3orchcrt , 
'~n 'ort , ' . , vo C<s , J ts b .. xhalI l t 
Di . 110 .rE ilebfi lI ....... 

'1rr, . Dirc Jr-to r v . Gnr'll r , 
lp rJ r,i t"tt·c ' ~· 5i'r :· tQI Rtl~ril31, ~lt , i(:e ja, 1m­
t ")?plQ, ~l?l'iil , Mijl J"r , I'1? 1(~Qja kI, DT . 
):).oltFe bt L, ;' i:llini ) , 'DIÜ 5S61 , a. ;{d. t 

JsFOe:, .~'ie!t (., : .. '.. Jp'),Br,OcllJoifl <c.., 0 b ~ dbifiedi-
3 islt'11

1

t 1; :Qp u.)u Jca"t3c i t ~' 11] ' • Jclllxlr"i,be: 
:9r.GeftN:IsEH!1, 'IT Q..i,,);;)Ql:Itl; Obäctb.JJ , aui , ' ei\;o-
I'Ell'H Ge] are ee!l@1?, l:Snit~I, Ob Ibc aläb~: 
]\k I ilel1,"5, iJ eh !ti eil i! , behil<'50I, Jchalile , 
tJbijeJL . '10 Heil ije8 lCRli', 1tleht'ero d iLn;1iG­
der der Or t ~3boidito'ucrlf'dorf u n d 
,)ch-L1kseG , ?eJe r'cnt litt e 
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4 V0.rsc'lioucnes . 

Nach li.oderlwL3 t8 11u11g c18r Öfi'o11tlichkoi t 

e"i t SI, "Lnc (~ L)ent d,io in nicb'töl'[ ' nt­

liehor S'L'tzunt,; {"C,Ll'3 1,811 Besch hisse be\' YI nt . 

I " 

~0Ld~ 
tU LS}lorr in 

(8cb rif t f"U'lro r) 



NIEDERSCHRIFT 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 28 . Juni 1960 , 

Rathaus, Ratssaal 

Öffentliche Sitzung 

.!!eginn: 15.00 Uhr Ende: 19.48 Uhr 

A!Iwesend: Stadtpräsident Köster 

Stadträte: Frau Brodersen, Frau Hinz, Frau Jensen, Dr. 
Kiekebusch, Kowalewsky , Lühr, Lütgens , Ritter, 
Schatz, Schröder, Schubert ab Punkt 6 

Ratsherren: Frau Bendfeldt, Dr. Beske, Book, Drews , Engel, 
Ewers, Frau Franke, Frau Franzius, Frau Hansen, 
Hansen, Hildebrand, Jeske, Dr. Kasch, Lüdemann, 
Mahrenholtz , Dr. Murmann, Neumann, Nolte, Olsson, 
Pfaff, Renger , Schäfer, Sichelschmidt, Stams, Steinert, 
Thaddey, Titzck, Frau Vormeyer, Dr. Wagner, Frau 
Wallbaum, Westphal, Willumeit, Wollschlaeger 

Es fehlen entschuldigt: Fräulein Stadträtin Dr. v. Rundstedt, Rats­
herren Dr. Astl, Dr. Rüdel , Prof . Dr. Thiede 

Als hauptamtliche Mitglieder des Magistrats: 
Oberbürgermeister Dr. Müthling, Bürgermeister Dr. 
Fuchs, Stadträte Borchert, Engert, Voss 

Außerdem sind anwesend: Leitender Magistratsdirektor v. Germar, 
Städt. Baudirektor Sauer, Obermagistratsräte Dröpper, 
Dr. Kopp, Materne, Müller, Dr. Richter, Dr. Schröter, 
Dr. Willing, Magistratsrat Barow, Städt. Oberbauräte 
Schulze und Mertens, Städt. Baurat Becker, Magistrats­
schulräte Meibohm und Dr. Schütze, Referent Witte, 
Mitglieder der Ortsbeiräte Kiel-Suchsdorf und Kiel­
Schilksee 

Vorsitzender: 
Schriftführer: 
Schriftführer gehilfe: 

Stadtpräsident Köster 
Frau Ratsherrin Wallbaum 
Stadtoberinspektor Knuth 
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1) Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 
27. Mai 1960 

Gegen die Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 27. Mai 1960 
werden keine Bedenken erhoben. 

2a) .~Iitteilungen des Stadtpräsidenten 

Keine Mitteilungen . 

2b) .!YIitteilungen des Magistrats 

Keine Mitteilungen. 

3) 1?etrifft: Tariferhöhung bei der Kieler Verkehrs AG - Drs. 299 -
Berichterstatter: Bürgermeister Dr. Fuchs 
Antrag: Die Zustimmung der Aufsichtsratsmitglieder der Stadt Kiel zur Tarif­

erhöhung bei der Kieler Verkehrs AG vorauss ichtlich ab 1. Juli 1960, 
abgegeben in den Aufsichtsratssitzungen vom 15.6.1959 und 30. 4 .1960, 
wird genehmigt. 

- Während der Beratung über diesen Tagesordnungspunkt hat der Stadtpräsident 
als Mitglied des Vorstandes der Kieler Verkehrs AG den Sitzungssaal verlas­
sen; den Vorsitz übernimmt der 2. stellvertretende Stadtpräsident, Frau Stadt­
rätin Hinz. -

Ratsherr N 0 1 te erklärt, daß er als Angestellter der Kieler Verkehrs AG 
seine Anwesenheit und Beteiligung an der kommenden Beratung über die Tarif­
erhöhung nach § 22 GO nicht für zulässig hält. Um allen Zweifeln von vornherein 
aus dem Wege zu gehen, werde er deshalb für die Dauer der Beratung den 
SÜzungssaalverlassen. 

- Ratsherr NOlte verläßt den Sitzungssaal -

S~ellv. Stadtpräsident Frau Stadträtin Hin z fragt die Ratsversammlung, ob 
Sle damit einverstanden ist, daß Ratsherr Nolte und der Stadtpräsident, dieser 
als Direktor der KVAG, an der Sitzung teilnehmen. Sie wird vom Oberbürgermei­
s:er darauf aufmerksam gemacht, daß die Anwesenheit der beiden Herren recht­
hch nicht zulässig ist. 

- 3 -
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Bürgermeister führt zur Begründung aus, daß er bereits in der letzten 
Sitzung sehr ausführlich über die Vorlage berichtet hat, so daß er sich jetzt 
kurz fassen könne. Es sind in der letzten Sitzung eine Reihe von Anregungen 
gegeben worden, die den Vorstand und den Aufsichtsrat veraniaßt haben, sich 
noch einmal eingehend mit dem Tarifvorschlag zu befassen. Die Sitzung des 
Aufsichtsrates fand am 8. Juni 1960 statt. Vorstand und Aufsichtsrat sind ein­
mütig zu der Ansicht gekommen, daß grundsätzlich der Tarifänderungsantrag 
weiter verfolgt werden müsse, wenn nicht die Gesellschaft mit Millionen - Fehlbe­
trägen abschließen will. Man hat sich deshalb nur mit einzelnen Fragen befassen 
können, die das Gesamtmehraufkommen im ganzen nicht beeinträchtigen. Zu­
nächst ist der Wunsch vorgetragen worden, der auch schon vom Aufsichtsrat 
geäußert wurde, die Herabsetzung des Alters für die Kinderfahrkarten von 15 
auf 10 Jahre nicht duxchzuführen. Vorstand und Aufsichtsrat sind sich dahin einig 
geworden, daß man im Hinblick auf die verhältnismäßig kurze Ferienzeit von 
der Herabsetzung der Altersgrenze absehen sollte. Die gleichen Erwägungen 
Waren maßgebend für die Frage der Erhöhung der Monatskarten während des 
Somm ers. Die Halbmonatskarten sollen während der Sommerferien bei unverän­
dertem Preis für die Ferien gelten. Schließlich ist für die Schiffahrt der Wunsch 
geäußert worden, die Tarife bei den Halbmonatskarten nicht um 50 % zu erhöhen. 
Vorstand und Aufsichtsrat sind sich darin einig, daß die Tarife auch bei den Halb­
monatskarten unbedingt, vor allem unter dem Gesichtspunkt des Nachholbedarfs, 
erhöht werden müssen. Es ist aber die Erhöhung auf einen Betrag von 30 - 35 0/0 
herabgesetzt statt 50 0/0, wie es vorher vorgesehen war. Außerdem wurden Wün­
Sche geltend gemacht, die Zeitgrenze für die Benutzung der Wochenkarte für den 
Landverkehr von 7. 30 Uhr auf 8 Uhr zu verlegen. Diese Frage ist sehr eingehend 
überlegt worden, weil sie den größten Verlust oder auch die größte Minderung 
gegenüber den aus den Tariferhöhungen zu erwartenden Mehreinnahmen ergeben 
wird. Der Aufsichtsrat hat sich aber entschlossen, den Wünschen auf Änderung 
der Zeitgrenze auf 8 Uhr stattzugeben, und zwar unter dem Gesichtspunkt, daß 
dann auch die Möglichkeit besteht, die Arbeitsanfangszeiten in den Betrieben zu 
Variieren. 

Diese Änderungen werden nach den Berechnungen des Vorstandes eine Verminde­
rung des Mehrerlöses von etwa 150.000 DM bringen. Der Aufsichtsrat meint, daß 
man diese Minderung hinnehmen kann in der Erwartung, daß sich vielleicht die 
Benutzung der Verkehrsmittel verbessert oder daß auch sonstige kleinere Spar­
maßnahmen diese Mindereinnahmen ausgleichen können . 

Es ist dann auch noch gesprochen worden über die weiteren Anregungen, die in 
der letzten Sitzung der Ratsversammlung gegeben worden sind, zunächst über 
die Anregung, die Tariferhöhung dadurch zu vermeiden, daß die Stadt auf die Kon­
zessionsabgabe insoweit verzichtet, als sie nicht für die Dividendengarantie in 
Anspruch genommen wird, und daß sie außerdem verzichtet auf die Folgekosten. 
Der Aufsichtsrat war der Ansicht, daß diese Frage nicht zu seiner Zuständigkeit 
gehört, weil es sich hier um eine Frage handelt, die eine reine Angelegenheit 
?er Gesellschafter bzw. der Stadt ist. Der zweite Punkt, der angeregt worden ist, 
1St der, den Ausgleich der Erfolgsrechnung durch Kapitalerhöhung herbeizuführen. 
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Auch diese Frage ist keine Angelegenheit des Aufsichtsrates oder des Vorstan ­
des, sondern eine Angelegenheit der Gesellschafter. Schließlich ist vorgeschlagen 
worden, soweit durch die ersten beiden Vorschläge der Ausgleich nicht geschaf­
fen werden kann, durch den Übergang von der degressiven zur linearen Abschrei­
bung auszugleichen. Dazu habe Spre cher schon in der letzten Sitzung ausgeführt, 
daß der Aufsichtsrat bereits von sich aus dem Vorstand vorgeschlagen hat, lineare 
Abschreibungen vorzunehmen , wenn anders der Ausgleich am Schluß des Ge­
schäftsjahres nicht herbeigeführt werden kann . 

Auch die Frage der niedrigeren Pensionsrückstellungen ist schon früher im Auf­
sichtsrat eingehend besprochen worden , und es wurde dem Vorstand nahegelegt, 
die Pensionsrückstellungen knapp zu bemessen, auch in der Erwartung der 
neuen Steuergesetzgebung. Ganz können die Pens ionsrückstellungen nach den ge­
setzlichen Bestimmungen nicht gestr ichen werden. 

Abgesehen von diesen Vorschlägen, mit denen der Aufsichtsrat sich noch einmal 
befaßt hat, hat Bürgermeister im Aufsichtsrat die Einführung einer Carnet-Karte 
zu 1, - - DM statt zu 2, - - DM empfohlen, und zwar unter dem Gesichtspunkt, 
daß es vielleicht für viele Benutzer der Straßenbahn und des Omnibusses schwie­
rig i st, 2, -- DM aufzubringen)'ür eine Karte mit 23 Abschnitten. Trotz großer 
Bedenken, die insbesondere von den betriebsangehörigen Mitgliedern des Auf­
Sichtsrates erhoben worden sind, hat der Aufsichtsrat einstimmig beschlossen, 
diese 1, -- DM Carnet-Karte einzuführen, die 11 Abschnitte hat . Es darf ange­
nommen werden, daß die meisten Fahrgäste aus Gründen der Wirtschaftlichkeit 
auf die 2, -- DM Carnet-Karte übergehen werden. 

Schließlich ist noch die Frage erörtert worden, ob es möglich ist, für die erste 
Teilstrecke, die rd. 3,2 km lang ist, nicht 0, 4 0 DM, sondern nur 0,35 DM zu 
erheben. Diese Frage ist außerordentlich eingehend untersucht worden mit dem 
Ergebnis, daß die Einführung eines 0,35 DM-Fahrscheines für die erste Teil­
strecke und dann weiter, wie es vorgesehen war , 0,50 DM für die zweite, 0,60 DM 
fÜr die dritte usw. praktisch nicht durchführbar i st. Es würden auch erhebliche 
lVIehrbelastungen für das Fahrpersonal eintreten durch das We chseln mit 0,05 DM. 

Es sind dann auch noch die Fahrpreise und Fahrstrecken anderer Städte unter­
sUcht worden, und der Vorstand hat den Mitgliedern der Ratsversammlung zu Be­
ginn der heutigen Sitzung eine Zusammenstellung darüber auf den Tisch gelegt. 

Zum Schluß möchte Bürgermeister noch zu der Frage des Verzichts der Stadt Kiel 
auf die Konzessionsabgabe und die Folgekosten eingehen, und zwar als Stadt­
kämmerer , nicht als Vorsitzender des Aufsichtsrates. Er würde es als Stadtkäm­
merer sehr bedauern, wenn die Stadt aus Anlaß einer Tariferhöhung auf eine der­
artige Dauereinnahme verzichten würde. Die Stadt sollte nicht auf Einnahmen ver­
zichten' auf die sie eines Tages in Notzeiten vielleicht angewiesen ist. Im übri­
gen ist die Konzessionsabgabe ein echtes Entgelt für eine echte Leistung der 
Stadt. Entscheidend ist aber, daß selbst der Verzicht auf diese Konzessionsab­
i;be und die Folgelasten bei weitem den Unterschuß der Gesellschaft nicht deckt . 

an kommt also um eine Tariferhöhung einfach nicht herum. 
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Stadtrat S c hat z bedauert es sehr, daß der Vorsitzende des Vorstandes 
der Kieler Verkehrs AG, Direktor Dr. Jentzsch, heute nicht zur Verfügung 
steht, weil ein kaufmännischer Direktor in erster Linie berufen wäre, Auskünfte 
zu geben. Dr. Jentzsch war es, der bereits im Dezember 1958 das Problem der 
Tariferhöhung ins Rollen brachte in seiner Eigenschaft als Vorstandsvorsitzender . 
Sprecher bedauert ferner, daß Ratsherr Dr. Rüdel heute nicht anwesend ist, 
der die Auffassungen, die er mit Nachdruck stets positiv zur Tariferhöhung ver­
treten hat, auch hier einmal vor der Ratsversammlung hätte vorbringen können. 
Erklärlicherweise sind bei der SPD-Fraktion Überlegungen angestellt worden, 
ob die CDUjFDP-Fraktion in diesem Hause überhaupt bereit und in der Lage ist , 
eigenverantwortlich kommunalpolitische und kommunalwirtschaftliche Entscheidun­
gen, wie es die Vorlage zur Tariferhöhung ja zweifellos verlangt, zu treffen. 
Sprecher bezieht sich hier auf eine Pressemitteilung in den Kieler Nachrichten 
Vom 23. Januar d. J., worin der Kreisverbandsausschuß Kiel der CDU es als 
seine Aufgabe ansieht, die Preise zu halten und an die Kieler CDU - Ratsherren im 
Interesse der gesamten Bevölkerung die Bitte richtet, den geplanten Preiserhö­
hungen mit allen Mitteln entgegenzutreten. Am 23. Mai 1960 brachten die Kieler 
Nachrichten einen weiteren Artikel über einen Beschluß des Kreisparteitages der 
cnu, in dem es heißt, daß der Kreisparteitag der CDU der Rathausfraktion der 
enu empfiehlt, mit Nachdruck einer Erhöhung der Tarife der Kieler Verkehrs AG 
zu Widersprechen. Sachlich brauche man dazu nichts zu sagen, denn der Bürger­
meister, der ja der CDU angehört, hat bereits in der vorigen Ratsversammlung 
nachdrücklich betont, daß die Tariferhöhung aus betriebswirtschaftlichen Gründen 
notwendig ist. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß insbesondere der Be­
schluß des CDU-Kreisparteitages die Meinung der CDUjFDP in der letzten Rats­
sitzung maßgeblich beeinflußt hat. Es waren somit für die Entscheidung der CDU / 
Fnp auf Vertagung in der vorigen Ratssitzung zweifellos keine sachlichen Ge­
sichtspunkte maßgebend, sondern lediglich parteipolitische. In der vorigen Rats­
sitzung hat die CDU/FDP auch die neuen Gastarife abgelehnt, über die im Werk­
aUSschuß und auch im Magistrat Einstimmigkeit bestand. Auch in den Vorbespre­
chungen hat Stadtrat Dr. Kiekebusch gesagt, daß die Dinge klar seien und man 
darüber nicht mehr zu reden brauche. Sicherlich hat dann gewissen Parteistrategen 
~iese Einstimmigkeit nicht gepaßt und so kam es dann zur Ablehnung der Gastarife 
III der Ratssitzung durch die CDU/FDP. Wird sich dies nun auch bei der heutigen 
Vorlage über die Neuordnung der Verkehrstarife wiederholen? Nach den Presse­
~eldungen bzw. nach den Auskünften aus den Gesprächen, die geführt worden 
Sllld, muß angenommen werden, daß die CDU /FDP auch heute nicht bereit ist, 
der Vorlage zuzustimmen. 

Wie schon gesagt, befaßt sich der Aufsichtsrat seit Dezember 1958 mit dieser 
Angelegenheit. Herr Dr. Jentzsch, der damals noch Mitglied des Landesvorstan­
des der FDP war, hat, zweifellos pflichtgemäß in seiner Stellung als Vorsitzender 
des Vorstandes, die Dinge ins Rollen gebracht . Die Beratung begann zu einer Zeit, 
als in diesem Hause noch eine Mehrheit aus CDU/FDP und BHE bestand. Ent­
Sp.rechend den Stärkeverhältnissen der Parteien gehörten von den 5 Aufsichtsrats­
:ltgliedern der Stadt Kiel 3 der CDU/FDP/BHE und 2 der SPD an. Seit Juni 1959 

estand in diesem von der CDU maßgeblich beherrschten Aufsichtsrat im Grunde 
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keine Meinungsverschiedenheit über die sachliche Notwendigkeit einer Tarifer­
höhung, wie sie auch vom Bürgermeister, der dem Aufsichtsrat angehört , in der 
Vorigen Sitzung und auch eben wieder überzeugend dargelegt worden ist. Man war 
sich auch bereits zu diesem Zeitpunkt über die Einführung der Streifenkarte mit 
19 Abschnitten grundsätzlich einig, und zwar war das wohl maßgebend, was auch 
der Oberbürgermeister in der vor igen Ratssitzung zum Ausdruck brachte, daß 
nämlich derjenige , der die Investitionen für die Modernisierung und Erneuerung 
der Anlagen, der Fahrzeuge und Schiffe beschlossen hat, praktisch auch die Tarif ­
erhöhung beschlossen hat. Lediglich der Zeitpunkt der Einführung war noch offen­
geblieben. Es soll n icht unerwähnt bleiben, daß gerade ein Mitglied aus der eDU­
Gruppe des Aufsichtsrates die Tariferhöhung zum schnellstmöglichen Termin 
forderte und als Einführungstermin den 15. November 1959 narmte. Dieser Auf­
fassung schlossen sich jedoch die übrigen Vertreter der Stadt nicht an, so daß es 
Vor den Kommunalwahlen zu keinen weiteren Beschlüssen kam. Nach den Kommu­
nalwahlen ging es darm nicht nur um die Deckung der Aufwendungen für die tech­
nischen Verbesserungen, sondern auch für die inzw ischen eingetretene Lohn-
und Gehaltserhöhung. Vorstand und Aufsichtsrat standen vor einer neuen Situation. 
Gleichzeitig ging es auch um eine Verbesserung des ursprünglichen Vorschlages 
des Vorstandes sowohl für den Landverkehr wie für die Schiffahrt. In diesem Zu­
sammenhang sei die konstruktive Mitarbeit der Arbeitnehmervertreter im Auf­
sichtsrat dankbar erwähnt. Das Ergebnis der Beratungen i st die in der vorigen 
Sitzung der Ratsversammlung vertagte Vor lage m it den Änderungen, die heute 
der Bürgermeister vorgetragen hat. Vorstand und Aufsichtsrat der Kieler Ver­
kehrs AG, und zwar immer noch der alte Aufsichtsrat , in dem die SPD die Min­
derheit der städti schen Vertreter hat , stehen einstimmig hinter der Vorlage. 
Gegenüber der ursprünglichen Vorstandsvorlage, die die Streifenkarte mit 19 Ab­
Schnitten vorsah, stellt die Karte mit 23 Abschnitten und auch die mit 11 Abschnit­
ten einen wesentlichen Fortschritt dar und führt insbesondere dazu, daß alle 
~reisgruppen gleichmäßig erhöht werden bzw. daß in allen Preisgruppen gegen­
uber dem Barpreis eine gleichmäßige Ermäßigung zustande kommt. Während das 
19-Carnet eine Ermäßigung gegenüber dem Barpreis um 6,5 % und 21,1 % vorsah, 
bringt die jetzt vorgeschlagene Streifenkarte mit 23 Abschnitten für 2, -- DM eine 
gleichmäßige Ermäßigung um 13 , 1 %, womit insbesondere die Stadtteile an der 
;eriPherie eine wesentliche Entlastung erfahren. Die Streifenkarte bringt dem 

ahrgast Vorteile und man karm die Kieler Bevölkerung nur darauf hinweisen, 
oder Sogar auffordern, von den Streifenkarten im eigenen Interesse Gebrauch zu 
machen. Auch die Verlegung der Zeitgrenze bei den Wochenkarten von 7.30 Uhr 
~Uf 8 Uhr ist sehr zu begrüßen, weil damit eine wesentliche Verbesserung im 

erufsverkehr erreicht wird. Mit großer Genugtuung hat die SPD den Ausführun­
~en des Bürgermeisters entnommen, daß sich auch der Vorstand die Vorschläge 
es AUfSichtsrates hinsichtlich des Ferienverkehrs bei der Schiffahrt zu eigen 

gemacht hat. Eines sei noch einmal betont: es handelt sich hier um einstimmig 
?efaßte Beschlüsse des Aufsichtsrates und Vorstandes 1 Auch all die Punkte, die 
: der vorigen Ratssitzung hier vorgetragen worden sind, haben der Vorstand und 
ver ~Ufsichtsrat eingehend beraten. Über das Ergebnis hat der Bürgermeister 
orhm berichtet. Dem i st nichts mehr hinzuzufügen. 
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Sprecher möchte in diesem Zusammenhang noch einmal auf die Ausführungen hin­
weisen, die der Oberbürgermeister in der vorigen Sitzung im Anschluß an die 
Worte des Ratsherrn Dr. Murmann gemacht hat. Es soll nicht etwa der Eindruck 
entstehen, daß sich der Aufsichtsrat oder die SPD-Fraktion die Entscheidung 
leicht gemacht hat. Alle Argumente und Gegenargumente sind gründlich und ver­
antwortungsvoll untersucht worden, urn/iie Mehrbelastung der Bevölkerung noch 
im vertretbaren Maß zu halten. Selbstverständlich hat die Bevölkerung ein Recht 
darauf, und Stadtrat Lütgens hat sehr eindrucksvoll in der vorigen Sitzung schon 
darauf hingewiesen, für einen guten Preis auch eine gute Beförderung zu verlangen. 
Die SPD wird deshalb mit Nachdruck dafür eintreten, daß die Erneuerung und 
lV!:odernisierung des Wagen- und Schiffahrtsparkes, die Einführung neuer und die 
Verdichtung bestehender Verkehrslinien energisch fortgesetzt wird. Es muß sich 
im entscheidenden Maße der Grundsatz durchsetzen, daß die Kieler Verkehrs AG 
für den Fahrgast da ist, nicht umgekehrt. Immer zufriedene Fahrgäste, dann 
braucht man für die Zukunft der Kieler Verkehrs AG nicht bange zu sein. Weil 
die SPD zufriedene Fahrgäste bei den technisch mit der Zeit gehenden und wirt­
schaftlich gediehenen Verkehrsunternehmen will, wird sie der Vorlage über die 
neuen Verkehrstarife zustimmen. Die SPD hatte nach den interfraktionellen Ge­
Sprächen am Anfang dieses Jahres gehofft, daß die Neuordnung der Gastarife 
und der Verkehrstarife aus sachlichen Gründen von bei den Fraktionen dieses 
Hauses beschlossen werden würde. Als die SPD in der Minderheit war, ist sie 
unpopulären Entscheidungen nicht ausgewichen. Nachdem der CDU - Kreispartei -
tag aus zweifellos parteipolitischen Gründen der CDU - Fraktion die Weisung er­
teilt hat, sich einer Erhöhung der Verkehrstarife zu widersetzen, und der Verlauf 
der vorigen Ratssitzung zeigte, daß die CDU willens ist, sich diesen Weisungen 
zu unterwerfen, hat die SPD diese Hoffnung aufgegeben. Aber mit kommunalpoli­
tischer und kommunalwirtschaftlicher Verantwortung hat ein solches Verhalten 
der CDU/FDP-Fraktion nichts mehr zu tun. 

Ratsherr Dr. Mur man n führt aus, daß die CDU/FDP-Fraktion alle partei­
Politischen Erwägungen weggelassen hat, und sich nur von sachlichen und wirt­
Schaftlichen Gesichtspunkten leiten läßt. Die Fraktion ist sich iher kommunalpoli­
tischen Verantwortung durchaus bewußt; sie bedarf keines Hinweises der SPD. 
Was die Fraktion vorzutragen hat, und was sie vortragen wird, ist eine Frage, 
die in erster Linie weder den Vorstand und den Aufsichtsrat angeht, sondern die 
Ratsversammlung. Seit der Vertagung ' in der letzten Sitzung hat die Fraktion die 
Zeit genutzt, um erneut zu prüfen, ob und inwieweit die Erhöhung der Verkehrs­
tarife in Kiel vermeidbar ist. Wenn die SPD-Fraktion sich heute genauso wenig 
wie vor 4 Wochen in der Lage sieht, Vorschläge zu unterbreiten, wie die finanziel­
l~ Situation der KVAG verbessert werden kann, ohne daß sich die Kieler Bürger 
elne so empfindliche Tariferhöhung gefallen lassen müssen, dann ist diese Haltung 
d.er SPD-Fraktion kein Musterbeispiel für Einfallsreichtum. Die CDU/FDP-Frak­
tlon hat sich demgegenüber bemüht, die Spanne von 4 Wochen besser zu nutzen. 
Sie hat ihre Vorschläge vertieft und dabei eine Bestätigung ihrer Haltung durch 
tnaßgebliche Nahverkehrsexperten gefunden. 

~er Unterschied des Standpunktes der CDU/FDP-Fraktion zu dem der SPD-Frak­
hon besteht darin, daß die SPD eine Tariferhöhung in dem beantragten Umfang für 
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unumgänglich , die CDU /FDP sie jedenfalls in ihrer Höhe für vermeidbar hält. 
Im Hinblick auf die steigende Bedeutung der Verkehrsaufgaben, die den Nahver­
kehrsgesellschaften gerade in den Großstädten wie Kiel zufallen, i st es wirt ­
schaftlich vernünft ig und verkehrspolit i sch erstrebenswert , wenn die Kommunen 
und som it auch die Stadt Kiel einen finanz iellen Beitrag hierzu leisten. Zur Er­
läuterung dieses Standpunktes mag eine ganze einfache Rechnung zunächst dienen. 
Nach dem von der Gesellschaft ausgearbeiteten Finanzplan für 1960 i st bei aus­
schließlicher Anwendung der linearen Abschreibungsmethode und bei zu erwarten­
den neuen gesetzlichen Regelungen über Pensionsrückstellungen ein Defizit der 
Einnahmen gegenüber den veranschlagten Ausgaben von ca. 1,5 Mio. DM zu er­
warten. Wenn die Stadt Kiel aus der ihr zustehenden Konzessionsabgabe lediglich 
die Dividendengarantie bezahlen und der KVAÖidarüber hinausgehenden Betrag 
der Konzessionsabgabe für 1960 und für die folgenden Jahre stunden oder erlassen 

WÜrde, so w ürde sich der Verlust bere its um die Hälfte verringern. Diese Maß­
nahme hätte zur F olge, daß eine T ariferhöhung nur in dem halben Umfang notwen­
dig wäre, wie sie bisher geplant ist. Darüber hinaus gibt es weitere Möglichkei­
ten, den verbleibenden Verlust von 750.000 DM zu verringern. Es seien hier 
noch einmal nur 3 der Maßnahmen genannt, die bereits in der vorigen Ratssitzung 
genannt worden sind: 

1. i st eine Erstattung der Folgekosten an die Gesellschaft durch die Stadt Kiel 
zu erwägen, soweit es sich um echte Mehrausgaben handelt, die der Gesell­
schaft im Anschluß an raumpolitische Maßnahmen der Stadt Kiel entstehen. In 
der letzten Ratsversammlung hatte die CDU/FDP schon dargelegt, daß der 
Kieler Verkehrs AG in den letzten 8 Jahren Mehrausgaben als Folgekosten in 
Höhe von 2 Mio. DM entstanden sind. Es besteht daher grundsätzlich zur Ver­
meidung eines Verlusts für 1960 die Möglichkeit, der Gesellschaft wenigstens 
die Folgekosten für das Jahr 1960 zu erstatten. Daß eine Belastung mit diesen 
Kosten im Hinblick auf die Bedeutung einer attraktiven Tarifpolitik wirtschaft­
lich zumutbar ist, wird Sprecher im späteren Teil seiner Ausführungen anhand 
einer von Fachleuten erarbeiteten Analyse darlegen. 

2. erfordern es die Verhältnisse in Kiel, die Kosten für die Fördeschiffahrt ge ­
sondert zu ermitteln. Hierauf hat die CDU /FDP immer wieder hingewiesen. 
Im vergangenen Jahr hat beispielsweise jeder Landverkehrsfahrschein mit ca. 
2 Pfennigen die Schiffahrt subventioniert. Wenn das genaue Defizit ermittelt 
worden ist, gibt es zur Lösung dieses speziellen Problems 2 Möglichkeiten: 
entweder müssen die Tarife der Schiffahrt den tatsächlichen Kosten angeglichen 
oder es muß ein besonderer Zuschuß für die Fördeschiffahrt gegeben werden. 
In Anbetracht der Bedeutung, die der Schiffahrt bei der besonderen geografi­
schen Lage Kiels zukommt, erscheint ein solcher Zuschuß in erster Linie er­
wähnenswert. Er ist jedenfalls weit eher gerechtfertigt als der jetzige Zustand, 
bei dem jeder Benutzer einer Straßenbahn oder eines städtischen Busses mit 
seinem Fahrgeld die Fördeschiffahrt subventioniert. 

Die 3. Möglichkeit, zu einer Verminderung der Kosten zu kommen, sieht die Frak· 
tion nach wie vor in einer Finanzierung der großen notwendigen Investitionen 
durch Erhöhung des Stammkapitals . Denen, die glauben, diesen Vorschlag mit 
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Schmunzeln quittieren zu müssen, darf entgegengehalten werden, daß es doch 
wohl aus sich heraus verständlich ist, daß die Finanzierung und Amortisation 
von Fremdmitteln kostspieliger ist als eine Finanzierung aus Eigenmitteln, die 
es ja immerhin ermöglicht, in schlechten Jahren auf eine Rendite zu verzichten. 
Sprecher bittet, ihm in der Diskussion nachher nicht entgegenzuhalten, daß dieser 
Vorschlag an der Zustimmung der anderen Aktionäre scheitern würde, da er 
glaubt, daß niemand in diesem Hause im Ernst die Auffassung vertreten kann, 
daß sämtliche Verhandlungsmöglichkeiten mit den Mitaktionären über diesen Punkt 
ausgenutzt worden sind. 

Man hat der CDU/FDP in der letzten Diskussion mangelnde Unterrichtung vorge­
Worfen. Für die, die ähnliches wieder beabsichtigen sollten, darf schon jetzt 
klar und unmißverständlich erklärt werden, daß die Fraktion bestens informiert 
ist. Sie hat in Abwägung aller Faktoren ihren Standpunkt erarbeitet, den sie mit 
Nachdruck in sozialer, wirtschaftlicher und finanzpolitischer Hinsicht für die 
beste Lösung hält. Ratsherr Dr. Murmann möchte noch einmal zusammenfassen, 
Warum seine Fraktion meint, daß die lmntragte Tariferhöhung vermeidbar ist: 
Allein der Erlaß und die Stundung der Konzessionsabgaben würde die Erhöhung 
der Tarife bereits zur Hälfte überflüssig machen. Wenn man darüber hinaus den 
Übrigen Vorschlägen zustimmen würde, wäre eine Tariferhöhung vermeidbar. 
Eine derartige Tarifpolitik wäre gerade für die Stadt Kiel wirtschaftlich der ver­
nünftigste Weg und die vernünftigste Maßnahme. Selbst wenn für eine begrenzte 
Zeit ein finanzmäßiger Verlust für die Gesellschaft verbleiben würde, so wäre 
diese Tatsache allein noch kein Grund für eine Tariferhöhung, wenn man bedenkt, 
daß es auf der Ausgabenseite der Gesellschaft noch manche Positionen gibt, die 
eine Einsparung der Kosten denkbar erscheinen lassen. In diesem Zusammenhang 
darf auch nicht unberücksichtigt bleiben, daß die Kosten für die beabsichtigten 
Investitionen durch einen günstigen Gelegenheitskauf von gut erhaltenen gebrauch­
ten Straßenbahnzügen beträchtlich vermindert werden können. Die Fraktion will 
keine Einsparungen auf Kosten der Sicherheit der Kieler Verkehrs AG vorschla­
gen. Daß eine verkehrstechnische Sicherheit erster Grundsatz ist, wird niemand 
hier im Saale bestreiten. Die CDU/FDP will nicht wie die SPD die Einnahmen­
seite durch Erhöhung der Tarife steigern, sondern vielmehr die Ausgabenseite 
vermindern. Dabei ist sich die Fraktion völlig darüber im klaren, daß eine Ver­
minderung der Ausgaben im wesentlichen auf Kosten des städtischen Etats geht. 
Es ist dem Steuerzahler immerhin noch lieber, wenn er eine vernünftige Lösung 
der Kieler Nahverkehrsprobleme und maßvolle Tarife hat, als wenn er ein Ver­
kehrsknäuel hat, wie es die Steigerung des Privatverkehrs notwendigerweise zur 
Folge hat . Es sind ausschließlich sachliche und wirtschaftliche Argumente, die 
die Fraktion von dem vom Vorstand und Aufsichtsrat der KVAG eingenommenen 
S:andpunkt trennen. Diese Organe können im Grunde gar keinen anderen Standpunkt 
elnnehmen, als sie bisher eingenommen haben. Für die finanziellen Erleichterun­
gen, die die CDU /FDP bei der Kieler Verkehrs AG schaffen will, ist allein die 
Ratsversammlung zuständig. Bei ihr liegt es, zu erkennen, welches der wirt­
Schaftlich und kommunalpolitisch vernünftigste Weg ist, die finanziellen Probleme 
~.u lösen. Man muß zu einer Lösung kommen, die nicht in einer Tariferhöhung 
legt. Die jetzigen Tarife sind im wesentlichen angemessen; sie liegen im Bundes-
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durchschnitt mit vergleichbaren Nahverkehrsunternehmen. Sie sind weder be­
sonders niedrig, noch sind sie extrem hoch. Die beantragten neuen Tarife 
Würden zu den höchsten in der ganzen Bundesrepublik gehören. Die Fraktion hat 
die Verhältnisse in allen vergleichbaren Städten eingehend untersuchen lassen, 
und sollte die Feststellung noch bezweifelt werden, so schlägt sie vor, einen 
objektiyen Gutachter um eine Stellungnahme zu dieser Frage zu bitten. Es wurde 
in der letzten Sitzung gesagt, daß Fahrgeld "ärgerliches Geld" sei. In dieser knap­
pen Feststellung liegt der psychologische Grund dafür, warum Kiel mit seinen 
Verkehrstarifen attraktiv bleiben muß. Der Ratsversammlung einer jeden Groß­
stadt wird in diesen Jahren die Entscheidung darüber abverlangt, ob sie ein mo­
dernes und preiswertes Nahverkehrsnetz unterhalten will, um auf diese Weise 
eine übergroße Abwanderung in den Individualverkehr zu vermeiden. Wie bedeut­
Sam gerade dieser Gesichtspunkt für die heute zu treffende Entscheidung ist, mag 
ein Artikel verdeutlichen, der unter dem Titel "Öffentlicher Verkehr, Indi v idual ­
verkehr" in der Juni-Ausgabe der Zeitschrift "Der Städtetag" erschienen ist. Der 
Verfasser dieses Artikels , Walter Labs, zählt zu den anerkanntesten Nahver­
kehrsex perten in der Bundesrepublik. Den chaotischen Zuständen, die bei der zu 
erwar tenden Verkehrsentwicklung den Städten droht, ist nicht allein durch den 
Straßenbau , sondern nur zusammen mit einer nachhaltigen Förderung des öffent ­
lichen Verkehrs beizukomm en. Hierzu sagt Walter Labs in dem eben zitierten 
~tikel , daß es bei der Lösung des Problems öffentlicher Verkehr/Individualver­
kehr naturgemäß nicht um ein Entweder/Oder, sondern nur um ein gut aufeinander 
abgestimmtes Sowohl/ Alsauch gehen kann. Die wirtschaftliche Bedeutung des 
Kraftverkehrs kann man nicht rückgängig machen. Diese Entwicklung darf nicht 
Zum Erstickungstod führen, sondern muß durch wohlüberlegte Gesamtplanungen 
in die richtigen Kanäle gelenkt werden, wobei die noch größere wirtschaftliche Be­
deutung des öffentlichen Verkehrs für das Gemeinschaftsleben in den Städten ein­
kalkuliert werden muß. Die amerikanischen Verhältnisse zeigen de.rtlich, daß die 
Verkehrsdichte in den Innenstädten vom Privatfahrzeug weg zur Benutzung der 
öffentlichen Verkehrsmittel zurückführt. Deswegen ist es hauptsächlich aus wirt­
Schaftlichen und finanziellen Gründen erforderlich, die Attraktivität der öffent­
lichen Verkehrsmittel im Interesse ihrer Wettbewerbsfähigkeit gegenüber dem 
Privatverkehr zu steigern. Gerade dieser Wettbewerb des öffentlichen Verkehrs 
zum privaten Kraftverkehr zwingt dazu, in der Tarifpolitik maßvoll zu sein, denn 
nUr so entlastet man den Stadtverkehr in Kiel und steigert man die Beförderungs­
ziffern der Straßenbahn. Wenn man konsequent diese Politik viele Jahre durch 
verfolgt, erhält man nicht nur ein verkehrsgesundes Nahverkehrsunternehmen, 
Sondern man entlastet auch gleichzeitig den städtischen Etat, dem anderenfalls 
durch das übermäßige Ansteigen des privaten Kraftverkehrs in der Innenstadt 
viel größere finanzielle Belastungen entstehen werden. In diesem Sinne bittet 
die Fraktion, ihre Vorschläge auf Erlaß der Konzessionsabgabe und auf Aufrech­
nung der Folgekosten zu verstehen. Der vorhin zitierte Artikel des Städtetages 
sagt hierzu, daß die Städte gebeten werden, in den Fragen des Wegeentgelts und 
der FOlgekosten den Verkehrsbetrieben weiter entgegenzukommen und dadurch 
deren Bestreben, tariflich attraktiv zu bleiben, zu unterstützen. Die Städte werden 
Weiter gebeten, die Abgeltung gemeinwirtschaftlicher Lasten der Verkehrsbetriebe 
zu prüfen, da diese solche Lasten im Zeichen des sich täglich weiter steigenden 
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Wettbewerbs mit dem privaten Kraftverkehr ohne Schaden für die Allgemeinheit 
nicht mehr werden tragen können. Den Städten werden mit diesen Wünschen 
große finanzielle Leistungen zugemutet, aber es geht hier um Aufgaben von größter 
Bedeutung für das örtliche Gemeinschaftsleben der Zukunft. Mit Straßenbaumaß ­
nahmen allein ist der Blutkreislauf in den Stadtzentren nicht flüssig zu halten. 

Wenn man diese Gedanken richtig verstehen will, fällt hier heute eine Entschei ­
dung von grundsätzlicher Bedeutung. Der Stadt Kiel gehen zwar durch die CDU / 
FDP-Vorschläge auf der einen Seite Einnahmen verloren, man spart jedoch auf 
der anderen Seite Ausgaben, die auf lange Sicht gesehen viel größer sein werden. 
Die Vorschläge beinhalten nicht mehr, als daß die Stadt durch Verzicht auf Ver­
zinsung ihres in der Kieler Verkehrs AG investierten Kapitals einen zeitgemäßen 
und wirtschaftlich vernünftigen Beitrag dazu leistet, daß ein großer Teil des Nah­
verkehrs bei maßvollen Tarifen von den Straßenbahnen, Bussen und Dampfern 
befördert wird . Nur auf diese Weise kann einer das wirtschaftliche Leben in Kiel 
beeinträchtigende Verkehrsdichte des privaten Kraftverkehrs ohne große finan­
zielle Belastungen des städtischen Etats entgegengewirkt werden. Hoffentlich 
reichen diese Argumente aus, eine verkehrspolitische und wirtschaftliche Fehl­
entscheidung zu vermeiden. 

Stadtrat S ehr öde r hat, wie er sagt, Verständnis dafür, " wenn die zornigen 
jungen Männer der CDU" sich hier in dieser Sache die ersten Sporen verdienen. 
Sie dürfen aber nicht vergessen, daß die Probleme, um die es hier geht, zu nahe 
liegen, als daß man mit ihnen jonglieren kann. Die Probleme sind überschaubar , 
und die Bürger der Stadt werden bald feststellen können, was wirklich dahinter­
steckt. Gerade das CDU-Aufsichtsratsmitglied Dr. Fuchs war es, das in der vori­
gen Ratsversammlung die .Argumente, die heute hier wiederholt worden sind, 
Widerlegt hat , und der zum Schluß seiner Ausführungen sagte, daß man sich, wenn 
Inan sich so wenig Überlegungen gemacht hätte, das Schulgeld wiedergeben lassen 
könne. Die SPD hatte gehofft, daß die CDU/FDP das verstanden hätte, was der 
Bürgermeister meinte. Es ist der SPD vorgeworfen worden, daß sie zu wenig 
Phantasie hätte. Die andere Seite hat aber noch weniger Phantasie entwickelt, 
denn sie hat nur das wiederholt, was sie in der vorigen Sitzung schon einmal vor­
gebracht hat und was eindeutig von den Sachverständigen widerlegt worden ist. 
Wenn Sprecher auch nicht zu den Freunden des Bürgermeisters Dr. Fuchs gehört, 
So möchte er aber doch feststellen, daß seine Fraktion nie bestritten hat, daß Dr. 
Fuchs ein außerordentlich tüchtiger Fachmann ist und daß er von Finanzdingen 
etwas versteht. Wenn ein solcher Fachmann hier seinen Standpunkt in dieser 
Form vertritt, kann man nur wenig Verständnis dafür haben, wenn die Anfänger 
auf diesem Gebiet glauben, diesen Standpunkt ignorieren zu können. Wenn aber 
die Auffassung "dieser jungen Männer" die Auffassung der ganzen Fraktion ist, 
dann ist die Frage zu stellen, warum kein Antrag eingebracht worden ist auf Ab­
berufung der Vertreter im Aufsichtsrat, die sich als so wenig klug erwiesen 
haben. Wenn die CDU/FDP glaubt, hier das Verkehrsproblem in den Großstädten 
so betont darstellen zu müssen, dann darf gesagt werden, daß sich mit diesen 
Fragen der Bauausschuß längst eingehend befaßt hat. Die Bauämter sind laufend 
dabei, die Fragen der Verbesserung der Straßen und des Nahverkehrs zu unter­
SUchen. 

- 12 -



- 12 -

Um aber nicht um die Dinge herumzureden: nach Ansicht der SPD handelt es 
sich bei der Einstellung der CDU /FDP gar nicht um betriebswirtschaftliche 
Überlegungen, sondern es handelt sich ganz einfach darum, daß der Versuch ge ­
macht wird# auf diese Weise etwas politisch hochzuschaukeln, weil man sonst 
einfach um die Zustimmung zu den neuen Tarifen nicht herumkommt. Die CDU / 
FDP will sich nur um die Entscheidung herumdrücken. Das Aufsichtsratsmitglied 
der cnu Ratsherr Dr . Rüdel hat schon damals# als noch die rechte Seite des 
Hauses die Mehrheit hatte, die Auffassung vertreten, daß die Tarife erhöht wer­
den müßten. Nur die Tatsache, daß die CDU/FDP heute die Opposition in diesem 
Hause ist, gibt ihr die Möglichkeit# solche Dinge hochzuspielen. Damit die Bevöl ­
kerung es in aller Deutlichkeit weiß, muß hier einmal festgestellt werden, daß 
der Zustand, der bei der KVAG eingetreten ist, das Ergebnis der Arbeit im 
Wesentlichen der CDU - Vertreter im Aufsichtsrat ist. Die andere Seite des Hauses 
trägt also die Verantwortung, aber darin liegt keine Schuld, sondern das ist das 
Ergebnis der wirtschaftlichen Tatsachen. Damit kein falscher Akzent aufkommt, 
sei hier mit aller Deutlichkeit festgestellt, daß sich die betreffenden Herren bei 
ihren damali gen Beschlüssen dessen bewußt waren und daß sie auch verantwor­
tungsbewußt genug gewesen sind, denn sie haben ja nur Maßnahmen vorgeschlagen, 
die zur Beseiti gung des damaligen Zustandes beitragen sollten. 

Die CDU /FDP hat von der großen Belastung der Bürger gesprochen und dabei 
"ihr soziales Herz entdeckt". Wenn sie auf dem Gebiet etwas tun will, dann hätte 
sie sich einsetzen sollen bei ihren politischen Freunden für die Rentenreform, 
gegen die Krankenkassenreform, gegen die Mieterhöhungen und gegen die Mani­
PUlationen m it den Kartoffelpreisen. Dann hätte man viele Belastungen von dem 
Bürger abgenommen, und er hätte das Geld gehabt für die neuen Tarife. Um ein­
mal die Wege aufzuzeigen, die die CDU /FDP zu gehen bereit ist, sei nur daran 
erinnert, daß sie die Ausführung des Beschlusses der SPD vom 31. 3. /1. 4. d. J. 
ZUm Bau der Sporthalle und des Pflegeheimes Nord dadurch zu verhindern ver­
sucht , daß sie sich an den Innenminister gewandt hat mit der Bitte, den Beschluß 
r echtlich zu überprüfen. Es ist ein eigenartiges Vorgehen, sich hinter seine poli­
tiSchen Freunde in der Landesregierung zu verstecken und auf diese Weise zu 
versuchen, die Ratsversammlung an der Durchführung ihrer Maßnahmen zu hin­
dern. 

So wie die CDU/FDP es macht, kann man keine verantwortungsvolle Kommunal ­
Politik betreiben. Die SPD hat in der Vergangenheit immer zur Stange gehalten, 
Wenn es darum ging, unpopuläre Maßnahmen zu treffen. Wenn die CDU/FDP wei­
terhin so vorgehen will, wie sie es in der letzten Ratssitzung bei der Neugestal­
tung der Gastarife getan hat, dann hat sie ein wesentliches Element der Zusammen· 
arbeit auf der kommunalen Ebene ganz einfach beiseite geschoben, und dann ist 
es für die SPD nicht mehr interessant , interfraktionelle Gespräche zu pflegen. 

Stadtrat Dr. K i e k e bus c h weist zur Geschäftsordnung darauf hin, daß 
Stadtrat Schröder weit über die ihm zustehende Redezeit hinausgegangen ist. Das 
gleiche Recht muß auch den nächsten Rednern zugestanden werden. 
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Stellvertretender Stadtpräsident Frau Stadträtin Hin z bittet, bei den Aus­
führungen der einzelnen Redner doch etwas mehr Disziplin zu üben und den Red­
nern zuzuhören. 

Ratsherr Sie hel s c h m i d t gibt für die Fraktionsgruppe der FDP in der 
eDU /FDP-Ratsherrenfraktion folgende Erklärung ab: 

1. Die Fraktionsgruppe der Freien Demokratischen Partei lehnt die von Vorstand 
und Aufsichtsrat der Kieler Verkehrs AG beantragte Tariferhöhung als zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt unnötig und für die Kieler Bevölkerung unzumutbar 
ab. 

2. Die Fraktionsgruppe der Freien Demokratischen Partei ist der Ansicht, daß 
den berechtigten betriebswirtschaftlichen Bedürfnissen der öffentlichen Ver­
kehrsunternehmungen der Stadt Kiel auf andere Weise abgeholfen werden kann 
und muß. 

Das kann geschehen durch 

a) Stundung, Erlaß oder Abschaffung der verkehrspolitisch sinnlos gewordenen 
VVegebenutzungsabgabe, 

b) durch Übernahme der Sonderkosten, die der Verkehrs AG durch die beson­
deren Wünsche der Stadt hinsichtlich der Bahnanlagen entstehen, aber be­
triebswirtschaftlich nicht notwendig wären , auf den Stadthaushalt, 

c ) durch Kapitalerhöhung, notfalls in Verbindung mit einer Änderung der 
Rechtsform der Gesellschaft, zum al die Aktiengesellschaft nicht unbedingt 
als die geeignetste Form eines öffentlichen Verkehrsunternehmens ange­
sehen werden kann. 

3. Die Freie Demokratische Partei ist der Ansicht, daß die Lage der Kieler 
Verkehrs A G nicht isoliert gesehen werden darf, sie muß vielmehr in Zusam­
menhang gebracht werden mit der großen verkehrspolitischen Auseinander­
setzung zwischen privatem Kraftfahrzeug und öffentlichem Verkehrsmittel. 

Die Zahl der Familien, die vom öffentlichen Verkehrsmittel zum eigenen 
Fahrzeug übergehen, steigt rapide an. Verkehrsexperten sagen katastrophale 
Verkehrsverhältnisse voraus, wenn die Millionenmasse der Arbeitnehmer 
weiterhin dazu übergehen sollte, im eigenen Fahrzeug zur Arbeitsstelle zu 
fahren und ihr Fahrzeug dort zu parken. Die schon bisher gewaltigen Ausgaben 
der Gemeinden für den Bau von Straßen, Parkplätzen, Signalanlagen, Über­
und Unterführungen werden ins Riesenhafte steigen. 

In dieser Situation haben die öffentlichen Verkehrsmittel zu beweisen, daß es 
sich für den Arbeitnehmer lohnt, auf ein eigenes Fahrzeug zu verzichten und 
s ich weiterhin der öffentlichen Verkehrsmittel zu bedienen. Diesen Beweis 
Werden sie nicht führen können durch technische Rationalisierungen im Fahr ­
betrieb, die den Fahrgast zum Verkehrsmaterial, zum Massengut degradieren, 
und auch nicht durch Tariferhöhungen. Beides würde den Anreiz, sich ein 
eigenes Fahrzeug anzuschaffen, nur noch mehr erhöhen. 
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Die öffentlichen Verkehrsmittel werden nur dann mit Erfolg gegen das pr ivate 
Kraftfahrzeug konkurrieren können. wenn sie 

i ) ihre Verkehrsdichte steigern, 

ii) die Bequemlichkeit ganz erheblich erhöhen und nicht verringern wie 
bisher. 

iii) auf Tariferhöhungen weitestgehend verzichten. 

Damit kommen aber Kosten in einer Höhe auf die öffentlichen Verkehrsmittel 
zu 1 daß eine Finanzierung über den Fahrpreis sowieso unmöglich ist. Die Lö­
sung des Problems kann nur darin bestehen. daß die öffentlichen Verkehrsmit ­
tel durch vorübergehenden Einsatz von Haushaltsmitteln der Gemeinden in 
ihrer Konkurrenzfähigkeit gegenüber dem privaten Kraftfahrzeug gestützt 
werden. 

In einer Zeit l in der jahraus, jahrein riesige Steuermittel der Gemeinden in 
den Bau von Straßen usw. gesteckt werden, was praktisch eine ständige Sub­
ventionierung des privaten Verkehrs mit Kraftfahrzeugen bedeutet, wirkt es 
n i cht überzeugend, wenn die öffentlichen Verkehrsmittel kurzerhand darauf 
verwiesen werden, sie müßten ihre Kosten selbst decken. Das Kostendeckungs­
prinzip wirkt in der gegenwärtigen Lage wie ein Bumerang. Es zwingt die 
öffentlichen Verkehrsmittel zu Maßnahmen, deren negative Auswirkung auf sie 
selbst zurückfällt. Eine vorübergehende Einschränkung des Prinzips erscheint 
ohne weiteres so lange gerechtfertigt. als der Verkehr mit privaten Kraftfahr­
zeugen so schrankenlos subventioniert wird wie bisher. 

Die gemeinwirtschaftlichen Aufgaben der öffentlichen Verkehrsmittel werden 
in einem Zeitpunkt der Verstopfung der Straßen größer denn je. Sie sind denn­
noch mit wesentlich geringeren Mitteln lösbar als der Versuch, das Verkehrs­
problem in erster Linie durch Förderung des privaten Kraftverkehrs zu lösen. 
Die amerikanischen Erfahrungen zeigen, daß dieser Versuch in einer Sackgasse 
enden muß. 

Die Losung "Mehr öffentliche Mittel für die öffentlichen Verkehrsmittel" ist 
das Gebot der Stunde. 

Sodann stellt Sprecher folgenden persönlichen Antrag: 

"Die Ratsversammlung wolle beschließen: 

Der Magistrat wird beauftragt. der Ratsversammlung bis zum 
1. 4 .1961 Vorschläge vorzulegen, die es gestatten, ohne Tarif­
erhöhung 

1. das für 1960 zu erwartende Defizit der Kieler Verkehrs AG 
zu beseitigen, 

2. den für die nächsten drei Jahre zu erwartenden Kapitalbedarf 
der öffentlichen Verkehr sunternehmungen der Stadt Kiel zu 
decken, wobei die berechtigten Wünsche der Fahrgäste in be­
zug auf Verkehrsdichte, Bequemlichkeit und mäßige Tarife 
in Rechnung zu stellen sind. 
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Hierbei sollen die Möglichkeiten von Stundung, Erlaß oder 
Abschaffung der Wegebenutzungsabgabe, Übernahme bzw. Ver­
rechnung der Folgelasten, Kapitalerhöhung und Änderung der 
Rechtsform, in Betracht gezogen werden. " 

Ratsherr Ren ger meint, daß es gut gewesen wäre, wenn Ratsherr Dr. 
Murmann an dem Städtetag in Augsburg teilgenommen hätte. Dort ist nämlich 
von sämtlichen Sprechern aller Parteien die Finanznot und die unzulängliche 
Bezuschussung der Gemeinden immer wieder hervorgehoben worden, so daß 
man sagen kann, daß zwischen dem Haushaltsplan und dem wirklichen finanziellen 
Bedarfsdeckungsplan eine ganz erhebliche Kluft besteht. Die Städte vernachlässi­
gen ohne ihre Schuld wichtige Maßnahmen auf den verschiedensten Gebieten und 
kommen dadurch hier und da in die Hinterhand, und das kann für manche Stadt 
über Leben oder Tod entscheiden. Wenn Ratsherr Dr. Murmann diese Worte in 
Augsburg gehört hätte, wäre er sicherlich ni<;;ht so leichtfertig mit seinem Schritt 
gewesen und hätte nicht das gemacht, was ein Unternehmer, wenn es um seine 
Firma geht, nie machen würde. Ratsherr Dr. Murmann sprach eben von einem 
Fehlbetrag von 1,5 Mio. DM. Sprecher glaubt in Erinnerung zu haben, daß es 
2, 1 Mio. DM waren. In der vorigen Sitzung verlangte die CDU /FDP eine Erhöhung 
des Stammkapitals, und sie nannte einen Betrag von 5 - 10 Mio. DM. Hat sie 
diese Auffassung jetzt fallen gelassen? Das letzte Mal hat Ratsherr Dr. Murmann 
auch gemeint, daß die Aktien attraktiv gemacht werden müßten. Auch davon ist 
heute nicht mehr gesprochen worden. Sprecher bittet. daß einmal der "alte Ex­
perte der CDU", nämlich der Bürgermeister, vom Standpunkt des Stadtkämmerers 
zu den CDU/FDP-Vorschlägen Stellung nimmt. Er möchte der CDU/FDP sein 
Bedauern aussprechen, daß sie in einer ausgesprochenen "Expertenkrise" ist. 
Man darf sicherlich überzeugt sein, daß sie ihre "Fehlexperten" in den Ausschüs­
sen und Vorständen schnellstens wechselt. 

Ratsherr Dr. Mur man n gibt zu redenken, daß die Fragen, die hier zur 
Debatte stehen, doch wohl etwas mehr Ernst erfordern als hier gezeigt worden 
ist. So habe Stadtrat Schröder in seiner langen Rede nicht einen Punkt gebracht, 
der sich ernsthaft mit dem Problem der Tariferhöhung befaßt. Zu den vom Rats­
herrn Renger geäußerten Zweifeln an dem Fehlbetrag von 1, 5 Mio. DM ist zu 
sagen, daß der Finanzplan einen voraussichtlichen Verlust von 2,1 Mio. DM vor­
sieht. Dabei ist aber noch nicht die volle lineare Abschreibung berücksichtigt, 
Was sich mit 400.000 DM auswirkt. Außerdem ist noch nicht die zu erwartende 
Neuregelung der Pensionsrückstellung berücksichtigt, was weitere 200.000 DM 
ausmacht, so daß man dann insgesamt auf 1,5 Mio.DM kommt. Zu der Kapital­
erhöhung darf noch gesagt werden, daß es natürlich in der Beurteilung derartiger 
Fragen verschiedene Meinungen gibt. Die CDU /FDP glaubt, daß sie durch die 
herangezogenen Beispiele von Bremen, Bremerhaven und Hannover gezeigt hat, 
daß man es auch so machen kann, wie sie vorschlägt. Ob es sich in Kiel bei den 
Beteiligungsverhältnissen der KVAG realisieren läßt, kann im Augenblick des­
Wegen noch nicht sicher gesagt werden, weil die ganz speziellen, auf diesen 
~nkt gerichteten Verhandlungen mit den Mitaktionären noch nicht geführt sind. 
DIe Fraktion hält es für sinnvoll, daß es zu diesen Verhandlungen kommt und des-
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halb hat sie diesen Punkt heute noch einmal wieder vorgebracht. 

Ratsherr S c h ä f e r erklärt, daß er enttäuscht ist über die Art, wie die 
Stadträte Schröder und Schatz versucht haben, mit einer Argumentation, die 
nicht mehr von der Sache her getragen ist, die sachlichen Argumente der eDU / 
FDP zu überspielen. Man kann den Eindruck haben, daß es der SPD darauf an­
kommt, die parteipolitischen Gesichtspunkte in den Vordergrund zu spielen, 
damit auf das, was sachlich gesagt worden ist, nicht eingegangen zu werden 
braucht. Man wirft der eDU /FDP vor, daß sie mit einer parteipolitischen Marsch­
route angetreten ist. Sie ist mit einer politischen Marschrichtung hierher gekom­
men' die sie sich sachlich erarbeitet hat, aber mit einer kommunalpolitischen. 
Die Fraktion glaubt, daß sie hier kommunalpolitisch in der Frage der Tarifer­
höhung an einer Wendemarke steht, wo man sich zu entscheiden hat, in welche 
Richtung man steuern will. Stadtrat Schatz hat vorhin 2 Entschließungen des eDU­
Kreisverbandes und des eDU -Kreisausschusses zitiert. In einer dieser Entschlie- [ 
ßungen heißt es, es sei im Interesse des Bürgers nicht zu verantworten, daß die 
KVAG ihre Tarife erhöht. Dazu darf gesagt werden, daß sich hier wirklich ein-
mal das Interesse des Bürgers an preiswerter Beförderung getroffen hat mit der 
Entscheidung über den sachlichen und kommunalpolitischen Weg in der Tariffrage. 
Man hält der eDU /FDP laufend die Stellungnahme ihrer Fraktionsmitglieder im 
Aufsichtsrat vor. Das kann man der SPD wohl nicht verü1:lin, doch sollte man sich 
darüber klar sein, daß der Aufsichtsrat einer Gesellschaft und die Vertreter, die 
die Fraktion dorthin entsendet, auf keinen Fall die sachliche Entscheidung einer 
Fraktion vorweg bestimmen können, und daß die Fraktion durchaus in der Lage 
ist, sich selbst die Dinge sachlich zu erarbeiten und dann darüber zu entscheiden. 
Den Worten von den "zornigen jungen Männern" kann man entnehmen, daß die 
SPD gar nicht so sehr darüber erfreut ist, daß sich die Zusammensetzung der 
jetZigen eDU/FDP-Fraktion von der vor der Kommunalwahl in einigem unter­
scheidet. 

Die Ratsversammlung steht heute vor der Entscheidung, ob sie die Tariferhöhung 
billigen und damit die Abwanderung zum Individualverkehr verstärken und die 
Verstopfung der Straßen, insbesondere im Stadtkern, weiter vorantreiben will. 
Es ist die Aufgabe dieses Hauses, dadurch, daß sie die Tarife der KVAG attraktiv 
hält, dieser Verkehrsverstopfung entgegenzuwirken, denn andernfalls wird man 
nachher soviel Geld in die dann notwendigen Straßenbaumaßnahmen zu investieren 
haben, daß man dann wahrscheinlich froh sein würde, den Verzicht auf die Kon­
zessionsabgabe heute beschlossen zu haben. Auf eine Zwischenbemerkung von 
Stadtrat Schatz eingehend erklärt Ratsherr Schäfer, daß er den Eindruck hat. als 
sei die SPD mit der Marschroute hierhergekommen, der eDU /FDP nicht mehr 
ZUzuhören und sich sachlichen Argumenten zu verschließen. 

Es ist mehrfach von dem Kostendeckungsprinzip gesprochen worden, das die 
KVAG genau wie die private Wirtschaft einhalten müßte. Entscheidend für diese 
Frage kann aber doch nicht sein. welche Organisationsform und welche Wirt­
schaftsform die KVAG hat. Entscheidend ist. daß die Stadt in diesem Unternehmen 
die entscheidende Stimme hat und sie ihr Stimmengewicht so einsetzt, daß der 
kommunalpolitisch richtige Weg gegangen wird. 
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Zusammenfassend sei noch einmal festgestellt, daß die CDU/FDP-Fraktion 
darauf hingewiesen hat, daß sich allein schon durch den Verzicht der Stadt auf 
die Konzessionsabgabe die vorgeschlagene Tariferhöhung um die Hälfte verrin­
gern läßt. Folgt man den weiteren Vorschlägen der Fraktion, kann man die Tarif­
erhöhung völlig vermeiden. Die Fraktion hat weiter vorgetragen, daß mit der 
Tariferhöhung nach ihrer Auffassung eine kommunalpolitische und auch städte­
bauliche Fehlentwicklung eingeleitet wird, weil sie die Abwanderung auf Privat­
fahrzeuge noch verstärkt anstatt der sich mehr und mehr steigenden Verstopfung 
der Straßen durch attraktive Nahverkehrstarife entgegenzuwirken. Die CDU/FDP 
macht von dieser Stelle aus nochmals darauf aufmerksam, daß die SPD bei der 
Zustimmung zu der Tariferhöhung diese kommunalpolitischen Fehlentwicklungen 
einleitet, vielleicht sogar einleiten will. Wenn die SPD die Verantwortung über­
nehmen will, soll sie es tun, denn sie hat ja die Mehrheit. Die CDU/FDP jeden-

• falls wird sich dieser kommunalpolitischen Sünde nicht schuldig machen und wird 
deshalb die Tariferhöhung aus ihrer Verantwortung gegenüber der Stadt und ihren 
Bürgern ablehnen. 

B;ürgermeister weist darauf hin, daß wiederholt gefragt worden ist, wie . , 
SIch die Ablehnung einer Tariferhöhung auf den städtischen Haushalt auswirkt. 
Diese Frage ist sehr einfach zu beantworten. Die Tariferhöhung soll etwa 1,5 
Mio. DM bringen. Wenn sie abgelehnt wird, fehlen die 1,5 Mio.DM. Da das Unter­
nehmen aber weiterleben und weiterwirtschaften muß, müssen die Mittel von ande­
rer Seite kommen. Es ist der Vorschlag gemacht worden, auf die Konzessions­
abgabe und die Folgekosten zu verzichten und es ist davon gesprochen worden, 
evtl. den Zuschuß, den die Schiffahrt erfordert, aus öffentlichen Mitteln zu ge­
ben. Das sind 1,5 Mio.DM, die dann aus dem städtischen Haushalt bezahlt werden 
müssen; dazu kommt die Kapitalerhöhung. Es ist dann auch noch gefordert wor ­
den, die Investitionen weiter zu verstärken, um noch bessere Fahrzeuge und 
Schiffe anzuschaffen. Im Zusammenhang mit der Kapitalerhöhung ist die Notwen­
digkeit erörtert worden, das Kapital der Minderheitsaktionäre zu übernehmen 
und auch das Kapital, das in einzelnen Aktien in der Bürgerschaft verstreut ist. 
Wenn dann für das Gesamtkapital von 15 Mio. DM eine Verzinsung aufgebracht 
Werden soll, müssen die Tarife so erhöht werden, daß die jetzige Tariferhöhung 
ein "Kinderspiel" dagegen ist. Bei einer Verzinsung von 15 Mio. DM Kapital 
mit einem Zinssatz von 6 % muß man die Tarife so erhöhen, daß dieser Betrag 
aUch erwirtschaftet werden kann. Wenn man darauf verzichtet, bleibt nur ein 
Zuschuß der Stadt, der sich mit etwa 1/2 Mio.DM berechnen läßt. Zählt man die 
1,5 Mio. DM hinzu, bliebe bei einer Ablehnung der Tariferhöhung ein städtischer 
Zuschuß von 2 Mio. DM zu leisten. Es kommt also jetzt nur darauf hinaus, daß 
entweder der Fahrgast den angemessenen Preis zahlt oder, wenn man das nicht 
Will, daß die Stadt aus Steuergeldern einen entsprechenden Zuschuß gibt . Diesen 
Zuschuß müßten dann praktisch die Gewerbesteuerzahler aufbringen. Zu dem hier 
geäUßerten Gedanken, daß bei attraktiven Tarifen die Abwanderung zu den Privat­
fahrzeugen nicht so groß sein wird, meint Bürgermeister, daß sich auch tei Ab­
lehnung der neuen Tarüe in etwa 5 Jahren die Zahl der Kraftfahrzeuge in Kiel 
Weiter verdoppelt haben wird. 
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Stadtrat S c hat z ist der Ansicht, daß man, wenn in dieser Ratsversammlung 
wie in der vorigen eine CDU/FDP-Mehrheit wäre, sich heute gar nicht lange zu 
unterhalten brauche, denn dann wären die einstimmigen Beschlüsse des Aufsichts­
rates sicherlich auch hier mit den Stimmen der CDU /FDP durchgegangen. Spre­
cher m öchte von dieser Stelle aus feststellen, daß die Vertreter, die die Rats­
versammlung in den Aufsichtsrat der KVAG entsandt hat, Vertreter der Stadt Kiel 
sind. Sie sind nach der Gemeindeordnung an die Weisungen der Stadt gebunden, 
aber sie haben bisher keine Weisungen bekommen, weil eine stillschweigende 
Übereinstimmung bestand und weil ja die verschiedenen Fraktionen diese Mitglie­
der entsenden, so daß sie wohl als Vertreter der Stadt Kiel handeln, aber durch­
aus frei sind in ihrer Arbeit innerhalb des Aufsichtsrates. Darüber aber kann es 
keinen Zweifel geben, daß die Verbindung zu der Ratsversammlung und den Frak­
tionen besteht. Persönlich ist Sprecher der Auffassung, daß die CDU/FDP sich 
heute nicht hinstellen und sagen kann. daß das. was ihre Vertreter im Aufsichts­
rat tun, die Fraktion nichts angeht. Damit würde sie ihren Aufsichtsratsmitglieden 
den Boden unter den Füßen wegziehen. 

Zu den Ausführungen des Ratsherrn Dr. Murmann muß auf eines hingewiesen 
werden: alle Vorschläge der CDU/FDP zur Entlastung der KVAG sind Belastun­
gen für die Stadt. Es ist eben eine Summe von 2 Mio. DM genannt worden . Sie 
wird sich aber noch erhöhen, wenn dem Vorschlag auf Trennung des Schiffsver­
kehrs vom Landverkehr gefolgt wird. Es ist in der deutschen Wirtschaft allgemein 
üblich, daß man den sogenannten Unternehmensausgleich hat. In der privaten 
Wirtschaft gibt es sogar den Konzernausgleich, also einen Ausgleich auf einer viel 
größeren Ebene. Und nun kommt die CDU /FDP und will für den kleinen Betrieb 
der KVAG nicht einmal mehr den Unternehmensausgleich anerkennen. Die 2 -
2 1/2 Mio. DM. die sich als Belastung für die Stadt ergeben würden. sind prak­
tisch jährlich eine neue Schule. Man muß verstehen. daß die SPD solche Vor­
Schläge mit sehr offenem Ohr entgegennimmt, aber auch mit den entsprechenden 
Schlußfolgerungen. Die Schlußfolgerung könnte so sein, daß die CDU /FDP durch 
ihre Forderungen praktisch die Stadt zwingen will. auf anderen Gebieten, die in 
echter Konkurrenz auch mit diesen Dingen stehen, das Entsprechende zu unter­
lassen. Man kann den Verdacht haben, daß die CDU /FDP die Mehrheit in diesem 
Hause dazu bewegen will, etwas zu unterlassen, was im Interesse der Bürger der 
Stadt dringend notwendig ist. Für eine solche Politik kann sich die SPD nicht 
hergeben. 

Von CDU/FDP-Rednern ist gesagt worden, daß Kiel nach Einführung der neuen 
!arife in der Gruppe der Städte mit den höchsten Tarifen liegen wird. Solche 
Uberlegungen sind völlig überflüssig, weil eine Tariferhöhung, überhaupt eine 
I<ostenentwicklung, in jedem Betrieb aus der örtlichen Situation gesehen werden 
rnuß und sich nicht an das anlehnen kann, was anderswo geschieht. 

Die Tarifregelung darf nicht dazu führen, daß im Schulbau oder in anderen wichti­
gen Dingen gebremst werden muß. Wenn man den gesamten Komplex als eine 
einheitliche Maßnahme sieht unter dem Gesamtgesichtspunkt der Kommunalpolitik 
und I<ommunalwirtschaft, dann ist das, was man jetzt mit den Tarifen macht, das 
kleinere Übel. Daß die SPD den Bürgern nicht gern höhere Tarife auferlegt, hat 
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sie bei jeder Gelegenheit bewiesen. Die SPD meint, daß die Tariferhöhung, so 
wie sie jetzt vorgesehen ist, für die Bevölkerung als durchaus zumutbar ange­
sehen werden kann. Sie meint ferner, daß die Vorschläge der eDU /FDP nicht 
als weitere Diskussionsgrundlage geeignet sind. 

Stellvertretender Stadtpräsident Frau Stadträtin Hin z weist darauf hin, daß 
Ratsherr Dr. Murmann nochmals um das Wort gebeten hat. Nach der Geschäfts­
ordnung kann ein Redner nur zweimal zu derselben Sache sprechen, es sei denn, 
daß die Ratsversammlung nicht widerspricht. 

Es wird darüber abgestimmt, ob dem Ratsherrn Dr. Murmann das Wort noch­
mals erteilt werden soll. 

Beschluß: Dem Ratsherrn Dr . Murmann wird das Wort nicht noch einmal erteilt. 
Der Beschluß ergeht mit Stimmenmehrheito 

Frau Ratsherrin Fra n k e beantragt "Schluß der Debatte", nachdem in der 
Vorigen Sitzung und auch heute alle Einzelheiten ausreichend dargelegt worden 
seien. 

Stadtrat S c hat z ist namens der SPD damit einverstanden, daß Stadtrat 
Dr. Kiekebusch, der um das Wort gebeten hat, noch sprechen kann. 

Stadtrat Dr. K i e k e bus c h meint, daß es im Leben wohl immer so ist, 
daß man dann, wenn man mit sachlichen Argumenten nicht mehr glaubt überzeu­
gen zu können, zu schimpfen anfängt und mit persönlichen Vorwürfen kommt. Wie 
die heutige Debatte zeigt, kommt man sogar mit den primitiven Unterstellungen, 
daß nicht unterschieden werden kann zwischen den Aufsichtsratsmitgliedern, die 
der Fraktion angehören, und der Mehrheit der Fraktion. Sprecher hat sich bis­
her in der Debatte zurückgehalten und immer noch gehofft, daß die SPD bereit 
sein würde, sich mit sachlichen Argumenten zu beschäftigen. Ihm i st jetzt aber 
klar geworden, daß man sich mit Argumenten in dieser Frage nicht überzeugen 
lassen will. Ratsherr Renger sprach vorhin von dem Städtetag in Augsburg und 
bedauerte, daß Ratsherr Dr. Murmann nicht dort gewesen ist. Sprecher selbst 
ist dort gewesen und hat, wie auch alle anderen Teilnehmer, das Heft bekommen, 
in dem die bedeutungsvollen Sätze stehen, die Ratsherr Dr. Murmann vorhin ge": 
nannt hat. Man war gemeinsam in Augsburg, und der Stadtpräsident als Direktor 
der KVAG hat diese Gelegenheit benutzt, um sich dort und in München zu erkun­
digen, wie dort die Verhältnisse sind. Stadtrat Schatz hat eben ein sehr richtiges 
Wort gebraucht, indem er davon sprach, daß man den Unternehmensausgleich 
anstreben sollte. Sprecher ist mit Stadtrat Schatz der Auffassung, daß man nur 
?as tun sollte, nämlich den Unternehmensausgleich anstreben. Was Herr Köster 
ihm als seine Erfahrung berichtet hat aus Augsburg und aus München, das war 
das, daß er sagte, die niedrigen Tarife dort mit 0,30 DM für die Nahverkehrs­
strecke angefangen - übrigens erst am 1. Mai 1960 eingeführt - sind nur deshalb 
zu halten, weil die Städte München und Augsburg die dortigen Verkehrsbetriebe 
SUbventionieren. Das ist genau das Gegenteil von dem, was in Kiel geschieht. 
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In Kiel subventioniert die KVAG die Stadt, und zwar durch die Wegebenutzungs­
abgabe und durch die vertragliche Auflage, die ganzen Folgemaßnahrnen aufzu­
bringen, die für die letzten 8 Jahre mit mindestens 2 - 2,5 Mio. DM geschätzt 
Worden sind. Wenn man auch bestreiten will, daß das keine Subventionen sind, 
so kann man aber doch nicht bestreiten, daß das dann nicht mehr ein Unterneh­
mensausgleich innerhalb des Betriebes ist. Das, was die eDU /FDP der SPD 
heute vorschlägt und schon die ganze Zeit vorgeschlagen hat, das ist ein solcher 
echter Unternehmensausgleich, bei dem weder die Stadt die KVAG, noch die 
KVAG die Stadt subventioniert. Es hat aber doch wohl keinen Sinn mehr, diese 
Dinge weiter zu vertiefen, weil die SPD doch bei ihrer Auffassung bleiben wird. 
Die eDU/FDP ist der Ansicht, daß die heute zu treffende Entscheidung für die 
ganze Bevölkerung, die im großen Umfang auf die Benutzung der Nahverkehrs­
mittel angewiesen ist, von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung ist. Nach 
Auffassung der Fraktion handelt es sich um eine grundsätzliche kommunalpoliti­
sche Frage. Dies gilt umso mehr, als die Fraktion nachgewiesen hat, daß die 
beabsichtigte Tariferhöhung ganz oder doch zum Teil v ermeidbar ist. Im Hinblick 
auf die grundsätzliche Bedeutung der zu treffenden Entscheidung stellt Sprecher 
deshalb namens seiner Fraktion den Antrag auf namentliche Abstimmung. 

Danach wird zunächst über den Antrag des Ratsherrn Sichelschmidt abgestimmt. 

Beschluß: Der Antrag wird gegen 12 Stimmen abgelehnt. 

Zu der namentlichen Abstimmung wird festgestellt, daß diese zugelassen wird, 
nachdem mehr als 1/3 der Mitglieder der Ratsversammlung durch Handaufheben 
den Antrag unterstützt hat. 

Danach wird über den Antrag der Vorlage (Drs. 299) namentlich abgestimmt, 
Wobei berücksichtigt wird, daß sich der Aufsichtsrat in seiner Sitzung am 
8. Juni 1960 noch einmal mit der Tariferhöhung befaßt und noch einige Beschlüs­
Se gefaßt hat (s. die einleitenden Ausführungen des Bürgermeisters als Bericht­
erstatter ). 

~eschluß : Die Zustimmung der Aufsichtsratsmitglieder der Stadt Kiel zur Tarif ­
erhöhung bei der Kieler Verkehrs .AG voraussichtlich ab 1. Juli 1960, 
abgegeben in den Aufsichtsratssitzungen vom 15. Juni 1959, 30. April 
1960 und 8. Juni 1960, wird genehmigt. 
Der Beschluß ergeht mit 24 gegen 18 Stimmen. 

Dafür stimmen: Ratsherrin Bendfeldt , Ratsherr Book, Stadträtin 
Brodersen, Ratsherr Engel, Ratsherr Ewers, Ratsherrin Franke, 
Ratsherrin Hansen, Ratsherr Hansen, Stadträtin Hinz , Stadträtin 
Jensen, Ratsherr Jeske, Stadtrat Kowalewsky, Ratsherr Lüdemann, 
Ratsherr Neumann, Stadtrat Lütgens, Ratsherr Olsson, Ratsherr 
Renger, Stadtrat Schatz, Stadtrat Schröder, Ratsherr Stams, Ratsherr 
Thaddey, Ratsherr Dr. Wagner, Ratsherrin Wallbaum, Ratsherr 
Willumeit 
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Dagegen stimmen: Ratsherr Dr. Beske, Ratsherr Drews, Ratsherrin 
Franzius, Ratsherr Hildebrand, Ratsherr Dr. Kasch, Stadtrat Dr. 
Kiekebusch, Stadtrat Lühr, Ratsherr Mahrenholtz, Ratsherr Dr. 
Murmann, Ratsherr Pfaff, Stadtrat Ritter, Ratsherr Schäfer, Ratsherr 
Sichelschmidt, Ratsherr Steinert, Ratsherr Titzck, Ratsherrin 
Vormeyer, Ratsherr Westphal, Ratsherr Wollschlaeger 

Danach übernimmt Stadtpräsident Köster wieder den Vorsitz; auch Ratsherr 
NoUe nimmt an der weiteren Sitzung teil. 

4) Betrifft: 38. Änderung des Aufbauplanes Nr. 4 - Drs. 4 19 -
Berichterstatter: Stadtrat Voss 
Antrag: Der 38. Änderung des Aufbauplanes Nr. 4 wird zugestimmt. 

Stadtrat V 0 s s erläutert die schriftliche Vorlage. 

~eschluß: Nach Antrag. 

5) ~etrifft: 4 . Änderung des Durchführungsplanes Nr. 79 - Drs. 4 20 -
~erichterstatter: Stadtrat Voss 
~trag: Der 4. Änderung des Durchführungsplanes Nr. 79 für das Baugebiet 

Elisabethstraße/ Jägerstraße/Kaiserstraße/Wikingerstraße/ Johannes­
straße wird zugestimmt. 

Stadtrat V 0 s s erläutert die schriftliche Vorlage. 

~eschluß: Nach Antrag. 

6) ~etrifft: Antrag der SPD-'Ratsherrenfraktion betr. Lernmittelfreiheit für 
Volksschulen - Drs. 349 -

~erichterstatter: Stadträtin Jensen 
~trag: Die Ratsversammlung möge beschließen: 

1. Für die Volksschulen der Stadt Kiel wird die volle Lernmittelfreiheit 
eingeführt. 

2. Der dadurch entstehende Differenzbetrag zwischen der Erstattung 
durch die Landesregierung und der entstehenden Ausgabe wird 
von der Stadt übernommen. 

3. Der Titel 21/721 wird entsprechend erhöht. 
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Frau Stadträtin Jen sen weist darauf hin, daß dieser Antrag der SPD in 
der letzten Sitzung der Ratsversammlung auf Antrag der CDU/FDP vertagt wor-
den ist. Die SPD hat die Vertagung sehr bedauert, denn jetzt beginnen die Som­
merferien und der Antrag wird sich im Laufe dieses Jahres nicht mehr so aus­
wirken können, wie die SPD es gehofft hatte. Die SPD hält den Antrag in der vor­
liegenden Form aufrecht, zunächst einmal die volle Lernmittelfreiheit für die 
Volksschulen einzuführ en. Sie sieht darin einen ersten Schritt auf dem Wege zur 
völligen Lernmittelfreiheit für das gesamte Schulwesen. Sprecherin möchte heute 
schon ankündigen, daß ihre Fraktion bei der diesjährigen Etatberatung als näch­
sten Schritt die Lernmittelfreiheit für die Mittelschulen beantragen wird. Der 
Antrag ist in der letzten Sitzung der Ratsversammlung ausführlich begründet wor­
den, und Sprecherin möchte heute nur noch einmal die wesentlichen Punkte kurz 
erwähnen, die ihre Fraktion zu dem Antrag bewogen haten.Es ist einmal die Tat­
sache , daß die SPD der Meinung ist, daß die heutige Einkommensteuerregelung 
nicht die Gewähr gibt, daß wirklich die richtigen Kinder in den Genuß der Lern­
mittelfreiheit kommen. Durch diese ungleiche Gewährung läuft man Gefahr, das 
Vertrauen der Jugend in die soziale Gerechtigkeit des Staates zu gefährden, umso 
mehr, als die Kinder in der Klasse selbst sehen, wer die Lernmittelfreiheit be­
kommt und wer nicht. Die SPD lehnt ferner die Bedürftigkeitsprüfung ab; sie ist 
der Meinung, daß man auch die Lehrer überfordert, wenn man ihnen eine Verant­
wortung auferlegt, die sie nicht tragen können. Das ist auch der Grund , weshalb V 
die SPD damals dem Zusatzantrag der CDU /FDP nicht zustimmen konnte. Im 
Grunde war dies auch kein Zusatzantrag, höchstens ein Zusatzantrag zu der 
Verordnung des Ministers. Dieser Antrag unterscheidet sich grundsätzlich vom 
SPD-Antrag und geht an dessen Wesen vorbei, denn er verlangt nach wie vor die 
Bedürftigkeitsprüfung, die die SPD ablehnt. Der CDU/FDP-Antrag geht davon 
aus, daß man den Kindern die Bücher als Eigentum überlassen will. Dazu darf ge­
sagt werden, daß bereits ein wesentlicher Teil der Bücher im Besitz der Kinder 
bleibt. Nach der Verordnung des Kultusministers bleiben alle Bücher, die 3 Jahre 
in der Hand des Schülers sind, im Besitz des Schülers. Es sollen auch nur im 1. 
Schuljahr Bücher ausgegeben werden. Nur wer in der praktischen Schularbeit 
steht, weiß um die große Beunruhigung in Elternkreisen und Elternv ersammlungen 
jedes Jahr nach Ostern. Die Beunruhigung war dieses Jahr ganz besonders groß , 
Weil die neue Verordnung des Kultusministers kam. Der Minister hat dann noch 
3 weitere Veror.dnungen zu dieser Verordnung erlassen. Die Beunruhigung kann 
aber auch durch' 4 Verordnungen nicht beigelegt werden, weil der Kultusminister , 
wie er es selbst zum Ausdruck gebracht hat, ein grundsätzlicher Gegner der Lern­
mittelfreiheit ist und den Wunsch ausgesprochen hat, daß man eines Tages völlig 
auf die Lernmittelfreiheit verzichten sollte. Die SPD ist im Gegensatz dazu der 
Meinung, daß Schulgeldfreiheit und Lernmittelfreiheit zusammengehören und daß 
sie echte demokratische Maßnahmen sind. In echten demokratischen Staaten ge ­
hört das einfach zu den Selbstverständlichkeiten. Nur durch Schulgeldfreiheit und 
Lernmittelfreiheit zusammen gibt man allen Kindern die gleichen Chancen. 

~atsherr W 0 I I schI a e ger führt aus, daß sich die CDU / FDP-Fraktion 
ln den 4 Wochen seit der Vertagung nochmals sehr eingehend in den verschieden­
sten Gremien mit der Frage der Lernmittelfreihe it befaßt hat. Die Fraktion ist 
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der Ansicht, daß das, was sie jetzt unterbreiten wird, das Günstigste ist, was 
überhaupt aus dem ganzen Problem der Lernmittelfreiheit herauszuholen ist. 
Frau Stadträtin Jensen hat sicherlich in manchen ihrer Ausführungen recht, doch 
scheint es hier wohl im wesentlichen eine Frage der Methode zu sein, wie man 
an diese Dinge herangehen soll. Es gibt nach Auffassung der CDU /FDP-Fraktion 
im Grunde genommen nur 2 entscheidende Gesichtspunkte, nämlich 1. die päda­
gogische Nutzwirkung und 2. die soziale Gerechtigkeit. Beide Punkte sind mit 
keinem Wort in der Begründung erwähnt worden. Einen 3. Gesichtspunkt kann 
die Ratsversammlung nicht ganz übersehen, nämlich den, daß sie verantwortlich 
dafür ist, die Steuergelder sinnvoll und sparsam zu verwenden. Wenn man den 
SPD-Antrag nach diesen entscheidenden Merkmalen untersucht, so ist festzu­
stellen, daß soziale Gerechtigkeit aus der Sicht der CDU /FDP her gesehen glei­
che Behandlung aller einkommensschwachen Familienkreise bedeutet, und zwar 
ohne Rücksicht auf die Schulgattung, die das Kind besucht. Man kann nicht ohne 
weiteres ohne Rücksicht auf die Förderungsbedürftigkeit eine Schulart derart 
bevorzugen, daß unter Umständen eine Bestrafung der Eltern begabter Kinder da­
bei herauskommt, und zwar solcher Eltern, die ihre Kinder weiterführende Schu-
1en bestfehen lassen. Die Kopfsätze, die für die Lernmittelfreiheit angesetzt 
sind, betragen für die Volksschulen im 1.-4. Schuljahr = 7, -- DM, im 5. - 9 . 
Schuljahr = 15,-- DM, für die Mittelschulen = 20,-- DM, für die Gymnasien = 
28,-- DM, für die Berufsfachschulen ::c 17, -- DM1 für die Berufsschulen .. 7,-- DlV 
und für die 3 Fachschulen = 21, -- DM. Sollte man dazu kommen, und das liegt 
in dem SPD-Antrag drin, daß Eltern den Besuch weitergehender Schulen von 
finanziellen Überlegungen abhängig machen, dann wäre das ein Rückschritt in 
jene Zeiten, da das Portemonnaie des Vaters den Bildungsgang des Kindes be­
stimmte. Es gibt sicherlich viele Eltern, die den Schulbesuch ihrer Kinder unter 
finanziellen Erwägungen sehen. Wenn man jetzt nur an den Volksschulen die Lern­
mittelfreiheit schafft, wird es sicherlich zahlreiche Eltern geben, die aus diesen 
Überlegungen ihre Kinder nicht in die weiterführenden Schulen geben. Der erste 
Schri tt kann nach Ansicht der CDU / FDP nur der sein, alle Schüler au s einkom­
mensschwachen Familien gleichzubehandeln. Eine Verletzung des Gleichheits­
grundsatzes ist nicht zu vertreten. Verstößt nicht der SPD-Antrag sogar gegen 
das Gleichheitsprinzip des Grundgesetzes? 

Zu der Frage der pädagogischen Nutzwirkung möchte Sprecher zunächst bemer­
ken, daß seine Fraktion durchaus schulfreudig ist. Die Fraktion ist aber der 
Ansicht, daß die pädagogische Auswirkung des SPD-Antrages praktisch ohne Nutz­
effekt ist. Jeder weiß wohl um den Wert, den das eigene Buch in der Hand des 
Schülers hat, ebenso aber auch um den Wert, den ein gewisser, vertretbarer und 
ZUrnutbarer Beitrag der Elternschaft auf den Ausbildungsgang der Kinder hat. 
Was man mit dem SPD-Antrag unter Umständen erreichen wird l ist eine Häufung 
Veralteter Bücher in den Schulen, eine zerlesene und unhygienische Lernmittel­
sammlung der Kinder, zu denen sie keine Bindungen persönlicher Art haben 
können. 

Noch ein Wort zur finanziellen Auswirkung, die man nicht ganz außer Betracht 
lassen kann. Kiel ist nicht gerade eine reiche Stadt,und die Ratsversammlung muß 
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das Geld sinnvoll ausgeben. Wenn man Eltern, die es finanziell nicht nötig haben, 
noch auf diese Weise unterstützt, kommt das einer Verschleuderung von Steuer­
geIdern gleich. Wenn man die volle Lernmittelfreiheit an allen Kieler Schulen 
einführt, sind rd. 589.000 DM erforderlich. Davon sind allein rd. 312.000 DM 
zusätzlich von der Stadt aufzubringen, ohne daß das Land verpflichtet ist, auch 
nur einen Teil davon zu erstatten. Das sind Mindestzahlen, die sich leicht noch 
zu Ungunsten der Stadt verschieben können. Frau Stadträtin Jensen meint, daß 
man die Lernmittelfreiheit und die Schulgeldfreiheit gleichschalten sollte. Das 
wird man aber nur dann können, wenn keine anderen Ausgaben für die Stadt vor­
liegen, die dringender sind. Es darf hier nur erinnert werden an die großen Auf ­
gaben, die auf dem Gebiet der Jugendpflege (Kinderspielplätze, Turnhallen usw. ) 
noch erforderlich sind. 

Die CDU/FDP ist der Ansicht, daß der SPD-Antrag weder sozial, noch gerecht , 
noch pädagogisch vertretbar ist und stellt deshalb folgenden Abänderungsantrag: 

"Die Ratsversammlung möge beschließen: 

1. Für die vier Grundschuljahre der Volksschulen der Stadt Kiel wird 
die volle Lernmittelfreiheit eingeführt. 

2. Soweit in den 5. bis 9. Klassen der Volksschulen, den allgemein­
bildenden weiterführenden Schulen, den Berufsschulen, Berufs­
fachschulen und den anderen Fachschulen Schülern nach den gelten­
den Bestimmungen Lernmittelfreiheit gewährt wird, sind diesen 
Schülern die gesamten Lernmittel ab sofort als Eigentum zu über ­
lassen. 

3. Der dadurch entstehende Mehrbetrag wird von der Stadt übernom­
men. 

4 . Der Titel 21/721 wird um 4 5.000, - - DM erhöht." 

Aus diesem Abänderungsantrag mag man entnehmen, daß die CDU/FDP sich 
sehr eingehend mit dem SPD-Antrag auseinandergesetzt hat und ihm gefolgt ist , 
soweit die Fraktion es für vertretbar hält. Die CDU /FDP möchte die SPD bitten, 
Sich m it ihrem Antrag genauso eingehend zu beschäftigen. 

Ratsherr Dr. K a s c h stellt die Frage, wem denn nun die Mittel zugute 
kommen. Sie kommen den Eltern zugute, die sowieso die Lernmittel bezahlen 
können. Der SPD-Antrag ist ein Antrag im leeren Raum, und Sprecher glaubt 
nicht , daß die SPD damit wesentliche Stimmen für die nächste Wahl gewinnen 
Wird. Es ist nicht einzusehen, worin die Zweckmäßigkeit des Antrages liegt. 
Wenn man weiter fragt, wem dieser Antrag zugute kommt, dann wäre es möglich, 
daß die SPD sagt, der Antrag kommt den Lehrern zugute. Würde die SPD aber 
den Abänderungsantrag der CDU/FDP annehmen, dann könnte man die Lernmittel­
büchereien, die den Lehrern so große Mühe machen, aufgeben und dafür wären 
die Lehrer sicherlich gern bereit, bei der Verteilung der Bücher an Kinder , de­
ren Eltern das Geld nicht bezahlen können, zu helfen. Frau Stadträtin Jensen 
sprach davon, daß das Vertrauen der Kinder in die soziale Gerechtigkeit gefähr -
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det wird. Wenn man darunter soziale Gerechtigkeit verstehen will, daß jedem 
das seine und nicht jedem das gleiche zukäme, dann kann die vorgesehene Rege­
lung dazu führen, daß das Vertrauen zu sozialer Gerechtigkeit untergraben wird. 
Ist es richtig, mit geistigen Gütern so herumzuwerfen, wie es der SPD-Antrag 
vorsieht? Unser Volk lebt davon, daß das Bewußtsein lebendig bleibt, daß jedes 
Geistesleben Mühe und Arbeit fordert. Ist es da richtig, daß die Kinder den 
Eindruck gewinnen: hier ist alles umsonst? 

Frau Stadträtin B rod e r sen meint, daß Ratsherr Dr. Kasch mit seiner 
Auffassung in Gefahr steht, bei allen Menschen, die sich ernsthaft um pädagogi­
sche Fragen bemühen, zumindest auf Unverständnis zu stoßen, wenn er allen 
Ernstes behauptet, die Gewährung von Lernmittelfreiheit in einer Schule sei 
eine Gefahr für die geistigen Güter. Das ist eine Verurteilung wichtiger demo­
kratischer und pädagogischer Grundsätze der freien Welt. Es sei an das erinnert, 
Was Frau Jensen eingangs gesagt hat, daß nämlich die Gewährung von Lernmittel­
freiheit an allen Schulen einfach zu den Selbstverständlichkeiten in echten Demo­
kratien gehört. Sprecherin ist darüber entsetzt, daß Ratsherr Dr. Kasch hier eine 
solche Auffassung vertreten hat. Ratsherr Wollschlaeger hat eben gesagt, daß 
er im Zweifel sei, ob der SPD-Antrag sich mit dem Grundsatz der sozialen Ge­
rechtigkeit vereinigen läßt, oder ob er nicht gar gegen das Grundgesetz verstößt. 
Wenn das wirklich gemeint ist, dann wäre die bisher geübte Praxis ein Verstoß 
gegen das Grundgesetz, denn man hat ja bisher nur zu einem Teil die Lernmittel­
freiheit gewährt. Entweder gewährt man sie dann allen oder man gewährt sie 
niemandem. Die SPD hat beantragt, zunächst den Volksschulkindern die volle 
Schulgeldfreiheit zu gewähren. Es soll dies nur ein erster Schritt auf dem Wege 
zum Endziel, nämlich der Lernmittelfreiheit für alle Schularten sein. Wenn die 
SPD heute noch nicht die Lernmittelfreiheit für alle Schularten beantragt hat, 
dann aus dem Grundsatz einer gewissen Sparsam.l<.eit heraus. Jeder, der in der 
Schularbeit steht, weiß um die in jedem Jahr wieder auftretenden Beunruhigungen 
in der Elternschaft und unter den Lehrern in der Frage der Lernmittelfreiheit. 
Die SPD hat bei der diesjährigen Haushaltsberatung bewußt ihren Antrag noch 
nicht eingebracht. Der letzte Erlaß des Kultusministers hat die Fraktion bewogen, 
nunmehr den Antrag zu stellen. Nicht nur Kiel, sondern eine ganze Reihe von 
Gemeinden in Schleswig-Holstein ist zu ähnlichen Anträgen und Beschlüssen ge­
kommen. Die von dem Ratsherrn Wollschlaeger vorgebrachten pädagogischen 
Bedenken, die sich auf die zerlesenen Bücher beziehen, sind nicht überzeugend, 
einfach deshalb nicht, weil bei der Gewährung der Lernmittelfreiheit selbstver­
ständlich vorauszusetzen ist, daß die Bücher den Kindern in einem ordentlichen 
Zustand gegeben werden. Die SPD verurteilt es ganz entschieden, daß an einigen 
Schulen immer noch einige Lehrer in unverantwortlicher Weise den Schülern völ­
lig zerlesene Bücher in die Hand geben. Es sei auf die Anweisung des Schulamtes 
verwiesen, die die Lehrer ausdrücklich darauf hinweist, daß solche Bücher den 
Rindern nicht gegeben werden dürfen. Das Schulamt hat die Lehrer und Rektoren 
Wiederholt darauf hingewiesen, daß im 1. Schuljahr nur neue, keine zerlesenen 
Fibeln ausgegeben werden dürfen. 
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In ihren weiteren Ausführungen stellt Frau Stadträtin Brodersen ausdrücklich 
fest, daß die SPD sich mit ihrem Antrag nicht im Widerspruch zu der pädagogi­
schen Zielsetzung des Stadtschulrats befindet. Dieser hat bereits im November 
1959 einen ähnlichen Antrag an die Landesregierung gerichtet . Die Argumente 
gegen den SPD-Antrag verlieren ihre Bedeutung, wenn man berücksichtigt, daß 
die eDU /FDP vorhin bei der Beratung der neuen Tarife der Kieler Verkehrs AG 
sich so sehr dafür einsetzte, diesem Unternehmen einen städtischen Zuschuß 
zu geben, der mit 2 - 2,5 Mio. DM berechnet worden ist. Es muß sehr verwun­
dern, daß die eDU / FDP nun nicht bereit ist, den Schulkindern in der Volksschule 
die Lernmittelfreiheit zuzugestehen. 

Zu dem Antrag der eDU/FDP-Fraktion ist zu sagen, daß dies kein Abänderungs­
antrag, sondern ein völlig anders gearteter Antrag ist, der sich in der pädagogi­
schen Grundtendenz wesentlich von dem SPD-Antrag unterscheidet. Die SPD kann 
daher diesem Antrag nicht zustimmen. 

Ratsherr W 0 1 1 s chi a e ger bittet die SPD, damit einverstanden zu sein, 
daß der eDU /FDP-Antrag, der weiterhin als Abänderungsantrag angesehen wird, 
zunächst an den Schulausschuß verwiesen wird. Sprecher legt sodann nochmals 
kurz die Gründe dar, die seine Fraktion bewogen haben, den Abänderungsantrag 
einzubringen. 

Danach wird zunächst über den Abänderungsantrag der eDU /FDP abgestimmt. 

Beschluß: Der Antrag wird mit Stimmenmehrheit abgelehnt. 

Dann wird über den Antrag der Vorlage (Drs. 349) abgestimmt. 

Beschluß: Nach Antrag~ 
Der Beschluß ergeht mit Stimmenmehrheit bei 1 Stimmenthaltung. 

7) Betrifft: Herausgabe einer Denkschrift zum 40-jährigen Jubiläum des Amtes 
für Familienfürsorge - Drs. 411 -

Berichterstatter: Stadtrat Engert 
Antrag: a) Das Amt für Familienfürsorge gibt zum 40-jährigen Jubiläum am 

1. Oktober 1960 eine Denkschrift über die Entwicklung der Wohlfahrts­
pflege und des Amtes für Familienfürsorge heraus. 

b) Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in 
Höhe von 1.000 DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 
4012/6.813 - Herausgabe einer Denkschrift -. 

Der Betrag wird gedeckt durch den Nachtragshaushalt. 

Stadtrat Eng e r t erläutert die schriftliche Vorlage. 

~eschluß: Nach Antrag. 
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8) Betrifft: Anmietung von Diensträumen für das Amt für Familienfürsorge 
Berichterstatter: Stadtrat Engert - Drs. 412 -
Antrag: Zugestimmt wird: 

1. der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 2.000 DM 
bei der Haushaltsstelle 4012/651 - Miete, Pacht, Anerkennungs­
gebühr - (Mietzins für die Zeit vom 1. 6. - 31.12.1960). 

2. der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 11.000 DM 
bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 4 012/6.851 - Herrich­
tung der Räume Deliusstraße 27 -. 

Deckung erfolgt im Rahmen des Nachtragshaushalts. 

Beschluß: Nach Antrag. 

9) Betrifft: Finanzierung des Altersheimes am Klausdorfer Weg - Drs. 4 10 -
Beri~hterstatter: OB 
Antrag: Folgende Entscheidung des Oberbürgermeister"s vom 1. 6.1960 wird 

genehmigt. 

tI Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe, die 
keinen Aufschub duldet, in Höhe von 47.365,11 DM bei der neu einzu­
richtenden Haushaltsstelle V 4314/120 - Bau eines Altersheimes am 
Klausdorfer Weg -. Der Betrag wird gedeckt durch eine gleichhohe 
Entnahme aus den für die Altersheime angesammelten Rücklagen. 

Diese Entscheidung ist der Ratsversammlung in ihrer nächsten Sitzung 
zur Genehmigung vorzulegen. tI 

Ratsherr S t ein e r t meint, daß eine Sofortentscheidung nicht notwendig 
gewesen wäre und die Vorlage auf dem normalen Weg zur Ratsversammlung hätte 
gebracht werden können. 

Stadtrat Eng e r t bemerkt dazu, daß das Heim am 1. Juli 1960 bezogen wer­
den soll. Um diesen Termin einhalten zu können, mußten die letzten Bestellungen 
noch Anfang Juni herausgegeben werden, weil sonst der Stadt erhebliche finanzielle 
Schäden entstanden wären. Die Sofortentscheidung war daher notwendig. 

Beschluß: Nach Antrag. 
Der Beschluß ergeht bei 1 Stimmenthaltung. 
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10) Betrifft: Entgelte für den Zeltlagerplatz Falckenstein - Drs. 413 -
Berichterstatter: Stadtrat Engert 
Antrag:1. Für die Benutzung der Zeltlagerplätze FalckenstEin sind ab 1. 6.1960 

folgende Entgelte zu erheben: 

a) für Jugendorganisationen 0,20 DM je Person und Woche, 

b) für jugendliche Einzelzelter bis 18 Jahre 0,20 DM je Jugendlicher 
und Tage, 

c) für Personen über 18 Jahre 0,30 DM je Person und Tag, 

d) für Kinder bis 14 Jahre, die mit Eltern zusammen zelten J je Per­
son und Tag 0J 10 DM, 

e) für Wohnwagen (Anhänger) mit und ohne Vordach l J -- DM täglich. 

2. Die Entgelte sind bei der Aushändigung des Zeltscheines zu entrich­
ten und auch dann zu zahlenJ wenn die Zelte nicht belegt sind. 

3. In Ausnahmefällen können durch den zuständigen Dezernenten die 
unter 1 a) aufgeführten Entgelte ermäßigt oder erlassen werden. 

Stadtrat Dr. K ie k e bus c h stellt namens der cDufFDP-Fraktion folgenden 

Antrag: Ziffer 3 des .Antrages entfällt. 

Die Ziffer 3 ist weder erforderlich noch rechtlich zulässig. Der Erlaß von Ent­
gelten ist in der Geschäftsanweisung über das Verfahren bei der Stundung, der 
Niederschlagung und dem Erlaß von privatrechtlichen Forderungen der Stadt 
Kiel vom 20. April 1960 von der Ratsversammlung bereits geregelt worden. 
Auf diese Geschäftsanweisung ist zuletzt in den Ausführungsbestimmungen zum 
Haushaltsplan der Stadt Kiel vom 1. April 1960 unter Ziffer 14 Bezug genommen 
worden. Nach § 15 dieser Geschäftsanweisung trifft der Fachdezernent die Ent­
scheidung über den Erlaß J worunter auch die Ermächtigung als Teilerlaß zu ver­
stehen ist J wenn die Angelegenheit ohne grundsätzliche Bedeutung und kein Organ 
der Selbstverwaltung zuständig ist. 

Beschluß: Zu 1. und 2. : Nach Antrag. 
Zu 3. : Entfällt. 

11) .!!etrifft: Eigenschadenversicherung - Drs. 388 -
Berichterstatter: Stadtrat Engert 
Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in 

Höhe von 4. 710 J -- DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 
025/657 - Eigenschadenversicherung -. 

Der Betrag wird im Rahmen des Nachtragshaushaltsplanes 1960 
gedeckt. 
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Stadtrat Dr. K i e k e bus c h erklärt, daß seine Fraktion die Zweckmäßig­
keit zum Abschluß der Eigenschadenversicherung anerkennt. Aus der Vorlage ist 
aber nicht zu ersehen, ob ausgeschrieben worden ist und ob Angebote Kieler 
Versicherungen vorgelegen haben. Die Fraktion meint, daß die Vorlage nicht 
entscheidungsreif ist . Es wird daher beantragt, sie an den zuständigen Ausschuß 
zurückzuverweisen. 

Stadtrat Eng e r t erklärt, daß es nur 3 oder 4 Versicherungsgesellschaften 
gibt, die diese Versicherungssparten führen. Sie alle sind zu Angeboten aufge­
fordert und das beste Angebot ist dann berücksichtigt worden. Die Angebote ha­
ben dem Personalausschuß vorgelegen . Der Antrag sieht im übrigen nur die Be­
reitstellung der Mittel vor. Für den Vertragsabschluß selbst i st nach den Richt­
linien für die Selbstverwaltung der Stadt Kiel der Personalausschuß zuständig, 
der bereits beschlossen hat. 

Stadtrat S c hub e r t kann nicht erinnern, daß im Personalausschuß von meh­
reren Angeboten die Rede gewesen ist. Die Konkurrenzangebote der Viktoria ­
Versicherung waren dem Personalausschuß nicht bekannt. 

Stadtrat Eng e r t verweist auf eine Vorlage, die dem Personalausschuß 
bereits im Jahr 1959 vorgelegen hat und in der alle Einzelheiten dargelegt worden 
sind. 

Stadtr at Dr. K i e k e bus c h z ieht seinen Einwand und seinen Antrag zurück, 
nachdem ihm versichert worden i st, daß sämtliche für die Versicherung infrage 
kommenden Versicherungsgesellschaften gefragt worden sind. 

Beschluß: Nach Antrag . 

12) Betrifft: Erwerb des Archivs Handorff - Drs. 4 31 -
Berichterstatter: Frau Stadträtin Brodersen 
Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in 

Höhe von 2.500, -- DM bei der H.St. 351/6.986 - Ankauf des Archivs 
Handorff, 1. Rate -. 

Zum Ausgleich wird bei der H. St. ~ 681 - Verstärkungsmittel -
ein gleichhoher Betrag gesperrt. 

1?eschluß : Nach Antrag. 

13) 1?etrifft: Bestellung und Abberufung von Prüfern des Rechnungsprüfungsamtes 
~erichterstatter: Stadtrat Borchert - Drs. 392 -
~trag: Nach § 115 (2) der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein werden 
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a) als Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes bestellt 

Stadtoberinspektor Wilhelm Stademann, 
Stadtoberbauinspektor Hans Wiedeck, 
Stadtinspektor Bruno Baasch, 
Stadtinspektor Bruno Hansen, 

ge b . 8. 10. 192 5 , 
ge b . 7. 3. 1920, 
ge b . 9 . 1 O. 1916 , 
gebe 7. 7.1909, 

b) vorbehaltlich der Zustimmung der Kommunalaufsichtsbehörde als 
Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes abberufen 

Stadtamtmann Hermann Klahn, 
Stadt amtmann Heinrich Rath, 
Stadtoberbauinspektor Hans Burow, 
Stadtinspektor Kurt Stephan. 

Beschluß: Nach Antrag. 

14) Betrifft: Wahl eines neuen Mitgliedes für das Kuratorium der Staatlichen 
Ingenieurschule Kiel - Drs. 394 -

Berichterstatter: Stadtrat Engert 
Antrag: In das Kuratorium der Staatlichen Ingenieurschule Kiel wird auf die 

Dauer von 5 Jahren gewählt: 

.............................................................. 
Beschluß: Es wird gewählt: 

Ratsherr Dr. Josef Astl 

15) Betrifft: Große Anfrage der CDU/FDP-Ratsherrenfraktion betr. Unrichtige 
Unterrichtung der Öffentlichkeit durch den Herrn Oberbürgermeister 
über die bisherige Durchführung des Kieler Hafenprogramms 

- Drs. 432 -

1. Will der Herr Oberbürgermeister weiterhin bestreiten, daß ein Kern­
punkt der Hafenprogrammdebatte der Ratsversammlung vom 1. 4.1960 
gewesen ist, daß "es aus taktischen Gründen vermieden worden sei, 
Einzelanträge zu stellen, um nicht die grundsätzliche Entscheidung 
über das Hafenprogramm zu gefährden"? 

2. Was hat den Herrn Oberbürgermeister bewogen, in der Schleswig-Hol­
steinischen Landeszeitung vom 7.5.1960 der Wahrheit zuwider zu er­
klären, daß von den im Haushalt 1959 eingesetzten Beträgen für das 
Hafenprogramm "kein Pfennig ausgegeben" werden konnte? 

3. Welche Maßnahmen hat der Herr Oberbürgermeister gegen den Bedien­
steten eingeleitet, der ihm laut "Kieler Nachrichten" vom 2.6.1960 
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eine unrichtige Auskunft erteilt und diese "am 31. 5.1960 noch einmal 
ausdrücklich bestätigt" hat? Ist dem Herrn Oberbürgermeister die 
Unrichtigkeit dieser Auskunft nicht spätestens während der Ratsver­
sammlung vom 27.5 .1 960 bekannt geworden? 

4 . Entsprechen die Zuschüsse für den Ausbau des Olympiahafens, die 
nach der "Erwiderung" des Herrn Oberbürgermeisters in den " Kieler 
Nachrichten" vom 2.6.1960 "erwartet werden", der für das Hafenpro­
gramm festgelegten Beteiligungsquote von je 1/3 für Bund, Land und 
Stadt? Wie hoch sind diese Zuschüsse und wann sind sie eingegangen? 

Stadtrat Dr. K i e k e bus c h verliest die Große Anfrage. 

Ob erb ü r ger me ist er beantwortet die Große Anfrage. Abschrift seiner 
/ Antwort ist dieser Niederschrift beigefügt. 

Stadtrat Dr. K i e k e bus c h bedauert, daß seine Fraktion gezwungen war, 
die Anfrage zu stellen. Ihm persönlich ist es unverständlich gewesen, wie der 
Oberbürgermeister damals auf den Presseartikel in der Rendsburger Zeitung in 
dieser Weise reagieren konnte. Der Oberbürgermeister sagt heute, daß er aus 
Taktik so geantwortet und geglaubt hätte, daß er im Interesse der Stadt so hätte 
handeln müssen. Aus der ganzen Sache wäre sicherlich überhaupt nichts gewor­
den, wenn der Oberbürgermeister den Presseartikel im Raum hätte stehen las­
sen; er wäre sicherlich nach einigen Tagen überall vergessen gewesen. Aufge­
Wärmt wurde der Artikel dann dadurch, daß am 7. Mai 1960 durch den Oberbür­
germeister etwas in der Presse veröffentlicht worden ist, was in verschiedenen 
Punkten jedenfalls die Dinge nicht so dargestellt hat, wie sie tatsächlich verlau­
fen sind. Es sei darauf hingewiesen, daß Ratsherr Schäfer in der letzten Sitzung 
der Ratsversammlung zunächst nur einige Punkte angeschnitten hat und daß da­
nach dann in einer Kieler Zeitung darüber ein Bericht gebracht wurde. Es war 
nicht sehr geschickt, daß am 2. Juni noch einmal in dieser Form vom Oberbür­
germeister geantwortet worden ist. Wenn der Oberbürgermeister sagt, daß er 
dort etwas bestritten hätte, was man ihm in den Mund gelegt habe, dann ist zu 
Sagen, daß in dem Artikel der Rendsburger Zeitung ein ganz allgemein gehaltener 
Satz enthalten ist, der wie folgt lautet: "Aus taktischen Gründen sei es vermieden 
Worden, Einzelanträge zu stellen, um nicht die grundsätzliche Entscheidung zu ge­
fährden." Der Oberbürgermeister wird doch wohl nicht ernsthaft bestreiten wol­
len, daß das die Auffassung der Verwaltung, des Magistrats und der SPD-Fraktion 
in der Sitzung der Ratsversammlung am 31.3./1.4.1960 gewesen ist. Der Ober­
bürgermeister hat gemeint, daß der Briefschreiber ihm diese Worte persönlich 
in den Mund hätte legen wollen. Wenn man zu einer solchen Frage als Oberbürger­
meister Stellung nimmt, dann hätte man sich auch mit dem Tatbestand als solchen 
aUseinandersetzen müssen und hätte nicht aus Taktik den Eindruck erwecken 
dürfen, als ob davon überhaupt nicht die Rede gewesen ist. Dann hätte der Ober­
bürgermeister zumindest sagen müssen, daß er es nicht gesagt hat, daß aber 
andere es gesagt haben. 
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Zu der Beantwortung des Punktes 2. möchte Sprecher den Oberbürgermeister 
fragen. worin er eine beleidigende Behauptung erblickt. Zu Punkt 2. und Punkt 3. 
unterstellt er. daß man ihm etwa vorwerfen würde . er hätte eine unrichtige 
Unterrichtung vorgenommen. Davon ist kein Wort in der Anfrage drin. vielmehr 
ist hier nur der objektive Tatbestand angesprochen. und was diesen anbetrifft. 
so hat der Oberbürgermeister ja selbst inzwischen zugegeben, daß damals am 
7. Mai 1960 von ihm unrichtig erklärt worden ist. daß von den im Haushaltsplan 
1959 eingesetzten 2 Mio. DM kein Pfennig ausgegeben worden sei. Sprecher hat 
sich persönlich darüber gewundert. daß die Dinge nun auf die Bediensteten abge­
schoben werden. und daß es heißt. man sei falsch unterrichtet worden. Wenn man 

die Denkschrift über das Hafenprogramm selbst verfaßt hat. in der ja auch der 
Olympiahafen enthalten ist. und wenn man mit eigenen Augen sieht, daß der 
Olympiahafen fertiggestellt ist. wie kann man dann sagen. daß man durch seine 
Bediensteten falsch unterrichtet worden sei . 

Sprecher möchte sich zunächst mit dieser Erklärung begnügen. Seine Fraktion 
bedauert, daß durch diese Frage. nicht durch die Schuld des Oberbürgermei­
sters. das sei besonders betont. eine Polemik aufgetreten ist, die im Interesse 
der Stadt durchaus hätte vermieden werden können. Der Oberbürgermeister könne 
aber von der CDUjFDP nicht erwarten, daß sie, wenn ein Pressebericht richtig 
dargestellt und nach Auffassung der Fraktion unrichtig richtiggestellt wird. 
dann schweigt. 

Ratsherr Ren ger stellt die Frage, was eigentlich mit der Großen Anfrage 
erreicht werden soll. Gerade die von Stadtrat Dr. Kiekebusch soeben angewandte 
seriöse Form hat psychologisch den Beigeschmack, als wenn hier doch irgendet­
Was Diskriminierendes hängen bleiben soll. Wenn gefragt wird. was den Ober­
bürgermeister bewogen hat, der Wahrheit zuwider etwas zu erklären. dann heißt 
das ganz einfach: er hat gelogen. Die heutige junge Demokratie ist noch viel zu 

I ( anfällig. um vielleicht in solchen Finessen einen Augenblickserfolg für die Partei 
zu erhalten. Die Garanten des heutigen Systems sind die Parteien. nicht eine 
Partei. sondern alle Parteien. Das heutige demokratische System. das doch allen 
gemeinsam am Herzen liegt. birgt selbstverständlich das Recht der Minderheit 
in sich, so zu arbeiten. daß sie bei der nächsten Kommunalwahl eine Mehrheit 
hat. Die SPD würde die Letzte sein. die dies Recht beschränken oder einschneiden 
Wollte. Aber jede demokratische Auseinandersetzung ist auch an gewisse innere 
verpflichtende Spielregeln gebunden und man hat notwendigerweise in der Demo­
kratie auch Autoritätsträger und Repräsentationsträger. Wer gegen diese Grund­
prinzipien verstößt, der sägt den Ast ab. auf dem schließlich alle gemeinsam 
sitzen. Genauso abgestimmt muß die Politik sein. wenn es um eine echte ernste 
Libensfrage des Staates oder der Stadt geht. Sprecher freut sich immer wieder. 
Wenn die schleswig-holsteinischen Lehrer vom Berlin-Seminar kommen. man 
sie fragt, was ihnen am besten in Berlin gefallen hat und sie dann sagen: das 
Parteiengespräch in Berlin. ein SPD-. ein CDU-Vertreter. Die Lehrer. die am 
letzten Sonntag zurückgekommen sind. waren am meisten davon beeindruckt, daß 
der CDU - Vertreter erklärt hat. die CDU -Leute ständen hinter ihrem Regierenden 
Bürgermeister in Berlin. Das ist das. was die Autorität des Staatssystems an­
geht. Die SPD sieht in dem Oberbürgermeister, ganz gleich welcher Partei er 
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angehört, stets den obersten Repräsentanten, den man etwa bei kleinen Vergehen 
nicht in der Öffentlichkeit anprangert und bloßstellt. Bei Lebensfragen wie das 
Hafenprogramm gefährdet man das gesamte Projekt, wenn man sich nicht an 
diese Regeln hält. Leider hat Ratsherr Schäfer in der letzten Sitzung der Rats­
versammlung durch seinen Diskussionsbeitrag gerade gegen diese Regeln versto­
ßen, und es ist kein weiter Schritt von ihm bis zu einem Artikel in den Kieler 
Nachrichten . Im Namen seiner Fraktion erklärt Ratsherr Renger , daß sie hinter 
den demokratischen Grundprinzipien steht, hinter dem Oberbürgermeister und 
hinter dem Hafenprogramm, das eine Lebensfrage der ganzen Stadt ist. Wenn 
man hier von "der Wahrheit zuwider" spricht, darm ist das juristisch nicht faß­
bar, aber desto mehr unfein, so etwas zu sagen. Sprecher warnt in diesem Zu­
sammenhang auch vor der Parole "Sturm auf die roten Rathäuser". Wenn es 
keine roten Rathäuser mehr gibt, darm gibt es schwarze überhaupt nicht mehr, 
weil dann ganz Deutschland kommunistisch wird. 

Ratsherr S c h ä f erweist darauf hin, daß Ratsherr Renger zwar sehr tempe­
ramentvoll gesprochen, doch nicht auf die Sache selbst eingegangen ist. Es geht 
hier darum, daß der höchste Repräsentant der Stadtverwaltung in seiner Erwide­
rung vom 7. Mai selbst erklärt, daß falsche Tatsachenbehauptungen staatspoli­
tisch gesehen auf Kosten der Demokratie gehen. Das stimmt haargenau zu dem, 
was Ratsherr Renger gerade sagte. Es geht darum, daß der Oberbürgermeister 
Dinge dementiert hat, die entweder von der Zeitung richtig geschrieben worden 
waren oder die andererseits von der Zeitung in der Form, wie sie vom Ober ­
bürgermeister als unwahr hingestellt werden, überhaupt nicht geschrieben wor­
den sind. Es ist für die Demokratie genauso gefährlich, wenn man Zeitungsarti­
kel, die der Wahrheit dienen und die richtig berichten, so hinstellen will, als 
sei hier "mit der linken Hand einfach etwas in die Gegend geschrieben worden" • 
Die Presse hat auch in der Demokratie eine öffentliche Aufgabe, und wenn sie 
im Rahmen dieser öffentlichen Aufgabe glaubt, ein Problem aufgreifen zu müs ­
sen, darm ist es nicht richtig, daß einfach mit falschen Tatsachenbehauptungen 
gegen einen solchen Presseartikel vorgegangen wird. Sprecher hätte volles Ver­
ständnis dafür gehabt, wenn der Oberbürgermeister in der letzten Sitzung, als 
ihm nachgewiesen werden konnte, daß er zumindest in einigen Punkten in seinen 
Dementis an dem Zeitungsartikel vorbeigeschrieben hat, erklärt hätte, daß er sich 
geirrt hätte. Warum soll ein Mann nicht auch in der Lage sein, einmal zu erklä­
ren, daß er sich geirrt hat. Die eDU /FDP steht voll und ganz hinter den demokra­
tischen Grundprinzipien, wie sie von dem Ratsherrn Renger soeben vorgetragen 
worden s ind. Man macht es der Presse aber ungemein schwer, wenn Artikel, 
die der Wahrheit entsprechen, mit unrichtigen Tatsachenbehauptungen dementiert 
werden. Die SPD sollte einmal Sprechers Kollegen von der Schleswig-Holsteini­
sehen Volkszeitung fragen, ob ihnen nicht auch schon einmal solches passiert ist 
(SPD-Frauenversammlung im Haus Weltclub). Es geht nicht an, daß ein Repräsen­
tant der jungen Demokratie, ganz gleich an welcher Stelle er steht, in einer Zei­
tung etwas dementiert, was richtig berichtet worden ist. 

Oberbürgermeister hatte an sich geglaubt, daß mit dem Verlesen seiner 
Antwort vorhin die Angelegenheit erledigt sei. Die hier gemachten Ausführungen 
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zwingen ihn aber doch noch einmal zu weiteren Darlegungen. Es ist ihm unver­
ständlich, daß Stadtrat Dr. Kiekebusch nach der vorangegangenen Aufklärung 
sagt, daß er, der Oberbürgermeister, auf den Artikel in der Rendsburger Zei­
tung aus Taktik so geantwortet hat o Er habe nicht aus Taktik geantwortet, er 
habe auch vorhin nicht zugegeben, aus Gründen der Taktik vorgegangen zu sein. 
Trotzdem hält Stadtrat Dr. Kiekebusch ihm dieses Wort vor. Oberbürgermeister 
weist es zurück und verliest nochmals seine Beantwortung zu Punkt 2 der Anfrage. 
Dr. Kiekebusch meinte, daß er, der Oberbürgermeister, den Artikel aus der 
Rendsburger Zeitung im Raum hätte stehen lassen sollen. Dazu darf aber bemerkt 
werden, daß systematisch Abdrucke der Rendsburger Zeitung verteilt und von 
Hand zu Hand gegeben worden sind. Wie sollte Oberbürgermeister gegenüber 
einem solchen Vorgehen die Dinge im Raum stehen lassen. Stadtrat Dr. Kieke­
busch sagte eben, daß "der Wahrheit zuwider" lediglich heißt, daß damit der ob­
jektive Tatbestand wiedergegeben wird. Er sollte sich einmal die Rechtsprechung 
über die Interpretation eines solchen Wortes ansehen. Oberbürgermeister selbst 
habe es getan und er sei auch dahin beraten worden, daß es praktisch heißt, es 
ist gelogen worden. Das hat auch Ratsherr Renger gesagt. Stadtrat Dr. Kieke­
busch hat dann gemeint, daß er, der Oberbürgermeister, etwas auf Bedienstete 
abgeschoben hätte. Dazu möchte er bemerken, daß er gerade in seiner Erklärung 
darauf hingewiesen hat, daß es sich nicht um Bedienstete handelt; er denke gar 
nicht daran, etwas auf Bedienstete abzuschieben . 

Unter den z. Zt. im Rathaus obwaltenden Umständen ist es die passive Berufs­
funktion des Oberbürgermeisters, sich beschimpfen zu lassen. Das Problem 
heißt, daß er dabei innerlich frei bleibt und in dieser Freiheit bestreitet Ober­
bürgermeister der anderen Seite den rechtlichen wie moralischen Anspruch, 
nach der Aufklärung vom 2. Juni noch zu behaupten, daß er der Wahrheit zuwider 
ausgesagt hätte. Bei der Abfassung der Großen Anfrage kannte man schon Ober­
bürgermeisters Klarstellung, daß er gutgläubig gehandelt habe. Man kannte diese 
Klar stellung, denn man hat sie in der Großen Anfrage zitiert . Hier kann also 
nichts bestritten werden. Der Artikelverfasser in der Rendsburger Zeitung be­
hauptet, daß über 2 Mio. DM ausgegeben worden seien. Es ist unbestreitbar, daß 
diese auf Millionenbeträge lautende Behauptung objektiv unrichtig ist. Von den 
über 2 Mio. DM sind dem Verfasser des Artikels ganze 99.000 DM, wenn man 
streiten will, ein etwas höherer Betrag, geblieben . Aber darauf geht die Große 
Anfrage nicht ein, vielmehr richten sich die Vorwürfe nur gegen den Oberbürger­
meister, der fest davon überzeugt ist, daß die eDU /FDP ihn persönlich und nicht 
die Sache meint. Die Fraktion kann die Bedenken, die sie gegen den Oberbürger­
meister persönlich hat, nicht auf die Stadt übertragen. Oberbürgermeister hat, 
wie er schon einmal sagte, gutgläubig gehandelt, aber selbst wenn er geirrt ha­
ben sollte, hätte sich wohl ein anderer Weg finden lassen als der, der hier einge­
Schlagen worden ist, ein Weg der Fairneß. Selbstverständlich unterlaufen auch 
dem Oberbürgermeister in der Hast oder in der Unruhe des Tages oder im per­
sönlichen Zustand Irrtümer und Versäumnisse, die man dann leider aufgreift, 
Um ganz bewußt persönlich gegen ihn vorzugehen. Er nennt dafür 2 Beispiele 
aus den letzten Tagen (1. die nicht namentliche Erwähnung des Landtagspräsi­
denten bei einem Empfang und 2. die Sache mit dem aufbehaltenen Hut) und meint, 
daß auch die heutige Große Anfrage auf derselben Linie liegt. Hinweisen möchte 
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er auch noch darauf, daß Übereinstimmung darüber bestand, daß die Große An­
frage erst zusammen mit dem Bericht über die Ratsversammlung in der Presse 
abgedruckt werden sollte, damit die Bevölkerung beides zur gleichen Zeit lesen 
kann. Die Kieler Nachrichten haben inzwischen aber bereits die Große Anfrage 
abgedruckt. So wurde, zumindest einen Tag lang, der Eindruck erweckt, als 
hätte er, der Oberbürgermeister, wissentlich falsche Erklärungen abgegeben. 
Sollte oder konnte die eDU /FDP-Fraktion sich nicht an die Verabredung halten, 
so wäre es doch nach allgemein geltenden Begriffen eine Selbstverständlichkeit 
gewesen, ihn, den Oberbürgermeister, zu unterrichten. Dann hätte er seine 
eigenen Äußerungen gleichzeitig mit veröffentlichen können. Es hätte erwartet 
werden dürfen, daß man dies Paritäts erfordernis beachtet hätte; er selbst habe 
es bis zur Stunde immer beachtet. Oberbürgermeister bittet die in diesem Saal 
anwesenden Journalisten der Zeitung, die heute morgen die Große Anfrage abge­
druckt hat, auch morgen seine vorhin verlesene Beantwortung abzudrucken. Die 
große wirtschaftliche Bedeutung des Hafenprogramms hätte nur im Wege der 
sachlichen Auseinandersetzung behandelt werden sollen. Stattdessen zeigt sich 
ein grader Weg der unsachlichen Beurteilung. Es fängt an mit dem öffentlich 
verbreiteten Wort des IInebelhaften Schlagerprogramms" , das von einer Partei 
geprägt wird, die ein halbes Jahr vorher dieses Programm mit beschlossen hat. 
Das hat dann auch in der Öffentlichkeit die entsprechenden Pressebeurteilungen 
gehabt. Ratsherr Schäfer hat eben gesagt, daß die Presse eine Aufgabe hat. 
Oberbürgermeister glaubt, in seiner 5 1/2-jährigen Tätigkeit als Pressedezer­
nent in diesem Hause sagen zu können, daß er diese These mit dem Ratsherrn 
Schäfer völlig teilt, aber das darf kein Freibrief für die Presse sein. Oberbürger­
meister zitiert in diesem Zusammenhang aus der amtlichen Begründung des 
Entwurfs des Gesetzes zur Neuordnung des zivilrechtlichen und Persönlichkeits­
schutzes, wo es heißt, daß insbesondere daran festzuhalten sein wird, daß ehren­
rührige Vorwürfe erst dann veröffentlicht werden dürfen, wenn der Versuch der 
Klärung des Sachverhalts ergebnislos war. Der Bundesgerichtshof sagt am 
22. Dezember 1959, daß die Presse besonders gehalten ist, ihre Informations ­
quellen sorgfältig auf ihre Zuverlässigkeit hin zu überprüfen, Übertreibungen 
zu vermeiden und ferner zu erwägen, ob ein vertretbares Verhältnis zu dem 
mit der Veröffentlichung beabsichtigten Zweck erreicht wird. Oberbürgermeister 
zitiert dann noch einiges mehr und meint zusammenfassend, daß man aus dem 
Hafenprogramm ein politisches Wertobjekt macht, was es in Wirklichkeit gar 
nicht ist. Für die Lebensinteressen der Stadt ist es eine Frage der Wirtschaft 
und der Arbeitsplätze. Auch dieser Tatbestand möge in der Öffentlichkeit ge­
Würdigt werden, nachdem sachliche Meinungsverschiedenheiten den Grad per­
sönlicher Diffamierung erreicht haben. 

Ratsherr S c h ä f erweist darauf hin, daß der Oberbürgermeister sich nur 
auf den einen Punkt aus der Rendsburger Zeitung stützt. Sprecher hat aber in der 
letzten Ratssitzung 4 Punkte genannt, an denen der Oberbürgermeister, zumin­
dest an dem, was die Zeitung geschrieben hatte, vorbeidementiert hat. Es war 
falsch, daß der Journalist behauptet hatte, es seien mehr als 2 Mio. DM ausge­
geben worden. Ebenso falsch war es aber auch, daß der Oberbürgermeister be­
hauptete, es sei nicht ein einziger Pfennig ausgegeben worden. Der Oberbürger­
meister hat eben den Entwurf des Gesetzes zur Neuordnung des zivilrechtlichen 
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und Persönlichkeitsschutzes zitiert. Er müsse dann aber auch weiterzitieren, 
und zwar auch die Stelle über die EntgegRnungen. Da heißt es nämlich, daß Ent­
gegnungen zurückgewiesen werden können, wenn sie offensichtlich unwahr sind. 
Darum geht es hier. Es waren in der Berichtigung des Oberbürgermeisters Un­
richtigkeiten enthalten. Der Oberbürgermeister hat dann darüber geklagt, daß 
die Große Anfrage heute schon in einer Zeitung veröffentlicht worden ist. Spre­
cher vermag darüber nichts zu sagen, möchte aber darauf hinweisen, daß ein 
Entwurf für ein Landespressegesetz besteht, nach dem die Berichterstattung aus 
gesetzlichen Körperschaften der Gemeinden und Gemeindeverbände von jeder Be­
richtigung frei ist. 

Stadtrat Dr. K i e k e bus c h stellt fest, daß er es gewesen ist, der in der 
Magistratssitzung vorgeschlagen hat, während der Kieler Woche in der Presse 
nichts über die Große Anfrage zu bringen. (S ta d t prä s i den t macht darauf 
aufmerksam, daß er in der Magistratssitzung auf die Gefährlichkeit dieser Ange­
legenheit für die Kieler Woche hingewiesen hat. Er wolle dies nur sagen, damit 
nicht etwas Falsches hier im Raum bleibt.) An dieser Abmachung hat man sich 
auch gehalten. Es ist überhaupt keine Rede davon gewesen, daß erst morgen, 
nach der heutigen Sitzung, in der Presse berichtet werden sollte. Die Fraktion 
hätte wahrscheinlich auf die Anfrage verzichtet, wenn es sich nur um die einma­
lige Sache gehandelt hätte. Es sind aber mehrere Punkte gewesen, in denen man 
mindestens von einem Vorbeidementieren reden muß. Sprecher möchte nur einen 
Punkt erwähnen, um zu zeigen, daß seiner Fraktion diese Art des Vorbeidemen­
tierens nicht paßt. Der Oberbürgermeister hat am 7. Mai in der Rendsburger 
Landeszeitung geschrieben: "Unwahr ist, daß ich überhaupt noch keinen Antrag 
auf Bewilligung von Bundes- und Landesmitteln gestellt habe. Wahr ist, daß ich 
in Ausführung des Hafenprogrammbeschlusses der städtischen Körperschaften 
für den Magistrat den Antrag fristgerecht gestellt habe. 11 Dabei hat der Oberbür­
germeister den wirklichen Sinn der Ausführungen in der Landeszeitung völlig 
umgedeutet. Die Landeszeitung hat nämlich geschrieben, daß der Oberbürger­
meister zugeben mußte, daß bisher überhaupt kein konkreter Einzelantrag von 
ihm gestellt worden sei. Wenn so etwas in einer Zeitung steht, dann kann doch 
nicht mit einem solchen Dementi gekommen werden. Gegen dieses Vorbeidemen­
tieren wendet sich die Fraktion. Man kann nicht etwas dementieren, was über­
haupt nicht gemeint worden war. Die ersten Einzelanträge sind erst am 16. Mai 
1960 beim Wirtschaftsministerium eingereicht worden; das war 9 Tage nach der 
Erwiderung des Oberbürgermeisters. Auf eine Zwischenfrage des Ratsherrn 
Ren ger erklärt Stadtrat Dr. Kiekebusch, daß seine Fraktion sich in diese 
Dinge zunächst überhaupt nicht eingeschaltet hat. Erst nachdem der Oberbürger­
meister am 7. Mai 1960 vorbeidementierte, hat Ratsherr Schäfer die Angelegen­
heit in der Ratsversammlung zur Sprache gebracht. Die Fraktion glaubte, die 
Sache damit als erledigt ansehen zu können. Dann kam aber die Erwiderung des 
Oberbürgermeisters vom 2. Juni. Nach diesem Artikel konnte man nicht erwar­
ten, daß die Fraktion schweigen würde. 

Stadtrat S c hat z bedauert es vom Standpunkt der Stadt sehr, daß eine sol­
che Diskussion in diesem Hause öffentlich geführt worden ist. Siq'fördert nicht 
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das Ansehen der Stadt. Wenn Ratsherr Schäfer auch meint l sich hier für seine 
Berufskollegen der Presse einsetzen zu müssen l dann ist Sprecher doch der Mei­
nung l daß man die Angelegenheit in einem Kreis hätte diskutieren sollen, wo sie 
ohne Schaden der Stadt hätte ausgefochten werden können. Der Oberbürgermei­
ster hat vorhin selbst gesagt, daß er nicht unfehlbar ist. Kein Mensch ist unfehl­
bar und man solle sich davor hüten, hier den Unfehlbarkeitsrichter zu spielen. 
Wenn man dann glaubt l eine 11 Zause-Stunde" machen zu müssen, dann sdlte man 
es in einem Kreis tun, in dem man offen und ohne Schaden für die Stadt zueinan­
der sprechen kann. Man sollte bei solcher Diskussion nicht nur an sich selbst, 
an die Partei oder an den Berufsstand denken l sondern an das Ganze. 

Ratsherr L ü dem a n n beantragt "Schluß der Debatte". 

Ratsherr Dr. K ase h stellt fest, daß es zweckmäßig wäre, wenn der Vor­
trag des Ratsherrn Renger auch wirklich praktiziert würde. Er erinnert an den 
Artikel des Journalisten Hoffmann über den Ministerpräsidenten und über den 
Presseartikel über Struwe und die Butter in Schleswig- Holstein. Die eine Seite 
sollte nicht der anderen Seite dieses Hauses vormachen wollen, wie man sich 
zum Tempelwächter der Demokratie aufschwingt. 

- Es wird dann "Schluß der Debatte" beschlossen. -

16) Verschiedenes 

a) Persönliche Erklärung des Ratsherrn Schäfer zu der vorhergegangenen 
~~~~P!~~~~_~~~~_~a~~~f~~P!9$!~~~ _______________________________ _ 

Ratsherr S c h ä f erstellt in einer persönlichen Erklärung zu der vorher­
gegangenen Aussprache zur Großen Anfrage zum Hafenprogramm fest, daß es 
bei ihm nicht der Antrieb war, sich schützend vor einen Pressekollegen zu 
stellen, sondern er habe sich vom Oberbürgermeister dementiert gefühlt. 

- Kenntnis genommen -

b) Anforderung der Niederschrift über die Ratsversammlung am 31. März/ 
!~_~E~~~~~~2_~~~~~~~~_~~~~~Y~!i~~ _____________________ _____ _ 

Stadtrat L ü t gen s nimmt Bezug auf die Haushaltsberatungen in der Rats­
versammlung am 31. März/I. April 1960, in der u. a. auf Initiative der SPD­
Fraktion Mittel für den Bau 1. eines Pflegeheimes Nord und 2. einer Mehr­
zwecksporthalle bereitgestellt worden sind. Die SPD ließ dabei klar erkennen, 
daß es ihr fester Wille ist, diese Maßnahmen möglichst schnell durchzuziehen. 
Die CDU/FDP-Fraktion lehnte ihre Zustimmung ab unter Hinweis auf § 22 
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GemHVO. Am 3. Mai 1960 hat dann das Innenministerium gebeten, ihm die 
vollständige Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 31. 
März/I. April 1960 zu übersenden, nachdem ihm aus der Presse bekannt ge­
worden sei, daß in dieser Sitzung rechtliche Bedenken gegen die Bereitstellung 
von Mitteln für die beiden genannten Baumaßnahmen geltend gemacht worden 
sind. Am 2. Juni 1960 hat dann das Innenministerium mitgeteilt, daß die Rats­
herrenfraktion der CDU/FDP nunmehr förmlich Bedenken gegen die Beschlüs­
se der Ratsversammlung zum Bau des Pflegeheimes und der Mehrzwecksport­
halle vorgetragen und gleichzeitig um eine Überprüfung der Rechtmäßigkeit 
dieser Beschlüsse nachgesucht hat. Das Innenministerium hat seine Bitte 
wiederholt, die Niederschrift vorzulegen. Dies Vorgehen der CDU /FDP-Frak­
tion ist ein sehr ungewöhnlicher Schritt. Entweder will die Fraktion die beiden 
Bauvorhaben überhaupt nicht durchführen, oder aber sie will sie verzögern. 
Die SPD lehnt diesen Weg schärfstens ab und bedauert, daß eine Fraktion 
dieses Hauses den Anstoß dafür gibt, daß der Innenminister Beschlüsse der 
Ratsversammlung auf Rechtmäßigkeit hin überprüft. Man kann nur hoffen, 
daß durch diese Überprüfung keine Verzögerung der Bauten eintritt. Dem 
Arbeitsklima der Selbstverwaltung in diesem Hause ist jedenfalls mit diesem 
Schritt der CDU /FDP kein guter Dienst erwiesen worden. 

Ob erb ü r ger me ist erweist darauf hin, daß im Magistrat in Gegenwart 
des Fraktionsvorsitzenden der CDU /FDP von dem leitenden Justiziar und 
vom Rechtsdezernenten erklärt worden ist, daß die beiden genannten Beschlüs­
se nicht gegen das Recht verstoßen. 

Stadtrat Dr. K i e k e bus eh erklärt, daß seiner Fraktion daran liegt, 
daß wenigstens in der Zukunft so vorgegangen wird, wie es auch der Ober­
bürgermeister in seinem eigenen Kommentar geschrieben hat. Die Fraktion 
legt Wert darauf, daß künftig in den Haushalt nur solche Ansätze eingestellt 
werden, für die die gesetzlichen Voraussetzungen voll gegeben sind. Um das 
für die Zukunft sicherzustellen, hat sie den Antrag beim Innenminister auf 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit gestellt. Es ist zuzugeben, daß das städti­
sehe Rechtsamt eine andere Auffassung vertritt. Die Fraktion hat aber nur 
ihr demokratisches Recht wahrgenommen. Sie hätte rechtlich sogar den 
Klageweg gehen können. 

Stadtrat Eng e r t stellt fest, daß der Bau eines weiteren Pflegeheimes 
dringend notwendig ist, denn eine große Zahl pflegebedürftiger alter Menschen 
wartet auf einen Platz in einem Pflegeheim. Im übrigen bezeichnet Sprecher 
es als bedenklich, wenn eine Fraktion der Ratsversammlung nach einer Ab­
stimmungsniederlage den Staat als Vormund der Selbstverwaltung anruft. 
Darunter leidet die Selbstverwaltung, und dadurch kann die Initiative der Rats­
versammlung nur Schaden nehmen. 

- Kenntnis genommen -
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c) !GeIer Woche 

S ta d t prä si den t stellt fest, daß die !GeIer Woche gut verlaufen ist. 
Er dankt allen Beteiligten und teilt mit, daß der Oberbürgermeister in der 
nächsten Sitzung über den Ablauf der !GeIer Woche berichten wird. 

- Kenntnis genommen -

S ta d t prä s i den t teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung 
am Donnerstag, dem 18. August 1960, stattfindet. 

- Kenntnis genommen -

Stadtpräsident 

Zu Punkt 3 

~ 
2. stellv . Stadtpräsident 

, ,,{ ( / C; I I , v t 

Ratsherrin 
(Schriftführer) 

• 



] 

Zu 1: 

l3_e_a!l.!~-:..o!,.!~~g_<!~~_qE<2~~I2_~I2f!,_a.Ke_9~!_gp_QL~p_r:.=-~~1~~~~~~~=- . 

g!,_aJ.~i'2.~L. _b_e..!! ~ _ I!l_ej.~~ _ ~l];g~~_i~!: _12E.~i_c_h.!ig~ _Ql~~e!,!j~~1~~~Ld~!,_ 

9Jf~~t1i~~1~~i:!_ ~~ ~~~ _~i~ _ ~~sJ'!.e_r_ig~ _1.:?!:.l!~~!:~~~'-2.~g_~e_s_ !<j~!~ ~ Ji~=-­

f~l2:'C'2.[~ ~~~~~~ 

In der Presseauseinandersetzung ging es allein und wörtlich um die 

Behauptung des Artikelverfassers vom 30 . 4 . 1960, J.~~ hätte gesagt : "Aus 

~ ~ t aktischen Gründen sei es vermieden worden , Einzelanträge zu stellen, um 

nicht die grundsätzliche Entscheidung zu gefährden. " Eine derartige Erklä ­

rung habe ich nicht abgegeben. Die Zurückweisung der mir in den Mund ge ­

legten Behauptung habe ich abgegeben , nachdem ich vorsorglich 

a) meine über das Thema gehaltenen Vorträge und die dafür erarbeiteten 

Vortrags.unterlagen , rednerischen Notizen usw . überprüft hatte 

b) die amtlichen Protokolle durch den zuständigen Protokollführer hatte 

überprüfen lassen 

c) den Protokollführer über die behauptete These befragt hatte 

d) den h auptbeteil igten Dezernenten ebenso befragt hatte . 

Ich habe es im Interesse der Sache unterlassen , eine derartige Formulierung 

zu wählen . Ebenso habe ich mich in den Verhandlungen mit den Vertretern 

der Antrags -Adressaten verhalten . Das entsprach meiner Überzeugung von 

dem zweckmäßig richtigen Vorgehen . Dafür gab es bei mir nur das eine Mo­

tiv , daß man nur mit Globalanträgen und nicht mit Einzelanträgen die über­

örtliche und überregionale , also die nationalwirtschaftliche Bedeutung nach ~ 

weisen könne . 

In jenem Sinne wird jeder wirtschaftlich Handelnde Taktik als ein unbestrit­

ten erlaubtes Mittel ansehen . Aber ich muß dazu erklären, daß es sich 

hierum nicht handelt und es auch nicht um ein etwa aus dem Zusammenhang 

gerissenes Wort "Taktik" geht, sondern um die in der Presse gegen mich 
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verwendete FormeL Nur gegen sie habe ich mich gewandt , und nichts anderes 

habe ich in diesem Zusammenhang berichtigt . 

Nach allem trifft die Frage zu 1 nicht den Sachverhalt, wie er sich in den 

Presseauseinandersetzungen widerspiegelt und wie er in dem "Betreff" ange­

geben wird . Ich hatte bei der Berichtigung der gegen mich persönlich erhübe­

n en Vorwürfe keine Veranlassung, "einen Kernpunkt der Hafenprogrammde­

batte der Ratsversammlung vom 1 . 4 . 1960" zu erläutern . Ich war zu meiner 

persönlichen Verteidigung lediglich veranlaßt, pressemäßig Ztl widersprechen, 

daß i~~ gesagt hätte , es sei aus taktischen Gründen vermieden worden , Ein­

zelanträge zu stellen, um nicht die grundsätzliche Entscheidung über das 

Hafenprogramm zu gefährden . Ich habe die Richtigkeit einer derartigen Be ­

hauptung öffentlich am 7 . 5 . 1960 und am 2 . 6 . 1960 bestritten, ich bestreite 

sie heute und ich werde sie weiterhin bestreiten , wenn man mir eine derartige 

Behauptung weiterhin entgegenhalten sollte . 

Ich habe nicht 'bestritten und werde auch nicht bestreiten, daß etwa von ande­

ren Rednern während der Hafenprogramm - Debatte in der Ratsversammlung 

vom 31 . 3 . /1 . 4 . 1960 etwa wörtlich oder etwa sinngemäß davon gesprochen 

worden ist, daß es aus taktischen Gründen vermieden worden sei , Einzelan­

träge zu stellen , um nicht die grundsätzliche Entscheidung über das Hafen­

programm zu gefährden . 

Was ich nicht behauptet habe , kann ich nicht berichtigen . 

Zu 2 : Die mir amtlich erteilten Auskünfte . Unter Verwendung dieser Aus-

künfte , erst auf ihrer Grundlage , habe ich die Berichtigung erklärt. Das war 

dem Verfasser der Großen Anfrage spätestens mit meiner am 2 . 6 . 1960 öffent­

lieh abgegebenen Erklärung bekannt . Denn in dieser Erklärung habe ich dar­

gestellt und begründet , daß ich im gute~ Glauben handelte , als ich die Presse ­

berichtigung abgab . Gleichwohl , also trotz dieser Aufklä'rung , wird miT in 

Ziff . 2 der Großen Anfrage vorgehalten , ich hätte" der Wahrheit zuwider" ge­

handelt . 

Ich weise diese beleidigende Behauptung aufs Schärfste zurück . 
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Schenkte man meiner Aufklä rung keinen Glauben , so war es nötig , die 

darüber aufgestellte Behauptung durch konkreten Beweis zu erhärten . Diesen 

Beweis i st die Große Anfrage der Stadt Kiel und mir schuldig geblieben . 

Der Verfasser der Großen Anfrage mußte den Beweis schuldig bleiben, we il 

es den Beweis nicht gibt. 

Zu 3: Die Sachbearbeitung liegt außerhalb meines Dezernatsbereichs . Wegen 

der Auskunftserteilung wandte ich mich deshalb an das zuständige De zernat. 

Die Auskunft wurde mir demgemäß nicht von einem" Bediensteten" , sondern 

von dem zu ständigen De zernenten erteilt . Mit der Auskunft wU:rde mir auf 

Rückfrage erklärt , daß die Auskunft durch die Sachbearbeitung bestätigt sei 

Es ist bekannt , daß die Erkrankung und Ortsabwesenheit des zuständigen De ­

zernenten es geboten wie zweckmäßig erscheinen ließ , die verant wortliche 

KHirung über das Zustandekommen der ihm erteilten Ausklmft zurückzustel­

len . Gleichwohl habe ~ch durch einen Mitarbeiter meines Dezernats den Sach­

verhalt aufklären lassen. Diese Aufklärung hat zu der Berichtigungs erklä rung 

vom 2 . 6 . 1960 geführt . 

Auch die in der Erwiderung vom 2 . 6 . 1960 erwähnte Auskunft vom 31. 5 . 1960 

wurde mir von dem Dezernenten und nicht von einem Bediensteten gegeben . 

Der Inhalt dieser Auskunft war die Bestätigung, daß . die umstrittene Auskunft 

mir damals so erteilt worden ist , wie ich sie in meiner Presseerwiderung 

vom 30 . 4 . 1960 wiedergegeben habe . In der darüber geführten Unterhaltung , 

einem Ferngespräch , ging dem Gesprächsthema die Mitteilung über den 

neuen Sachverhalt voraus , 

In der Ratsversammlung vom 27 . 5 . 1960 habe ich zweimal Erklärungen abge­

geben . Nach Abgabe meiner letzten Erklärung und nicht etwa nach meiner 

ersten Erklärung wurden mir gegenüber Zweifel an der Richtigkeit der über 

die Ausgaben gemachten Angaben geäußert . Es verblieb bei der Unklarheit , 

weil zur Zeit dieses Gesprächs keine bücher- oder aktenmäßige Feststellung 

mehr möglich war , Es blieb insbesondere die Frage offen , ob die Ausgaben 

etwa erst nach meiner Erwiderung vom 30.4 . 1960 geleistet seien . Auch bl ieb 

die Frage offen , ob die damalige Auskunft sich etwa darauf stützen könn e , daß 
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eine wichtige Zahlung nur ein Verrechnungs-Vorschuß gewesen seL 

Ich hatte in diesem Gespräch die Möglichkeit , auf die nür erteilte Auskunft. 

und damit auf meine persönliche Position gegenüber den gegen mich gerichte­

tenVorwürfen hinzuweisen . Nach dem Verlauf dieses Gesprächs wie nach der 

Fraktionszugehöl'igkeit des einen Gesprächspartners mußte ich annehmen , 

daß diese meine Aufklärung der anfragenden Fraktion weitergegeben würde . 

Nach allem hätte ich frühestens in der v'on mir angebotenen Fortführung dei' 

Debatte im nichtöffentlichen Teil der Ratsversammlung jene weiteren Aus­

führungen machen können . 

Formulierungen in dem gegen mich ergangenen Presseangriifvom 1. Go 19GO 

wie sogar in der Betrifft-Angabe der Großen Anfrage vom 13 . 6 . 1960 vermörcll 

bei dem unbefangenen Leser den Eindruck zu erwecken, daß ich jene jet 7.t 

umstrittenen Angaben vom 30 . 4 0 1960 bewußt falsch erstattet habe . Ich kann 

nur bedauern , daß der anfragenden Fraktion über 'den entscheidenden .Äufklä­

rungsteil des soeben erläuterten Gesprächs während der Ratsversammlung 

vom 27 . 5 . 1960 offensichtlich keine Mitteilung gemacht worden ist . 

Ich wiederhole deshalb 'vor der Ratsversammlung, was ich öffentlich bereits 

erläutert habe : Es ist falsch , daß ich bewußt unrichtige Erklärungen abgege­

ben habe . Ich weise auch diese gegen mich erhobenen Vorwürfe schärfstens 

zurück . 

Zu 4: : Nach den Antragsmotiven des Hafenprogramms lä.ßt sich darüber 

streiten , ob man gewisse Antragspunkte örtlichen oder kommunalen Inhalts , 

wie den zu Ziff 0 4 erwähnten Beispielsfall , global oder einzeln begründen 

und vorlegen sollte . Unter Berücksichtigung aller in Betracht kommenden 

Erwägungen entschlossen Wirtschaftsausschuß, Magistrat und Ratsversamm ­

lung sich damals für den ersteren Weg, und zwar im wesentlichen deshalb , 

weil man alle Antragsgruppen als eine hafenwirtschaftliche Einheit ansah 

und glaubte , auf diese Weise den höheren Kostenanteil von je 1/3 auch für 

diese Antragsgruppen mit erreichen zu können , Als verantwortlicher Dezer­

nent erstrebe ich diese Zielsetzung auch heute noch , also auch für den Fall , 
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daß die in dieser Hinsicht gestellten und nach einem neuen Ministerial-Erlaß 

vom 21 . G. 1960 neu zu stellenden Einzelanträge endgültig unter der Bewilli­

gung eines Drittels liegen sollten . Durch die Vorlage von Einzelant rä gen ist 

die Verfolgung des Globalantrags nicht erledigt . 

Eei meiner zuversichtlichen Einstellung zum Gesamtprogramm bejahe ich in 

dem erwarteten Endergebnis mithin die in Ziff. 4 gestellte Frage . Zu der im 

letzten Sat z der ZifL 4 gestellten Frage ist mir amtlich folgende Auskunft 

gegeben , die ich als meine eigene Antwort weitergebe : "Nach den Richtlin iell 

des Bundesministers des Innern über Vergabe von Bundesmitteln zur Spitzen­

finanzierung des Baues von Turn- und Sportplätzen vom 25 . 7 . 1958 werden 

Bundes - und Landeszuschüsse bis zu je 20 v . H . der Gesamtkosten gewährt 

Diese Zuschüsse sind für den Ausbau des Beckens I des Olympiahafens bean ­

tragt und für 1961 in Aussicht gestellt worden . Soweit die Bete iligungsquote 

von je 1/3 für Bun d und Land nicht erreicht wird, soll versucht werden , den 

nötigen Ausgleich bei der Gesamtabrechnung des Hafenprogramms zu erhaltcn . 

Die im Rechnungsjahr 1959 am 26 . 1. und 26 . 2 . 1960 in Höhe von 45 . 000 DM 

von Bund und Land gezahlten Zuschüsse betreffen Maßnahmen in Finanzpläneü 

vergnngener Rechnungsjahre . Grundsätzlich werden Zuschüsse erst geleistet , 

wenn die Einzelmaßnahmen durchgeführt und durch Verwendungsnachweise 

belegt sind . 11 

Währen d meiner Niederschrift dieser Beantwortung kann ich nach dem bereits 

zitie rten neuen Erlaß des Herrn Kultusministers des Landes Schleswig - Hol­

stein noch selbst folgende Ergänzung geben : "Ich habe vorgesehen , dem Herrn 

Bundesminister des Innern vorzuschlagen , Ihnen aus inzwischen frei geworde­

nen Bundesmitteln zur Spitzenfinanzierung des Baues von Turn- und Sport- . 

stätten im Rechnungsjahr 1960 für die Instandsetzung und Erweiterung des 

I. Beckens des Olympiahafens in Kiel einen Zuschuß von 17 . 000 , - - DM zu ge­

währen . Zu diesen Mitteln könnten von mir aus Landesmitteln in diesem 

Rechnungsjahr 5 . 000 , - - DM bereitgestellt werden . " 

Ich habe nicht die Absicht , me'inem für die nichtöffentliche Sitzung vorgese­

henen weiteren Zwischenbericht über das Hafenprogramm vorzugreifen, 
I 
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aber einen Satz lassen Sie mich schon jetzt erwähnen: Wenn es nach einer 

mir am 16 , 6 , 1960 gemachten Mitteilung planmäßig erwartet werden darf , 

daß der Ausbau des Hafens von Heikendorf allein aus Mitteln des Landes un d 

des Bundes finanziert wird , dann sollten wir auch hinsichtlich der Verbesse ­

rung der soeben mitgeteilten eigenen kleinen Zahlen für 'den Olympiahafen 

nicht pessimistisch sein o 

Kiel , den 26 06 01960 

gez , Müthling 

Oberbürgermeister der Stadt Kiel 



R e c h t sam t 
~~~~_Q~i!_Y~QiB_: 

An 
en He rrn Oberbürg ermeister 

~9Qr Herrn ,stadt r at Enge r t 
h i e r 

Kiel, den 5. Au vust 1y60 
J\pp . 629 

!?~!_>~ : Niederschri l't Ra ~sversammlung 28 . Jun i 1960 
Lernmittelfreihe i t fü r Volksschul n 

Der Beschluß lautete : 

1 . FUr ie Volksschulen der Stadt Ki I wird ie volle 
Lernmittelfreiheit eingeführ't . 

2 . Der dadurch entstehende Dil'ferenzbetrag zwischen 
de r Erstattung durch die Land sre8 ierung und der 
entstehenden Ausgabe wira von der Stadt übernommen . 

j . Der Titel ?1/721 wird entsprechen erhöht . 

Nr . 2 des Beschluss e s hat im Kultusministerium Bedenken h rvor­
gerufen ( vgl . Nr . lAbs. 2 des Schreibens des Rechtsamtes an 
das Schul- und Kulturamt vom 20 . Juli 1960) . Dabei hand lt es 
sich nach hiesiger Auffas ung nur um eine Frage der Formulierung . 
Wir haben dah r dem SchuJ- und Kulturamt emy ohlen , den Beschluß 
zu Zilfer 2 dahin aus z ulegen, daß die Mehrkosten durch den B -
schluß zu 1 von der Stadt allein zu trag~n sind , ohne daß sie 
in den Leistungen zwischen Stadt una Land eine Rolle spielen , 
und haben gleichzeiti vorgeschJagen, die Übereinstimmung des 
Antragstellers mit dieser Auslegung festzustellen , aarnit ein 
Dissen zwJschen Antrag und Beschluß vermieden wird . 

H rr Stadtschulrat Dr . HoCrmann beabsichtigt , wi er heute mit -

I 
geteilt hat , entsprech end dem Vorschlag des Rechtsamts zu ver ­
fahr n . Ein Widerspruch ge en den Beschluß kommt unter diesen 
Umständen nicht in Betracht . 

/ ßbdruck des Schreibens des Rechtsamtes vom 20 . J uli 1960 an das 
Schul - und Kulturamt l i egt an; au ihm ergibt sich die Begrun­
dung für die zutr frende Auslegung . Der eamte des Ku ltusministe ­
rium hatt mitgeteilt , daß er d n Besch l uß aus der Presse kenne . 
Di KN hatte in der Bericht rstattune über di Sitzung der Rats ­
versammlung in ihr r Nr . vom 29 . uni 1960 u . a . den Beschluß 
nahezu wörtlich mitgeteiJt . 



Abschrift 

R e c h t sam t 
A7 .: 02/1 v.G/R -
-------~---------

Kiel, den 20 . Juli 1960 
A p. 629 

A 
das '3chuJ - u d Kul tLlramt 
Z . Hd. Herrn Stadt chulrat Dr . IIol'fmann 

h i e r 
-------

I3~~r~ : Lernmitte lfreiheit für Volks chulen 

J. IIerr .3tadtschulrat Dr . IloJ'f'mann hatte am 11 . JulI d. J . 
fernmündlich mitgeteilt, daß der Kultusminister um Unterla­
gen wegen des Bes hlusses der R'.üsv rsamml ung vorn ?8 . Juni 
1900 betr. rJe rnmi t te 1 freihe 1 t t'lir Volksschulen e;e beten 1 md 
dabei auch die r0~htlich' Se ite dieses Be chlusGes ange­
sprochen ha e . Was dab i Anlaß zu rechtlichen Erwägungen 
e:;ebe, sei aus der Anfrag alleralngs nicht klar zu erkennen . 

Auf Anfrage hat mir Herr Hegierungsdirektor Dr . Sellscho p 
(Kultusminlsteriwn) am 1~ . Q . M. mitgeteilt, es hand 1e 
sj eh illSOW i t um den BeschJ ußtell : "Der dadur'ch entstandene 
Differenzbetr'Clg zwischen der Erstattung durch eHe Land esr ,­
~rierunp; und der ents tehenden Au"'gabe wird von der Stadt 
Ubernornmen ." Das Land er,' ta t tc aber insowe 1 t ni ch ts . Es 
kömw durch <.lies Formulierung, eli e durch dip Pt'esse gegan­
gen s i , bei anderen Gern tnden der Eindruck erweckt werden, 
al3 ob gegenüb r Kiel l'~ rstattungen dieser Art statL'änden . 

11 . § 17 Abs . 1 des Gesetzc0 über Jchulgeld r iheit, Lernmittel­
freiheit und Er'zlehungsb ihilf n vom 3 . Februar 1951 ( GVOBl. 
Schl . -H . s . 78) in d I' Passunß d 3 s ~rtikel I Nr . 12 des GeRetzes 
zur Änderung des Ge etzes ~ber S hule;e l dfreiheit, Le~nmittpl­
freiheit und ErziehungsbeihilCen vom 2] . Juni 1952 ( eVOBl . 
Schl.-II . S . 11 3 ) laut t : "Das Land erstatt t den Trägern nicht­
staatlicher ~t'rentlicher Schulen mit Ausnahme der Berufs.chu-
Jen 80 v. H. der nach § 10 und 11 Abs . 1 bi 2 entstehenden 
Aufwendung'n fUr IJernmittel, Erziehungsbeihilfen und Fahrkosten­
b ihilfen , ,oweit die Höhe di er Aufwendungen i m Rahmen der 
nach . 10 ß.bs . 3 und ~ 18 erJ assenen Richtlinien 1 i gt ." 
Dieses Gesetz wurde durch Art . 111 NI' . ? des Erst n Gesetzes 
zur Neuordnung der Schulfinanzierung vom 28 . Maj 1955 ( GVOBl . 
Schl .-H. S . 123 ) jedoch dahingehend geändert , daß vor dem Norte 
"Berufsschu l (m " eingefügt wurde : "Volksschulen , Mi ttel sc hulen 
und ". Jomit entfiel seit d'm 1 . April 19 ~, dem Inkrafttreten 
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des genannlcn C'rCS(,tzcs vom ()8 . Mai 1~55 ( dec-~.;(m \rt . VIII) 
cl i e Erstattung des Landes f'Ur Aut'wendungen dpr Träger nicht­
slLlatlichcr öf'I'entlichel' Volks.schu1(m fUr u. a . Lernmittel . 
Zur ecr'iindung dieser i\nderung filhrte ocr Qarnalig' Kultus­
minjster' in der Sitzuni3 dv. Schlcsvrig-Holsteinischcn LJ.nc.:taees 
vom 8 . M"rz ] ~~~ l l. Cl . alt.;) : "Der e l' t'ekti ve R~)t r'ag der Ste 11 en­
be j t räe;e ist egenü bel' Qcn bi s her i gen '3ii t /'en be iden Vo J ks­
schillen etwls niedrig r und hl~i den Mittelschulen erheblich 
niedriger . Das erklärt sich daraus, daß der Entwurf eine 
wesent Jjchc V rwaltune;sver LnI'achung vorsi ht, indem die 
ge ens itigen Verrechnungsverfahren zwischen T,and und Gemein-
den vc r'inp;ert werden . 11 ••• "nie SchulstC'Jll'nbeiträ[';l! fi"p 
die Volks- und Mi tteJschulen sollen 0 berechnet werden, 
daß dab i di Forderun en , die den Gemein n nuf Erstattung 
ihrer l\llfw ndungen fUr Lernmi ttel ['reihc'i t und Erziehungsbei­
hi 1 fen und ür I\us fall d s COchulge ldes '~ustchcn , vo 'her be­
rücksichtigt werden, so daß 0ich besondere Erst~ttungsver ­
f'uhren f'rt.ibr'i gC'rl . 11 (Stenogr . Be r'icht .schi . -lI. Landtag, j . 'tJahl ­
periode , l .- C) . 'l'agung , . ~'(8 ). 

Spät )1', mit Wirk"u g vom 11 . April 1957, wurde das genannte 
Gese tz vom ~)8 . M i 19~') durch das Schul untcrha 1 t ungs- uno 
Schulvcrwaltungsge.o..ietz vom 28 . Mcirz 1957 (GVOBl. Schl.-H . 
s . 47) ersetzt - vgl . § 62 Abs . ? f dje es Gesetzes -; in 
§ ?6 dJeses Ge etzes ist auch ein. estimmung Uber d n 
Schulb.itrag auI'genommen . Di Erstattungspflicht im Sinne 
oes zuer'st Gen- nntcn Gl.:setzE s von 19:>~ wurde nicht wie er 
aufgenommen . 

Eine g>sonderte Erst ttung inl Sinne d r Nr . ? des Beschlusses 
der Rat~ver'sammlung vom ~8 . Juni 1960 findet daher nicht statt . 

111 . Das ist ab r durch d n B schluß auch nicht gemeint . In der 
Behandlung der Frage der Lernmittelfreiheil in den Organen 
der Stadt Kiel ist nicht in diesem Sinne zum Ausdruck ge ­
kommen, weder i der nach Punkt 11 der Tagesordnun d r 
Sitzung des chulausschusses vom 28 . April 1960 gegeb nen Mit­
teilung d s St adtschulrats betr . Lernmittelfr iheit noch 
in d r Sitzung d s Ma istrat vom 28 . Mai 19 0, in der der 
Antra der SPD-Ratsherrenfr ktion be tr . Lernmittelfreiheit 
fUr Volk schulen vorlag , no h n den Sit zungen der Ratsver­
sammlung vom 27 . Mai 1960 und 28 . Jnni I 60 . Auch die recht­
liche B ratung durch den Ur laubsvertr ter des Unterzeichners , 
Herrn Ob rmagistratsrat Dr . Schröter, gegenUber Herrn Stadt ­
schulrat Dr . Hof'fmann in der Sitzung der Ratsversammlung 
vom 27 . Mai 19 ing nicht dahin . 

Die Zi fer 2 d s Beschlusses d r Ratsversammlung vom 28 . 
Juni 1Q60 ist dah' ngehend auszulegen , daß die Mehrkosten 
durch den Besc hluß zu 1 von der Stadt allein zu tragen s i nd , 
ohne C1.ß sie in d n Leistung n zwis chen Stadt und Land ein 
Roll s pl l~n . Wir schlagen vor , die Übereinstimmung des An­
tragste llers mit dieser Auslegung festzu tell n, damit ein 
Diss ns zwischen Antrag und eschluß vermi den wird . 

gez. v . Germar 



Hauptamt Kiel, den 12. Juli 1960 

1) Abschrift der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung vom 
28. Juni 1960 erhält das Büro des Stadtpräsidenten zur Kenntnis . 

2) Auszüge erhalten: 

Von Punkt 3 der Niederschrift: a) Amt für Wirtschaftsförderung z. K. 
u.w.V. 

b) Kämmereiamt z. K . 
c) Rechnungsprüfungsamt z.K. 

11 11 4 11 11 2 x Stadtplanungsamt z.K.u.w.V. 
11 11 5 11 11 2 x Stadtplanungsamt z.K.u.w.V . 

f(e 11 II 6 11 11 a) Schul- und Kulturamt z . K. u. w . V . 
b) 2 x Kämmereiamt z. K. 
c) Rechnungsprüfungsamt z. K . 

11 11 7 11 11 a) Amt für Familienfürsorge z. K . u . w . v . 
b) 2 x Kämmereiamt z. K. 
c ) Rechnungsprüfungsamt z . K. 

11 " 8 " 11 a) Amt für Familienfürsorge z. K . u. w. V . 
b) 2 x Kämmereiamt z. K. 
c) Rechnungsprüfungsamt z. K. 
d) Hauptamt 00. 2 z . K. 

11 11 9 11 11 a) Fürsorgeamt z . K . u. w. V. 
b) 2 x Kämmereiamt z. K . 
c) Rechnungsprüfungsamt z . K . 

11 11 10 11 11 a) Jugendamt z. K. u . w . v. 
b) Kämmereiamt z. K. 
c) Rechnungsprüfungsamt z. K . 

11 11 11 11 11 a) Rechtsamt z. K. u. w. v. 
b) 2 x Kämmereiamt z . K. 
c) Rechnungsprüfungsamt z. K. 

11 11 12 " 11 a) Stadtbücherei z . K . u. w. V. 
b) 2 x Kämmereiamt z . K . 
c) Rechnungsprüfungsamt z. K . 

· 11 11 13 11 11 Personalamt z. K. u. w. V. 
11 11 14 " 11 Schul- und Kulturamt z. K. u. w. V. 

" " 15 " " Hafen- und Verkehrsbetriebe z.K. 

" " 16b " " a) Hauptamt z. K. 
b) Rechtsamt z . K . 

" " 16c " " Presseamt - Kieler Woche - z.K. 
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Nichtöffentliche Sitzung 

Von Punkt 1 der Niederschrift: a) Tiefbauamt z . K. u . w. V . 
b) 2 x Kämmereiamt z. K . 
c ) Rechnungsprüfungsamt z . K. 

" " 2 " " a) Stadtwerke z. K. u. w . V . 
b) Kämmereiamt z . K . 
c) Rechnungsprüfungsamt z. K. 

3) ZdA . 

-



SITZUNG 
Eie6 Mt·qgietre'h!! 
der Ratsversammlung 

vom: 

Einen Auszug der Niederschrift über die Sitzung 

.eef'! Me r,is1raots 
. der Ratsvers amm lung 

heute erhalten: 

Amt Betrifft: Unterschrif - Datum -

Punkt: 1104d-1f . 11.,/ 

'Ir Jdl tk 1ku/{;U~(l4wh ~ 

Punkt: y_ ~ 

• b - tf'{-

Punkt: ,. - f'-

punkt: ,(() 
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Amt Betrifft: Unterschrift - Datum -

Punkt: 12.. 
... .. .,., 

Punkt: 13 L • I 

'~Q --\..--~ 

. Punkt: "/4 .' 

Punkt: Ib ~ 

-

- . 

'" 
Punkt: 

I 

• . \ I. ):, . , ..... ~. " 
Punkt: 

... 

-' .., 
.. , 

" 
Punkt: 

1 
., +-

• , -
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S t u d t K i e 1 
])e r ,) t dd t 1)r;i.8 ident 

Ki el , denj. AUGus t 1960 

1 ) Herr Brandt teilt mit , dar) beide j1raktioncn Ubereingeko lr1en 
sind , die nächste Sit zuni, de r Hatsverstll1mlung nicht für den 
18 . 8 ., snnderr für den 1 . 9 . 1960 ein:0uberufen . 

? ) An die 
])amen und He rren rTi t clicde r 
der a t sversD.Duluntj un d des l.agiutrats 

Be tr....0.. Nächst e 0 i t zung de r Hat sve r sELI.1T1 I une 

1)a ein 'feil de r 1'1i tg l i eder der HatsverSallI1lunr; I11 tte Au c..,ll t 

d . J . noch i m Urlaub i s t , ,lird ir:J li invernchTlJ.en r li t den 

be iden i r akti onsvorsi tz enden de r Te r r1in flir die n?~ch te 

Si t zung der tiatsver SELllml un g v om 18 . 8 . auf 

])o.lne r s t o. , den 1 . ..) ept e1'1ber 19 60 

verlegt . 

Bs wird ge bet en , de n neuen Te Qin vorzllme r k en . 

3) '.lvI . 

• 
( :v.ös ter) 
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Stadt Kiel 
Der Stadtpräsident 

Kiel , den 3. August 1960 

, 

, 

An die 

Damen und Herren Mitgli eder 
der Ratsv0rsammlung und des Magistrats 

Betr .. : Nächste Sitzung der Ratsversammlung 

Da ein Teil der Mitglie der der Ratsversammlung Mitte August 
d.J. noch im Urlaub ist, wird im Einvernehmen mit den bei­
den Fraktionsvorsitzenden der Termin für di e nächste Sitzung 
der Ratsversammlung vom 18. August 1960 auf 

Donnerstag, den 1. September 1960, 

verlegt. 

Es wird gebeten, den neuen Termin vorzumerken. 

K ö s t e r 




